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Verwaltungsgesellschaft, Abschlussprifer,
Verwahrstelle und Vertriebsstellen

Verwaltungsgesellschaft und zugleich
OGA-Verwalter

Union Investment Luxembourg S.A.
3, Heienhaff

L-1736 Senningerberg
GroBBherzogtum Luxemburg

Eigenkapital per 31.12.2023
EUR 390,228 Millionen nach Gewinnverwendung

LEI der Verwaltungsgesellschaft
529900FSORICM1ERBPO5

Leitungsorgan der Union Investment Lul2
xembourg S.A.:

Vorstand der Verwaltungsgesellschaft
Klaus BOLLMANN

Mitglied des Vorstandes der

Union Investment Luxembourg S.A.

Luxemburg

Rolf KNIGGE

Mitglied des Vorstandes der

Union Investment Luxembourg S.A.
Luxemburg

Kai NEMEC

Mitglied des Vorstandes der

Union Investment Luxembourg S.A.
Luxemburg

Aufsichtsrat der Verwaltungsgesellschaft

Dr. Gunter HAUEISEN

Vorsitzender des Aufsichtsrates

Union Asset Management Holding AG
Frankfurt am Main

Karl-Heinz MOLL
unabhéangiges Mitglied
des Aufsichtsrates
Luxemburg

Harald RIEGER

Mitglied des Aufsichtsrates

Union Investment Institutional GmbH
Frankfurt am Main

Gesellschafter der Union Investment Lull
xembourg S.A.

Union Asset Management Holding AG
Frankfurt am Main

Auslagerung des Portfoliomanagements
an folgende, der Union Investment Grupi@
pe angehodrende, Gesellschaften:

Union Investment Privatfonds GmbH
WeiB3frauenstra3e 7

D-60311 Frankfurt am Main

Union Investment Institutional GmbH
WeiBfrauenstraBBe 7

D-60311 Frankfurt am Main

Abschlussprifer des Fonds

PricewaterhouseCoopers, Société coopérative
2, rue Gerhard Mercator
L-2182 Luxembourg,

die zugleich Abschlussprufer der
Union Investment Luxembourg S.A. ist.

Verwahrstelle und zugleich Hauptzahl@
stelle

DZ PRIVATBANK S.A.

4, rue Thomas Edison
L-1445 Strassen
GroBherzogtum Luxemburg

Eigenkapital per 31.12.2023
EUR@ .230,499 Millionen

Zahl- und Vertriebsstelle im GroBherzogf
tum Luxemburg

DZ PRIVATBANK S.A.

4, rue Thomas Edison
L-1445 Strassen
GroBherzogtum Luxemburg
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UniTransformation Aktien Infrastruktur
UniValueFonds: Europa
UniValueFonds: Global
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Volksbank Kraichgau Fonds
Werte Fonds Munsterland Klima

Die Union Investment Luxembourg S.A. verwaltet ebenfalls Fonds
nach dem Gesetz vom 13. Februar 2007 Uber spezialisierte Invest?
mentfonds.



Verkaufsprospekt

Dieser Verkaufsprospekt (,Verkaufsprospekt”) ist nur gultig in
Verbindung mit dem letzten veréffentlichten Jahresbericht, des?
sen Stichtag nicht langer als 16@MMonate zurickliegen darf. Wenn
der Stichtag des Jahresberichtes ldnger als 8 onate zurlickliegt,
ist dem Erwerber zusatzlich ein Halbjahresbericht zur Verfiigung
zu stellen.

Niemand ist ermachtigt, sich auf Angaben zu berufen, welche
nichtin dem Verkaufsprospekt oder in sonstigen Unterlagen, die
der Offentlichkeit zuganglich sind und auf die sich der Verkaufs
prospekt bezieht, enthalten sind.

AuBerdem wird ein Basisinformationsblatt fur verpackte
Anlageprodukte fir Kleinanleger und Versicherungsanlagel
produkte (,BIB”) erstellt, das die wesentlichen Informationen

Uber den Investmentfonds (der ,Fonds”) enthalt. Rechtsgrundlal
ge des Kaufs von Anteilen ist der aktuell gliltige Verkaufsprol
spekt und das BIB. Durch den Kauf eines Anteils erkennt der Anle@
ger den Verkaufsprospekt, das BIB sowie alle Anderungen dersel?
ben an.

1. Der Fonds

Der im vorliegenden Verkaufsprospekt beschriebene Investment?
fonds ist ein nach Luxemburger Recht in der Form eines fonds
commun de placement a compartiments multiples errichtetes
Sondervermogen aus Wertpapieren und sonstigen Vermégens
werten. Er wurde nach Teil | des Luxemburger Gesetzes vom 17.
Dezember 2010 Uber Organismen fur gemeinsame Anlagen in seil
ner derzeit aktuellen Fassung (,Gesetz vom 17. Dezember 2010")
aufgelegt und erfillt die Anforderungen der Richtlinie
2009/65/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom
13.8uli2009 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvor?
schriften betreffend bestimmte Organismen fiir gemeinsame An
lagen in Wertpapieren (,Richtlinie 2009/65/EG") u.a. gedndert
durch die Richtlinie 2014/91/EU des Europaischen Parlaments
und des Rates vom 23. Juli 2014 zur Anderung der Richtlinie
2009/65/EG zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvor
schriften betreffend bestimmte Organismen fiir gemeinsame An2
lagen in Wertpapieren (OGAW) im Hinblick auf die Aufgaben der
Verwabhrstelle, die Vergltungspolitik und Sanktionen (,Richtlinie
2014/91/EU").

Der Fonds ist als Umbrella-Fonds aufgelegt worden, das heiBt,
dass die Verwaltungsgesellschaft nach eigenem Ermessen dem
Anleger innerhalb des Fonds einen oder mehrere Unterfonds
anbieten kann. Die Gesamtheit der Unterfonds ergibt den Fonds.
Die Verwaltungsgesellschaft kann innerhalb des Fonds jederzeit
weitere neue Unterfonds auflegen und/oder einen oder mehrere
bestehende Unterfonds auflésen oder zusammenlegen.

An dem jeweiligen Unterfonds sind die Anteilinhaber des
Unterfonds zu gleichen Rechten und im Verhéltnis der Zahl der je2
weils gehaltenen Anteile des Unterfonds beteiligt.

Unter Bezugnahme auf Artikel 181 Absatz 5 des Gesetzes vom
17. Dezember 2010 haftet innerhalb des Fonds jeder Unterfonds
nur fur die Schulden, Verpflichtungen und Verbindlichkeiten, die
diesen Unterfonds betreffen. Damit bildet jeder einzelne
Unterfonds in Bezug auf den Anteilinhaber eine eigene Einheit.

2. Die Verwaltung des Fonds

Der Fonds wird von der Union Investment Luxembourg S.A. (“Ver@
waltungsgesellschaft”) verwaltet.

Die Verwaltungsgesellschaft entspricht den Anforderungen der
Richtlinie 2009/65/EG des Rates zur Koordinierung der Rechts-
und Verwaltungsvorschriften betreffend bestimmte Organismen
flr gemeinsame Anlagen in Wertpapieren.

Die Verwaltungsgesellschaft wurde am 19.August 988 als Aktil
engesellschaft unter luxemburgischem Recht fir eine unbestimm(®
te Dauer gegrindet, die seinerzeitige Veréffentlichung im Mémol
rial C (das Mémorial Cwurde zum 1. Juni 2016 durch die neue
Informationsplattform Recueil électronique des sociétés et
associations (,RESA") des Handels- und Gesellschaftsregisters in
Luxemburg ersetzt) erfolgte am 27. September 1988. Sie hat ih@
ren Sitz in Luxemburg und ist unter der Nummer B28679 im Lul@
xemburger Handels- und Gesellschaftsregister eingetragen. lhr
Geschaftsjahr endet jéhrlich am 31. Dezember.

Der Gesellschaftszweck ist gemaB Artikel 101 des Gesetzes vom
17. Dezember 2010 Gber Organismen flir gemeinsame Anlagen
in seiner derzeit aktuellen Fassung die Grindung und/oder VerlZ
waltung eines oder mehrerer Organismen flr gemeinsame Anlal
gen sowie die individuelle Verwaltung einzelner Anlageportfoli
os mit einem Ermessensspielraum im Rahmen eines Mandats der
Anleger, wenn diese Anlageportfolios ein oder mehrere Finanzin@
strumente gemaB Anhang 1 Abschnitt C der Richtlinie
2014/65/EU des Europaischen Parlaments und Rates vom 15. Mai
2014 Gber Markte fir Finanzinstrumente sowie zur Anderung
der Richtlinien 2002/92/EG und 2011/61/EU (,,Richtlinie
2014/65/EU") (,Finanzinstrumente”), die in Anhang Il Abschnitt
B des Gesetzes vom 5. April 1993 Uber den Finanzsektor (,Gesetz
vom 5. April 1993") in seiner derzeit aktuellen Fassung genannt
werden, enthalten.

Als Nebentatigkeit kann die Gesellschaft darliber hinaus die AnlalZ
geberatung in Bezug auf ein oder mehrere Geschéafte mit Finanz@
instrumenten, die in Anhang Il Abschnitt B des Gesetzes vom 5.
April 1993 in seiner derzeit aktuellen Fassung genannt werden,
sowie die Verwahrung und technische Verwaltung in Bezug auf
Anteile von Organismen fir gemeinsame Anlagen im Sinne von
Artikel 101 des Gesetzes vom 17. Dezember 2010 in seiner aktuel®
len Fassung tatigen.

Weiterhin ist gemaB Artikel 5 des Gesetzes vom 12. Juli 2013
Uber Verwalter alternativer Investmentfonds in seiner derzeit gul®@
tigen Fassung der Gesellschaftszweck die Griindung und/oder
Verwaltung alternativer Investmentfonds sowie die individuelle
Verwaltung einzelner Portfolios mit einem Ermessensspielraum
im Rahmen eines Mandats der Anleger sowie die Verwaltung von
Portfolios, einschlieBlich solcher, die von Pensionsfonds und Ein
richtungen der betrieblichen Altersversorgung geman Artikel 19
Absatz 1 der Richtlinie 2003/41/EG gehalten werden und im Ein@
klang mit von den Anlegern erteilten Einzelmandaten im Ermesfd
senspielraum stehen.

Als Nebentatigkeit kann die Gesellschaft auch die Anlageberald
tung und die Verwahrung und technische Verwaltung in Bezug



auf Anteile oder Aktien von Organismen flir gemeinsame Anlal
gen nach dem Gesetz vom 12. Juli 2013 Uber Verwalter alternati
ver Investmentfonds in seiner aktuellen Fassung tatigen.

Die Gesellschaft kann auBerdem alle Handlungen vornehmen,
die zur Verwaltung dieser Organismen notwendig sind und alle
Geschéafte tatigen und alle MaBnahmen treffen, die ihr Interesse
fordern oder ihrem Gesellschaftszweck dienen oder nitzlich sind
und der aktuellen Fassung des Gesetzes vom 17. Dezember 2010
bzw. des Gesetzes vom 12. Juli 2013 entsprechen.

Die Union Investment Luxembourg S.A. hat in ihrer Funktion als
OGA-Verwalter (Ubernahme der Funktionen der Transferstelle,
der Berechnung des Anteilwertes und der Buchhaltung sowie der
Kundenkommunikation) unter ihrer Verantwortung und Kontrol®
le verschiedene Aufgaben der Transferstellenfunktion, insbesonf
dere die zentrale Abwicklung des Anteilgeschafts, sowie verschiel
dene verwaltungstechnische Aufgaben, z.B. die Berechnung der
Nettoinventarwerte, die Erstellung der regelmaBigen Berichte
oder die Berechnung der Solvabilitatskennziffer an die Attrax Fil2
nancial Services S.A. mit Sitz in 3, Heienhaff, L-1736
Senningerberg Ubertragen.

Ferner kann die Verwaltungsgesellschaft entsprechend den im
GroBherzogtum Luxemburg glltigen Bestimmungen auf eigene
Verantwortung, Kosten und Kontrolle Aufgaben des Fondsmanal
gements an andere der Union Investment Gruppe angehdérende
Gesellschaften wie die Union Investment Institutional GmbH so
wie die Union Investment Privatfonds GmbH, beide mit Sitz in
Frankfurt am Main, Gbertragen. Die Aufgaben des Fondsmanaged
ments umfassen insbesondere die tagliche Umsetzung der Anla2
gepolitik sowie die unmittelbare Anlageentscheidung. Die KoslZ
ten hinsichtlich der Auslagerung des Portfoliomanagements werf
den durch die Verwaltungsvergitung getragen.

Die Verwaltungsgesellschaft ist berechtigt, sich auf eigene Kos@
ten in Fragen der Portfoliostrukturierung von Dritten beraten zu
lassen.

Die Verwaltungsgesellschaft hat sich gemaf Kapitel 15 des Gesetl
zes vom 17. Dezember 2010 verpflichtet, im Rahmen ihrer Tatigl
keiten jederzeit die Wohlverhaltensregeln im Artikel 111 des Geld
setzes vom 17. Dezember 2010 zu beachten.

In diesem Zusammenhang hat die Verwaltungsgesellschaft eine
Strategie aufgestellt, in der festgelegt ist, wann und wie die
Stimmrechte, die mit den Instrumenten in den von ihr verwalted
ten Fonds verbunden sind, ausgelbt werden sollen, damit dies
ausschlieBlich zum Nutzen des oder der betreffenden Fonds ist.
Eine Kurzbeschreibung dieser Strategie kann im Internet auf der
unter www.union-investment.com abrufbaren Homepage der
Verwaltungsgesellschaft eingesehen oder direkt von der Verwall@
tungsgesellschaft angefordert werden.

Die Verwaltungsgesellschaft wird den oder die betreffenden
Unterfonds in rechtlichen Angelegenheiten im besten Interesse
der Anleger vertreten. Die Verwaltungsgesellschaft wird dem jel
weiligen Unterfondsvermogen die im Rahmen der Durchsetzung
von fir den Unterfonds gerichtlich oder auBergerichtlich
streitigen Anspriichen vereinnahmten Betrage, nach Abzug und
Ausgleich aller der in diesem Zusammenhang entstandenen KosZ
ten, gutschreiben.

Die Verwaltungsgesellschaft ist ferner verpflichtet, im besten Intel
resse der von ihr verwalteten Fonds zu handeln, wenn sie fir die

Fonds Handelsentscheidungen ausfiihrt oder Handelsauftrage

zur Ausfiihrung an andere Einrichtungen weiterleitet. Insbeson
dere hat die Verwaltungsgesellschaft alle angemessenen Maf3@
nahmen zu ergreifen, um das bestmdgliche Ergebnis fiir den je
weiligen Fonds zu erzielen, wobei sie den Kurs, die Kosten, die GelZ
schwindigkeit und Wahrscheinlichkeit der Ausfiihrung und AbfZ
rechnung, den Umfang und die Art des Auftrags sowie alle sonsti
gen fir die Auftragsausfiihrung relevanten Aspekte zu berlick@
sichtigen hat. Vor diesem Hintergrund hat die Verwaltungsgesell
schaft Grundsatze festgelegt, die ihr die Erzielung des bestmdgli
chen Ergebnisses unter Berlicksichtigung der vorgenannten
Aspekte gestatten. Informationen Uber diese Grundsatze und
iber wesentliche Anderungen der Grundsatze kénnen im Interf
net auf der unter www.union-investment.com abrufbaren Home
page der Verwaltungsgesellschaft eingesehen oder direkt von

der Verwaltungsgesellschaft angefordert werden.

Daneben hat sich die Verwaltungsgesellschaft verpflichtet, den
von der ALFI (Association of the Luxembourg Fund Industry, 12,
Rue Erasme, L-1468 Luxembourg) veréffentlichten
Verhaltensrichtlinien ,Code of Conduct for Luxembourg Invest
ment Funds” sowie die vom BVI (Bundesverband Investment und
Asset Management e.V., Frankfurt am Main) ver&ffentlichten
Wohlverhaltensregeln, sofern diese mit dem Luxemburger Gel
setz vereinbar sind, zu beachten. Diese Vorgaben formulieren
einen Standard guten und verantwortungsvollen Umgangs mit
dem Kapital und den Rechten der Anleger. Sie stellen dar, wie die
Kapitalanlage- bzw. Verwaltungsgesellschaften den gesetzlichen
Verpflichtungen gegenlber Anlegern nachkommen und wie sie
deren Interessen Dritten gegenlber vertreten.

Die Verwaltungsgesellschaft handelt im besten Interesse der von
ihr verwalteten Fonds und deren Anleger. Sie ist sich bewusst,
dass bei Durchfihrung ihrer Dienstleistungen Interessenkonflikte
entstehen kdnnen. Zur Vermeidung von Interessenkonflikten verfd
fugt sie im Einklang mit dem Gesetz vom 17. Dezember 2010 und
den anwendbaren Verwaltungsvorschriften und Verordnungen
der luxemburgischen Aufsichtsbehérde, der Commission de Sur@
veillance du Secteur Financier (,CSSF”), Gber angemessene Struk@
turen und Kontrollmechanismen. Die Verwaltungsgesellschaft
hat diesbeziiglich Grundsatze zum Umgang mit InteressenkonflikZ
ten etabliert. Zur Vermeidung dass potentielle Interessenkonflik
te den Interessen des Fonds und seiner Anleger schaden, verflgt
die Verwaltungsgesellschaft Gber angemessene MaBnahmen

und Prozesse, wie zum Beispiel MaBnahmen zur hierarchischen
und funktionalen Trennung, MaBnahmen zur Verhinderung bzw.
Kontrolle des Informationsaustauschs sowie MaBnahmen zur
Auslagerungssteuerung. Interessenkonflikte, die sich trotz der
MaBnahmen nicht vermeiden lassen, werden den Anlegern gel@
genlber auf dauerhaftem Datentrager offengelegt.

Im Rahmen ihrer Geschéaftstatigkeit kann die Verwaltungsgesell®
schaft einzelne Tatigkeiten und Aufgaben an gruppenzugehéri
ge und -externe Unternehmen auslagern. Bei der Auslagerung
von Aufgaben an gruppenzugehdrige und -externe Unterneh
men vergewissert sich die Verwaltungsgesellschaft, dass die
gruppenzugehérigen und -externen Unternehmen die notwendi
gen MaBnahmen zur Einhaltung aller Anforderungen an die Ver
meidung von Interessenkonflikten wie sie in den anwendbaren
Luxemburger Gesetzen und Verordnungen festgelegt sind, geld



troffen haben und die Einhaltung dieser Anforderungen tGberwall
chen.

Die Verwaltungsgesellschaft hat MaBnahmen ergriffen, um Anle@
ger vor Nachteilen zu schitzen, die durch das so genannte ,freld
quent trading” entstehen kénnen. Hierunter werden kurzfristige
Umsatze in Anteilen verstanden, die die Wertentwicklung eines
Unterfonds aufgrund der GréBe und Haufigkeit der Umsatze
durch auf Ebene des Unterfonds anfallende Transaktionskosten
beeintrachtigen. Vor diesem Hintergrund werden die Anteil®
scheinumsatze einerseits regelmaBig beobachtet und ausgewer
tet, andererseits wurden interne Regelungen fir Mitarbeiter der
Verwaltungsgesellschaft erlassen, die eine VerdauBerung von An@@
teilen an Unterfonds innerhalb von kurzen Zeitraumen verhin@
dern.

Die Verwaltungsgesellschaft l1asst das so genannte ,, market ti@
ming”, das die Interessen der anderen Anleger schadigen kann,
nicht zu. Unter ,market timing” versteht man Zeichnungen und
Rickgaben von Anteilen eines Unterfonds in einem kurzen zeitli@
chen Abstand zur Ausnutzung von Zeitunterschieden und/oder
denkbaren Schwachen bzw. Unvollkommenheiten im Bewer
tungssystem des Nettoinventarwertes. Die Verwaltungsgesell@
schaft behalt sich das Recht vor, Auftrage abzulehnen, wenn sie
vermutet, dass solche Praktiken eingesetzt werden.

Die Verwaltungsgesellschaft lehnt auch das so genannte , late tral
ding” ab. Hierunter versteht man Zeichnungen und Riickgaben
von Anteilen nach Orderannahmeschluss des jeweiligen Handels?
tages zum bereits feststehenden bzw. absehbaren Schlusskurs.
Die Verwaltungsgesellschaft stellt sicher, dass die Ausgabe und
Ricknahme von Anteilen auf der Grundlage eines dem Anleger
vorher unbekannten Anteilwertes abgerechnet wird. Sollte der
Verdacht bestehen, dass ein Anleger ,late-trading” betreibt,

kann die Verwaltungsgesellschaft die Annahme des Kauf- bzw.
Verkaufsantrages zurlickweisen.

GemaB Artikel 1 Ziffer 13 Buchstabe a der Richtlinie EU
2014/91/EU und gemaB der ESMA Leitlinien ESMA/2016/411
Guidelines on sound remuneration policies under the UCITS
Directive and AIFMD fasst die UIL ihre Vergitungspolitik wie
folgt zusammen:

Die Vergutungspolitik und -praxis der UIL ist mit einem soliden
und wirksamen Risikomanagement vereinbar und diesem
férderlich. Sie ermutigt weder zur Ubernahme von Risiken, die
mit den Risikoprofilen, Vertragsbedingungen oder Satzungen

der von der UIL verwalteten Fonds nicht vereinbar sind, noch die
UIL daran hindert, pflichtgemaf im besten Interesse des Fonds zu
handeln. Die Vergutungspolitik steht im Einklang mit
Geschaftsstrategie, Zielen, Werten und Interessen der UIL und
der von ihr verwalteten Fonds und der Anleger solcher Fonds

und umfasst MaBnahmen zur Vermeidung von Interessenkonflik@
ten. Die Leistungsbewertung erfolgt in einem mehrjahrigen RahiZ
men, der der Haltedauer, die den Anlegern des von der UIL ver
walteten Fonds empfohlen wurde, angemessen ist, um zu gel
wahrleisten, dass die Bewertung auf die langerfristige Leistung
des Fonds und seiner Anlagerisiken abstellt und die tatsachliche
Auszahlung erfolgsabhangiger Vergltungskomponenten Gber
denselben Zeitraum verteilt ist. Die festen und variablen Bestand®
teile der Gesamtvergltung stehen in einem angemessenen Ver
héltnis zueinander, wobei der Anteil des festen Bestandteils an

der Gesamtvergutung hoch genug ist, um in Bezug auf die varial
blen VergUtungskomponenten véllige Flexibilitat zu bieten, ein@@
schlieBlich der Moglichkeit, auf die Zahlung einer variablen Kom@
ponente zu verzichten.

Der Aufsichtsrat der UIL hat die Grundsatze des
Vergutungssystems festgelegt und tGiberwacht deren Umsetzung.

Die Einzelheiten der aktuellen Verglitungspolitik, darunter eine
Beschreibung, wie die Vergutung und die sonstigen Zuwendun@
gen berechnet werden, und die Identitat der fiir die Zuteilung
der Vergutung und sonstigen Zuwendungen zustdndigen Perso
nen sind auf der Homepage der UIL unter www.union-
investment.lu unter der Rubrik ,,Rechtliche Hinweise" erhaltlich.
Auf Anfrage wird eine kostenlose Papierversion zur Verfligung
gestellt.

Die Verwaltungsgesellschaft wird durch ihren Vorstand vertrel?
ten. Die Mitglieder des Vorstandes werden vom Aufsichtsrat bel
stellt. Der Vorstand fuhrt die Geschéafte der Verwaltungsgesell
schaft. Er ist zustandig fur alle Angelegenheiten der Verwaltungs@
gesellschaft, soweit sie nicht nach dem Gesetz, der
Gesellschaftssatzung oder einer Geschaftsordnung des Vorstani
des oder des Aufsichtsrates, dem Aufsichtsrat oder der General®
versammlung vorbehalten sind.

Die Generalversammlung hat Herrn Dr. Gunter HAUEISEN (Vorsit?
zender des Aufsichtsrates), Herrn Karl-Heinz MOLL (unabhangif
ges Mitglied des Aufsichtsrates) und Herrn Harald RIEGER zu Mitd
gliedern des Aufsichtsrates bestellt. Die Verwaltungsgesellschaft
wird grundsatzlich durch die gemeinsame Unterschrift von min@
destens zwei Mitgliedern des Vorstands rechtsverbindlich ver
pflichtet.

3. Die Verwahrstelle

Die Vermdgenswerte des Fonds werden von der im Sonderreglel
ment des jeweiligen Unterfonds genannten und der einzigen Ver
wahrstelle von der Verwaltungsgesellschaft bestellten Verwahr
stelle (,Verwahrstelle”) verwahrt.

Die Bestellung der im jeweiligen Sonderreglement genannten
Verwahrstelle kann durch die Verwahrstelle oder die Verwal@
tungsgesellschaft schriftlich unter Einhaltung einer dreimonati@
gen Frist geklindigt werden. Eine solche Kiindigung wird erst
wirksam, wenn eine andere, von der zustandigen Aufsichtsbehor
de genehmigte Bank die Pflichten und Funktionen der Verwahr@
stelle gemaB den Bestimmungen des Verwaltungsreglements
Ubernimmt.

Die Verwahrstelle ist eine Aktiengesellschaft nach dem Recht des
GroBherzogtums Luxemburg und betreibt Bankgeschéfte. Sie ist
gemaB dem Gesetz vom 5. April 1993 als Kreditinstitut zugelas®
sen und unterliegt der Aufsicht der CSSF sowie der Européaischen
Zentralbank (,EZB").

Die Rechte und Pflichten der Verwahrstelle richten sich nach dem
Gesetz vom 17. Dezember 2010, der delegierten Verordnung

(EV) 2016/438 der Kommission vom 17. Dezember 2015 zur ErZ
ganzung der Richtlinie 2009/65/EG des Europaischen Parlaments
und des Rates in Bezug auf die Pflichten der Verwahrstellen (,Ver®
ordnung EU 2016/438"), dem Verwaltungsreglement sowie dem
Sonderreglement des jeweiligen Unterfonds und dem Verwahrf
stellenvertrag zu dem Fonds in seiner jeweils glltigen Fassung.



Sie handelt unabhangig und ausschlieBlich im Interesse der Anlel
ger. In diesem Zusammenhang verfiigt die Verwahrstelle Gber ani
gemessene MaBnahmen und Prozesse zur Vermeidung von Inte
ressenkonflikten, wie zum Beispiel MaBnahmen zur hierarchi
schen und funktionalen Trennung sowie MaBBnahmen zur
Auslagerungssteuerung. Interessenkonflikte, die sich trotz der
MaBnahmen nicht vermeiden lassen, werden den Anlegern geld
genlber offengelegt. Die Verwahrstelle nimmt keine Aufgaben

in Bezug auf die Anlageverwaltung oder das Risikomanagement
des Fonds wabhr.

Die Funktion der Verwahrstelle kann von einem mit der Verwall@
tungsgesellschaft verbundenen Unternehmen wahrgenommen
werden. Die Verwaltungsgesellschaft und die Verwahrstelle, so@
fern eine Verbindung zwischen ihnen besteht, verfligen tber an
gemessene Strukturen, um maogliche Interessenkonflikte aus der
Verbindung zu vermeiden. Kénnen Interessenkonflikte nicht ver
mieden werden, wird ein solcher Interessenkonflikt durch die Verld
waltungsgesellschaft und die Verwahrstelle geregelt, Gberwacht
und offengelegt, um nachteilige Auswirkungen auf die Interesf
sen des Fonds und seiner Anleger zu verhindern.

Die Verwahrstelle hat gemaB Luxemburger Recht die Mdglichkeit
Verwahraufgaben an Dritte zu delegieren. Im Rahmen einer sol@
chen Ubertragung kénnen bestimmte Aufgaben zur Ausiibung eil
ner oder mehrerer wesentlicher Funktionen im Zusammenhang
mit der Tatigkeit als Verwahrstelle auch von einem mit der Ver2
wabhrstelle verbundenen Unternehmen, an welchem die Verwahr2
stelle eine wesentliche Beteiligung hélt oder welchem sie z.B. Mit
glieder des Aufsichtsrates stellt, wahrgenommen werden.

Die Liste der seitens der Verwahrstelle zur Durchfiihrung lokaler
Wertpapierinvestitionen derzeit genutzten Unterverwahrer bzw.
Lagerstellen (,Liste der Unterverwahrer bzw. Lagerstellen”) wird
im Anschluss an das Kapitel 18 ,Sonstiges” aufgefihrt.

Die Liste der Unterverwahrer bzw. Lagerstellen wird bei Bedarf
aktualisiert werden. Die Aktualisierungen werden bei jeweils
nachster Anpassung des Verkaufsprospektes erfolgen. Eine jel
weils aktuelle Ubersicht kann bei der Verwaltungsgesellschaft
vom Anleger kostenlos erfragt werden.

Auf Antrag des Anlegers an die Verwaltungsgesellschaft werden
diesem kostenlos der neueste Stand der Information hinsichtlich
der Identitat der Verwahrstelle des Fonds, die Beschreibung der
Pflichten der Verwahrstelle sowie der Interessenkonflikte, die ent®
stehen kdnnen sowie die Beschreibung sémtlicher von der Vera
wahrstelle Gbertragener Verwahrungsfunktionen, die Liste der
Unterverwahrer bzw. Lagerstellen und Angabe samtlicher InteresZ
senkonflikte, die sich aus der Aufgabenubertragung ergeben konk
nen, Ubermittelt.

Die Verwahrstelle haftet gegeniiber dem Fonds und dessen An@@
teilinhabern fur den Verlust durch die Verwahrstelle oder einen
Dritten, dem die Verwahrung von verwahrten Finanzinstrumen
ten Ubertragen wurde.

Bei Verlust eines verwahrten Finanzinstruments gibt die Verwahr@
stelle dem jeweiligen Unterfonds oder der Verwaltungsgesell®
schaft des Fonds unverzliglich ein Finanzinstrument gleicher Art
zuriick oder erstattet einen entsprechenden Betrag. Die Verwahr
stelle haftet gemaB dem Gesetz vom 17. Dezember 2010 sowie
nach den geltenden Verordnungen (insbesondere der Verord@
nung EU 2016/438) nicht, wenn sie nachweisen kann, dass der

Verlust auf auBere Ereignisse, die nach verniinftigem Ermessen
nicht kontrolliert werden kénnen und deren Konsequenzen trotz
aller angemessenen Anstrengungen nicht hatten vermieden werld
den kdénnen, zurlickzufihren ist.

Die Verwahrstelle haftet gegeniiber dem Fonds und dessen An2
teilinhabern auch fur samtliche sonstige Verluste, die diese infol?
ge einer fahrlassigen oder vorsatzlichen Nichterflllung der gel
setzlichen Verpflichtungen der Verwahrstelle erleiden.

Die Haftung der Verwabhrstelle bleibt, unter Berlicksichtigung der
gesetzlichen Ausnahmeregelungen von einer etwaigen Ubertrald
gung von Verwahraufgaben an Dritte, einschlieBlich der ihrer
seits Ubertragenen Verwahraufgaben an weitere Dritte, unbe
ruhrt.

Anteilinhaber des Fonds kénnen die Haftung der Verwahrstelle
unmittelbar oder mittelbar Uber die Verwaltungsgesellschaft gel
tend machen, vorausgesetzt, dass dies weder zur Verdopplung
von Regressansprichen noch zur Ungleichbehandlung der Anteil@
inhaber fihrt.

Die Verwahrstelle und die Verwaltungsgesellschaft sind sich beld
wusst, dass sich aus der Ubertragung der Verwahraufgaben Intefl
ressenkonflikte ergeben konnen und vergewissern sich daher,
dass sie selbst und die beauftragten Dritten alle notwendigen
MaBnahmen zur Einhaltung der Anforderungen an Organisation
und Vermeidung von Interessenkonflikten, wie sie in den an@
wendbaren Luxemburger Gesetzen und Verordnungen festgeld
legt sind, getroffen haben und die Einhaltung dieser Anforderuni
gen Gberwachen.

Folgende Interessenkonflikte kénnten sich aus der Unterverwah@
rung ergeben:

Die DZ BANK AG Frankfurt/Main ist ein mit der Verwahrstelle verl
bundenes Unternehmen. Die DZ BANK AG Frankfurt/Main halt
eine wesentliche Beteiligung an der Verwahrstelle und stellt Mit@
glieder des Aufsichtsrates.

Derzeit sind der Verwahrstelle keine Interessenkonflikte aus aktu@@
ellen Unterverwahrungen bekannt. Die Verwaltungsgesellschaft
hat diese Informationen auf Plausibilitat gepruft. Sie ist jedoch
auf Zulieferung der Informationen durch die Verwahrstelle ange@d
wiesen und kann die Richtigkeit und Vollstdndigkeit im Einzelnen
nicht Gberprafen.

4. Die Rechtsstellung der Anteilinhaber

Die Verwaltungsgesellschaft legt in den jeweiligen Unterfonds ani
gelegtes Geld im eigenen Namen flr gemeinschaftliche Rech@
nung der Anteilinhaber nach dem Grundsatz der Risikostreuung
in Wertpapieren und sonstigen zuldssigen Vermdgenswerten geld
maB Artikel 41 Absatz 1 des Gesetzes vom 17. Dezember 2010

an. Das angelegte Geld und die damit erworbenen Vermogens
werte bilden das jeweilige Unterfondsvermégen, das gesondert
von dem eigenen Vermogen der Verwaltungsgesellschaft gehal
ten wird.

Anlagepolitik und Anlagebeschrénkungen sind in dem im Anll
schluss an diesen Verkaufsprospekt abgedruckten Verwaltungsreld
glement und den Sonderreglements der jeweiligen Unterfonds
aufgefihrt. Das Verwaltungsreglement sowie die Sonderregle
ments der jeweiligen Unterfonds sind integrale Bestandteile des
Verkaufsprospektes. Das Verwaltungsreglement enthalt grund



satzliche Richtlinien zu Anlagepolitik, Anteilwertberechnung, Ausl
gabe und Riicknahme von Anteilen und Kosten sowie weitere
wichtige Regelungen fir die Anteilinhaber, wahrend in den Son@
derreglements die spezifischen Charakteristika der jeweiligen
Unterfonds dargestellt werden.

Die Anteilinhaber sind an dem jeweiligen Unterfondsvermégen

in Hohe ihrer Anteile als Miteigentimer beteiligt. Ihre Rechte werf?
den durch Anteile verkorpert, welche in Globalurkunden ver
brieft sind, sofern das jeweilige Sonderreglement keine anderweil
tige Bestimmung trifft.

Die Verwaltungsgesellschaft weist die Anleger auf die Tatsache
hin, dass fur den Fall, dass die Verwaltungsgesellschaft beschlie@
Ben sollte, ein Anteilinhaberregister zu fihren, jeglicher Anleger
seine Anlegerrechte in ihrer Gesamtheit unmittelbar gegen den
Fonds beziehungsweise den jeweiligen Unterfonds nur dann gell
tend machen kann, wenn der Anleger selbst und mit seinem eigeld
nen Namen in dem Anteilinhaberregister des jeweiligen
Unterfonds eingeschrieben ist. In den Fallen, wo ein Anleger tber
eine Zwischenstelle in einen Unterfonds investiert hat, welche die
Investition in ihrem Namen aber im Auftrag des Anlegers unterf
nimmt, kdnnen nicht unbedingt alle Anlegerrechte unmittelbar
durch den Anleger gegen den Fonds beziehungsweise den jeweil
ligen Unterfonds geltend gemacht werden. Anlegern wird geral
ten, sich Uber ihre Rechte zu informieren.

5. Allgemeine Richtlinien der Anlagepol@
litik

Das jeweilige Unterfondsvermdgen wird unter Beachtung des

Grundsatzes der Risikostreuung im Sinne der Regeln von Teil |

des Gesetzes vom 17. Dezember 2010 und nach den in Artikel 4

des Verwaltungsreglements beschriebenen Allgemeinen Richtlini®
en der Anlagepolitik angelegt.

Abweichend respektive erganzend hierzu werden die spezifi
schen Richtlinien der Anlagepolitik des jeweiligen Unterfonds im
jeweiligen Sonderreglement beschrieben.

Die Anleger werden darauf hingewiesen, dass die Wertentll
wicklung in der Vergangenheit keinen Riickschluss auf eine
zuklnftige Wertentwicklung zulasst; sie kann sowohl hoher
als auch niedriger ausfallen. Es kann keine Zusicherung gegef
ben werden, dass die Ziele der Anlagepolitik erreicht werden.

6. Allgemeine Hinweise zu Derivaten,
Wertpapierfinanzierungsgeschaften
sowie Techniken und Instrumenten

Derivate, Wertpapierfinanzierungsgeschafte, Techniken und In@@
strumente kdnnen zur effizienten Portfolioverwaltung, die den
Anlagezielen der jeweiligen Unterfonds entsprechen, eingesetzt
werden. Die nachfolgenden Derivate, Wertpapierfinanzierungs@
geschéafte, Techniken und Instrumente kdnnen gegebenenfalls
durch die Verwaltungsgesellschaft erweitert werden, wenn am
Markt andere, dem Anlageziel entsprechende Instrumente angel?
boten werden, die der jeweilige Unterfonds gemaf den aufsichts
rechtlichen und gesetzlichen Bestimmungen anwenden darf.

Die Vertragspartner von abgeleiteten Finanzinstrumenten, die

nicht an einer Borse oder an einem anderen geregelten Markt gel?
handelt werden (,0TC-Derivate”), missen erstklassige, auf solche
Geschafte spezialisierte Finanzinstitute sein.

Als Wertpapierfinanzierungsgeschéafte gelten:

Wertpapier-Darlehensgeschafte
Pensionsgeschéfte

Kauf-/Ruckverkaufgeschafte (Buy/Sell-back-Geschafte) oder
Verkauf-/Ruckkaufgeschafte (Sell/Buy-back-Geschafte)

Nachfolgend eine beispielhafte, nicht abschlieBende Aufzéhlung
von Derivaten, Wertpapierfinanzierungsgeschéaften, Techniken
und Instrumenten, die flr die Verwaltung der Unterfonds einge
setzt werden kénnen:

Derivate
1. Finanzterminkontrakte

Finanzterminkontrakte sind fir beide Vertragspartner unbeld
dingt verpflichtende gegenseitige Vereinbarungen, welche
die Vertragsparteien berechtigen beziehungsweise verpflich@
ten, zu einem bestimmten Zeitpunkt, dem Falligkeitsdatum,
eine bestimmte Menge eines bestimmten Basiswertes zu eild
nem im Voraus vereinbarten Preis zu kaufen bzw. zu verkaul@
fen.

2. Devisenterminkontrakte

Devisenterminkontrakte sind fiir beide Vertragspartner unbe
dingt verpflichtende Vereinbarungen, zu einem bestimmten
Zeitpunkt, dem Falligkeitsdatum, eine bestimmte Menge der
zugrunde liegenden Devisen, zu einem im Voraus vereinbarf
ten Preis zu kaufen bzw. zu verkaufen.

3. Optionen

Eine Option ist das Recht, einen bestimmten Basiswert an eil
nem im Voraus bestimmten Zeitpunkt (,Austibungszeit
punkt”) oder wahrend eines im Voraus bestimmten Zeitraul
mes zu einem im Voraus bestimmten Preis (,Austibungs@
preis”) zu kaufen (,Kaufoption” oder ,Call-Option”) oder zu
verkaufen (,Verkaufsoption” oder ,Put-Option”). Der Preis eil
ner Kaufs- oder Verkaufsoption ist die Optionspramie.

4. Tauschgeschéfte (,Swaps”)

Ein Swap ist ein Vertrag zwischen zwei Parteien, der den AuslZ
tausch von Zahlungsstromen, Vermégensgegenstanden, Erl2
tragen oder Risiken zum Gegenstand hat.

Techniken und Instrumente fir das Management von Kreditri
siken

5. Credit Linked Note (,CLN")

Bei einer CLN handelt es sich um eine vom Sicherungsnehmer
begebene Schuldverschreibung, die am Laufzeitende nur
dann zum Nennbetrag zurlickgezahlt wird, wenn ein vorher
spezifiziertes Kreditereignis nicht eintritt. Fir den Fall, dass
das Kreditereignis eintritt, wird die CLN innerhalb einer bel
stimmten Frist unter Abzug eines Ausgleichsbetrages zurlck
gezahlt. CLNs sehen damit neben dem Anleihebetrag und
den darauf zu leistenden Zinsen eine Risikopramie vor, die
der Emittent dem Anleger fir das Recht zahlt, den Rickzah®
lungsbetrag der Anleihe bei Realisierung des Kreditereignis®
ses zu kirzen.

6. Credit Default Swaps (,,CDS")



Im Wesentlichen ist ein CDS ein Finanzinstrument, das die
Trennung des Kreditrisikos von der zu Grunde liegenden Kreld
ditbeziehung und damit den separaten Handel dieses Risikos
ermdoglicht. Meist handelt es sich um eine bilaterale, zeitlich
begrenzte Vereinbarung, die die Ubertragung von definier®
ten Kreditrisiken (Einzel- oder auch Portfoliorisiken) von ei
nem Vertragspartner zum anderen festlegt. Der Verkaufer
des CDS (Sicherungsgeber, Absicherungsverkaufer, Protecti@
on Seller) erhélt vom Kaufer (Sicherungsnehmer, Absicheld
rungskaufer, Protection Buyer) in der Regel eine auf den NolZ
minalbetrag berechnete periodische Pramie fiir die Ubernahf
me des Kreditrisikos. Diese Pramie richtet sich u.a. nach der
Quialitat des oder der zu Grunde liegenden Referenzschuld®
ner(s) (=Kreditrisiko).

Es kdnnen auch CDS auf Einzeltitel oder Baskets abgeschlos®
sen werden.

Total Return Swaps (, TRS")

Ein TRS ist ein Kreditderivat im Sinne des Artikels 2 Nummer 7
der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europaischen Parla
ments und des Rates vom 4. Juli 2012 Uber OTC-Derivate, zen@
trale Gegenparteien und Transaktionsregister, bei dem der Si
cherungsnehmer das gesamte Risiko einer
Referenzverbindlichkeit (beispielsweise eines Aktienindizes
oder Anleihenbaskets, wobei grundsatzlich alle Basiswerte gel2
maB dem Gesetz vom 17. Dezember 2010 zulassig sind) auf
den Sicherungsgeber transferiert, indem der Gesamtertrag eil
ner Referenzverbindlichkeit einschlieBlich Einkiinften aus Zin@
sen und Gebihren, Gewinnen und Verlusten aus Kursschwanl
kungen sowie Kreditverlusten Gbertragen wird.

Die Verwaltungsgesellschaft darf fiir den Fonds Geschafte

mit TRS zu Absicherungszwecken sowie als Teil der Anlagel
strategie tatigen. Dies schlieBt Geschafte mit TRS zur effizien
ten Portfolioverwaltung und zur Erzielung von Zusatzertra@
gen, d.h. auch zu spekulativen Zwecken, ein. Dadurch kann
sich das Verlustrisiko des jeweiligen Unterfonds zumindest
zeitweise erhéhen.

Alle nach dem Gesetz vom 17. Dezember 2010 zuldssigen Arf
ten von Vermoégensgegenstanden des Fonds kénnen Gegenl
stand von TRS sein. Wie viel Prozent des
Unterfondsvermogens im Regel- sowie Hochstfall Gegen
stand von TRS sein kdnnen wird in der Rubrik ,Total Return
Swaps” in der Ubersicht ,Der Fonds im Uberblick" angegel?
ben. Der tatséchliche Anteil des jeweiligen
Unterfondsvermogens, welcher Gegenstand von TRS ist, wird
in den jeweiligen Halbjahres- und Jahresberichten aufgeld
fuhrt. Die Ertrdge aus TRS flieBen — nach Abzug der Transaktil
onskosten — vollstandig dem jeweiligen Unterfonds zu.

Die Vertragspartner fiir TRS werden nach folgenden Kriterien
ausgewahlt:

Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitute mit Sitz in einem
Mitgliedstaat der EU, einem anderen Vertragsstaat des Ab@
kommens Uber den EWR oder einem Drittstaat, dessen Auf
sichtsbestimmungen nach Auffassung der CSSF denjenigen
des Rechts der EU gleichwertig sind. Grundsatzlich muss der
Vertragspartner Uber eine Mindestbonitatsbewertung von
JInvestment Grade” verfiigen, auf die jedoch in begriindeten
Ausnahmefallen verzichtet werden kann. Als ,Investment Gral2

de” bezeichnet man eine Benotung mit ,BBB-" bzw. ,Baa3”
oder besser im Rahmen der Kreditwurdigkeitsprifung durch
eine Rating-Agentur (beispielsweise Standard&Poor s,
Moody ‘s oder Fitch). Der konkrete Vertragspartner wird in
erster Linie unter Bertlicksichtigung der angebotenen
Vertragskonditionen ausgewahlt. Auch beobachtet die Verl
waltungsgesellschaft die wirtschaftlichen Verhaltnisse der in
Frage kommenden Vertragspartner.

Techniken und Instrumente fir die effiziente Portfolioverwall
tung / Wertpapierfinanzierungsgeschéafte

8.

Pensionsgeschafte

Ein Pensionsgeschaft ist ein Geschaft aufgrund einer Verein@
barung, durch die eine Gegenpartei Wertpapiere oder garan@
tierte Rechte an Wertpapieren verduBert, und die Vereinbal
rung eine Verpflichtung zum Rickerwerb derselben Wertpal
piere oder Rechte — oder ersatzweise von Wertpapieren mit
denselben Merkmalen - zu einem festen Preis und zu einem
vom Pensionsgeber festgesetzten oder noch festzusetzenden
spateren Zeitpunkt enthalt; Rechte an Wertpapieren kdnnen
nur dann Gegenstand eines solchen Geschafts sein, wenn sie
von einer anerkannten Borse garantiert werden, die die Rech
te an den Wertpapieren halt, und wenn die Vereinbarung

der einen Gegenpartei nicht erlaubt, ein bestimmtes Wertpald
pier zugleich an mehr als eine andere Gegenpartei zu Ubertralz
gen oder zu verpfanden; bei dem Geschaft handelt es sich fir
die Gegenpartei, die die Wertpapiere verauf3ert, um eine
Pensionsgeschéaftsvereinbarung, und fir die Gegenpartei, die
sie erwirbt, um eine umgekehrte
Pensionsgeschéaftsvereinbarung.

Bei Pensionsgeschaften werden Wertpapiere, Geldmarktin
strumente oder Investmentanteile vom Pensionsgeber an
den Pensionsnehmer verkauft, wobei der Pensionsnehmer
und Pensionsgeber bereits zum Riickverkauf bzw. —-kauf der
verkauften Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente zu eil
nem bei Vertragsabschluss festgelegten Preis und innerhalb
einer zum Vertragsabschluss vereinbarten Frist verpflichtet
sind.

Die Verwaltungsgesellschaft kann fiir Rechnung des Fonds
Pensionsgeschafte mit Vertragspartnern abschlieBen, welche
folgende Kriterien erfillen. Sie darf dabei fiir Rechnung des
Fonds Pensionsgeschafte mit Kreditinstituten und Finanz@
dienstleistungsinstituten, deren Sitz in einem Mitgliedstaat
der EU, einem anderen Vertragsstaat des Abkommens Gber
den EWR oder einem Drittstaat, dessen Aufsichtsbestimmuni
gen nach Auffassung der CSSF denjenigen des Rechts der EU
gleichwertig sind, liegt mit einer Hochstlaufzeit von zwélf Mol
naten abschlieBen. Grundsatzlich muss der Vertragspartner
Uber eine Mindestbonitdtsbewertung von , Investment Grall
de” verfligen, auf die jedoch in begriindeten Ausnahmefallen
verzichtet werden kann. Als . Investment Grade” bezeichnet
man eine Benotung mit ,BBB-" bzw. ,Baa3" oder besser im
Rahmen der Kreditwirdigkeitsprifung durch eine Rating-
Agentur (beispielsweise Standard&Poor s, Moody s oder
Fitch). Der konkrete Vertragspartner wird in erster Linie unter
Bericksichtigung der angebotenen Vertragskonditionen ausi
gewahlt. Auch beobachtet die Verwaltungsgesellschaft die



wirtschaftlichen Verhaltnisse der in Frage kommenden Ver2
tragspartner.

Die Verwaltungsgesellschaft kann sowohl Wertpapiere, Geld®
marktinstrumente und Investmentanteile des Fonds gegen
Entgelt auf einen Pensionsnehmer Gbertragen (einfaches Penlz
sionsgeschaft), als auch Wertpapiere im Rahmen der jeweils
geltenden Anlagegrenzen in Pension nehmen (umgekehrtes
Pensionsgeschaft).

Die Verwaltungsgesellschaft hat die Mdglichkeit, das Pensi@l
onsgeschaft jederzeit zu kiindigen; dies gilt nicht fir Pensil
onsgeschafte mit einer Laufzeit von bis zu einer Woche. Bei
Kindigung eines einfachen Pensionsgeschéfts ist die Verwal®
tungsgesellschaft berechtigt, die in Pension gegebenen Wert@
papiere, Geldmarktinstrumente und Investmentanteile zu@
rickzufordern. Die Kiindigung eines umgekehrten Pensions
geschéafts kann entweder die Ruckerstattung des vollen Geld®
betrags oder des angelaufenen Geldbetrags in Hohe des aktul
ellen Marktwertes zur Folge haben. Pensionsgeschafte sind
nur in Form sogenannter echter Pensionsgeschéafte zulassig.
Dabei Gbernimmt der Pensionsnehmer die Verpflichtung, die
Wertpapiere, Geldmarktinstrumente und Investmentanteile
zu einem bestimmten oder vom Pensionsgeber zu bestim
menden Zeitpunkt zuriick zu Ubertragen oder den Geldbel
trag samt Zinsen zurlickzuzahlen.

In Pension gegebene Vermogensgegenstande werden nach
Ermessen des Pensionsnehmers verwahrt. Die Verwahrung
von in Pension genommenen Vermdgensgegenstanden erld
folgt bei der Verwahrstelle des Fonds.

Pensionsgeschafte werden getatigt, um fur den jeweiligen
Unterfonds zusatzliche Ertrage zu erzielen (umgekehrtes Pen
sionsgeschaft) oder um zeitweise zusatzliche Liquiditatim jed
weiligen Unterfonds zu schaffen (einfaches Pensionsgel
schaft).

Die Ertrége aus Pensionsgeschaften werden nach Abzug der
damit verbundenen Kosten (siehe Artikel 13 des VerwaltungsZ
reglements) dem jeweiligen Unterfondsvermégen gutgel
schrieben. Fiur die Anbahnung, Vorbereitung und Durchfih
rung dieser Geschéafte erhalten die Verwaltungsgesellschaft
sowie andere der Union Investment Gruppe angehérende Geld
sellschaften bis zu 40% der Bruttoertrage. Dem jeweiligen
Unterfondsvermogen werden mindestens 60% der
Bruttoertrage gutgeschrieben.

Sofern Pensionsgeschafte getdtigt werden, wird dies in der
Rubrik ,Wertpapierfinanzierungsgeschafte” in der jeweiligen
Ubersicht ,Der Unterfonds im Uberblick" angegeben.

Wertpapier-Darlehensgeschafte

Ein Wertpapier-Darlehensgeschaft ist ein Geschaft, durch das
eine Gegenpartei Wertpapiere, Geldmarktinstrumente und Ini
vestmentanteile in Verbindung mit der Verpflichtung Giber
tragt, dass die die Wertpapiere, Geldmarktinstrumente und
Investmentanteile entleihende Partei zu einem spateren Zeit
punkt oder auf Ersuchen der Gibertragenden Partei gleichwerld
tige Papiere zurlickgibt; fir die Gegenpartei, welche die WertlZ
papiere Ubertragt, ist das ein Wertpapier-Darlehensgeschaft
(auch ,Wertpapierleihgeschaft” genannt) und fir die Gegenl@
partei, der sie Ubertragen werden, ein
Wertpapierentleihgeschaft.

Wertpapier-Darlehensgeschafte konnen von der Verwall?
tungsgesellschaft abgeschlossen werden, um fir den jeweilil
gen Unterfonds zusatzliche Ertrage zu erwirtschaften.

Soweit gemaf den rechtlichen Bestimmungen und insbesonf
dere dem Rundschreiben CSSF 08/356 vom 04. Juni 2008 in
Bezug auf den Einsatz von Finanztechniken und -
Instrumenten zuldssig und im Rahmen der darin festgelegten
Grenzen darf der jeweilige Unterfonds zur Erzielung eines Kal
pital- oder Ertragszuwachses oder zur Senkung seiner Kosten
oder Risiken Wertpapier-Darlehensgeschafte tatigen. Die im
Unterfonds gehaltenen Wertpapiere, Geldmarktinstrumente
und Investmentanteile kdnnen dabei darlehensweise gegen
marktgerechtes Entgelt an Dritte (Darlehensnehmer) tibertrald
gen werden.

Dritte in diesem Sinne sind in der Regel Kredit- und Finanz?
dienstleistungsinstitute (,Vertragspartner”) mit Sitz in einem
Mitgliedstaat der EU, einem anderen Vertragsstaat des AblZ
kommens Uber den EWR oder einem Drittstaat, dessen Aufl
sichtsbestimmungen nach Auffassung der CSSF denjenigen
des Rechts der EU gleichwertig sind. Grundsatzlich muss der
Vertragspartner Uber eine Mindestbonitatsbewertung von
JInvestment Grade” verfligen, auf die jedoch in begriindeten
Ausnahmefallen verzichtet werden kann. Als ,,Investment Gral
de” bezeichnet man eine Benotung mit ,BBB-" bzw. ,Baa3”
oder besser im Rahmen der Kreditwirdigkeitsprifung durch
eine Rating-Agentur (beispielsweise Standard&Poor s,
Moody ‘s oder Fitch). Der konkrete Vertragspartner wird in
erster Linie unter Beriicksichtigung der angebotenen
Vertragskonditionen ausgewahlt. Auch beobachtet die Verfd
waltungsgesellschaft die wirtschaftlichen Verhaltnisse der in
Frage kommenden Vertragspartner.

Der Unterfonds muss im Rahmen von Wertpapier-Darlehens?
geschaften grundsatzlich Gber die gesamte Dauer eine Garan2
tie erhalten, deren Verkehrswert jederzeit mindestens der
Hohe des Verkehrswertes der verliehenen Wertpapiere ent
spricht. Diese Garantien mussen die im Rundschreiben CSSF
14/592 festgelegten Anforderungen erfillen und setzen sich
zum Beispiel, aber nicht ausschlieBlich aus flissigen Mitteln,
Fondsanteilen, Staatsanleihen und Anleihen von erstklassi
gen Emittenten sowie aus Aktien von Hauptindizes zusamf@
men.

Erhaltene Barsicherheiten kénnen im Einklang mit dem oben
genannten Rundschreiben (CSSF 14/592) wiederangelegt
werden. Entsteht dabei eine Hebelwirkung, ist diese in der Gell
samtrisikogrenze zu berlcksichtigen.

Zwecks Tatigung von Wertpapier-Darlehensgeschaften kann
der Fonds direkt oder Giber ein von einem Finanzinstitut orgal?
nisiertes Wertpapierleihsystem verleihen. Bei der Vermittlung
und Abwicklung von Wertpapier-Darlehensgeschéaften tber
ein von einem Finanzinstitut organisiertes Wertpapierleihsys®
tem kann auf die Stellung von Sicherheiten verzichtet werld
den, da durch die Bedingungen dieses Systems die Wahrung
der Interessen der Anleger gewahrleistet ist.

Die Ertréage aus Wertpapier-Darlehensgeschaften werden
nach Abzug der damit verbundenen Kosten (siehe Artikel 13
des Verwaltungsreglements) dem jeweiligen
Unterfondsvermogen gutgeschrieben. Dem jeweiligen
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10.

Unterfondsvermégen werden mindestens 60% der
Bruttoertrage gutgeschrieben. Fur die Anbahnung, Vorbereil
tung und Durchflihrung dieser Geschéfte erhalten die nach@
folgend genannten Gesellschaften bis zu 40% der
Bruttoertrage:

e State Street Bank Luxembourg S.A. (Collateral Managel
ment): bis zu 5% der Bruttoertrage

e DZ PRIVATBANK S.A. (Settlement der Trades / Verwahrung
der Sicherheiten / Kontrolle und Sperre der verliehenen Wert
papiere / Anforderung der Wertpapierleiheertrage): bis zu

5% der Bruttoertrage

¢ Verwaltungsgesellschaft sowie andere der Union Investl
ment Gruppe angehdrende Gesellschaften mindestens 30%
der Bruttoertrage gemaB folgender Aufteilung

- Union Investment Institutional GmbH / Union Investment
Privatfonds GmbH (u.a. Handel und Best Execution):
mindestens 15% der Bruttoertrage;

- Union Service-Gesellschaft mbH (u.a. Collateral Desk und
zentraler Ansprechpartner fur den Collateral Manager):
mindestens 7% der Bruttoertrage;

- Verwaltungsgesellschaft (u.a. Fondsbuchhaltung /
Orderkontrolle / Erfillung des gesetzlichen Meldewesens):
mindestens 8% der Bruttoertrage.

Die darlehensweise Ubertragenen Vermdgensgegenstande
werden nach Ermessen des Darlehensnehmers verwahrt.

Alle im Rahmen von Wertpapier-Darlehensgeschéaften tGiber
tragenen Wertpapiere, Geldmarktinstrumente und Invest
mentanteile kdnnen jederzeit zurtick Ubertragen und alle ein®
gegangenen Wertpapier-Darlehensvereinbarungen kénnen
jederzeit beendet werden. Beim Abschluss eines Wertpapier-
Darlehensgeschaftes muss vereinbart werden, dass nach Beld
endigung des Darlehensgeschafts dem jeweiligen Unterfonds
Wertpapiere, Geldmarktinstrumente und Investmentanteile
gleicher Art, Glte und Menge innerhalb der Ublichen Abwick
lungszeit zurlick Gbertragen werden. Alle an einen einzigen
Darlehensnehmer bzw. konzernangehérige Unternehmen
Ubertragenen Wertpapiere, Geldmarktinstrumente und In@@
vestmentanteile dirfen 10 Prozent des Wertes des jeweiligen
Unterfonds nicht Gbersteigen. Bei Abwicklung von Wertpald
pier-Darlehensgeschaften Giber ein von einem Finanzinstitut
organisiertes Wertpapierleihsystem dirfen die an einen Darlel
hensnehmer Gibertragenen Wertpapiere 10 Prozent des Werld
tes des jeweiligen Unterfonds Ubersteigen.

Gelddarlehen darf die Verwaltungsgesellschaft Dritten fur
Rechnung des Fonds nicht gewahren.

Sofern Wertpapier-Darlehensgeschafte getatigt werden,

wird dies in der Rubrik ,Wertpapierfinanzierungsgeschafte”
in der jeweiligen Ubersicht ,Der Unterfonds im Uberblick" an
gegeben.

Kauf-/Ruckverkaufgeschafte (Buy/Sell-back-Geschafte) oder
Verkauf-/Rickkaufgeschafte (Sell/Buy-back-Geschafte)

Ein Kauf-/Ruckverkaufgeschaft (Buy/Sell-back-Geschaft) oder
Verkauf-/Rickkaufgeschaft (Sell/Buy-back-Geschaft) ist ein

Geschaft, bei dem eine Gegenpartei Wertpapiere oder garanl?
tierte Rechte an Wertpapieren mit der Vereinbarung kauft
oder verkauft, Wertpapiere oder garantierte Rechte mit den@@
selben Merkmalen zu einem bestimmten Preis zu einem zul2
kinftigen Zeitpunkt zuriickzuverkaufen bzw. zurlickzukaul@
fen; dieses Geschaft ist ein ,Kauf-/Rickverkaufgeschaft” far
die Gegenpartei, die Wertpapiere oder garantierte Rechte
kauft, und ein ,Verkauf-/Rickkaufgeschaft” fir die Gegend
partei, die sie verkauft, wobei derartige ,Kauf-
/Ruckverkaufgeschafte” oder ,Verkauf-/Ruckkaufgeschafte”
weder von einer Pensionsgeschéaftsvereinbarung noch von eil
ner umgekehrten Pensionsgeschéftsvereinbarung im Sinne
der o.g. Ziffer 8. erfasst sind.

Die Verwaltungsgesellschaft kann fiir Rechnung des Fonds
Kauf-/Ruckverkaufgeschafte (Buy/Sell-back-Geschafte) oder
Verkauf-/Ruckkaufgeschafte (Sell/Buy-back-Geschafte) ab@
schlieBen.

Sie darf dabei fiir Rechnung des Fonds Kauf-
/Ruckverkaufgeschafte (Buy/Sell-back-Geschéfte) oder
Verkauf-/Ruckkaufgeschafte (Sell/Buy-back-Geschafte) mit
Kreditinstituten und Finanzdienstleistungsinstituten (,Ver
tragspartner”), deren Sitz in einem Mitgliedstaat der EU, eill
nem anderen Vertragsstaat des Abkommens Gber den EWR
oder einem Drittstaat, dessen Aufsichtsbestimmungen nach
Auffassung der CSSF denjenigen des Rechts der EU gleichwer
tig sind, liegt mit einer Hochstlaufzeit von zwolf Monaten ab
schlieBen. Grundsatzlich muss der Vertragspartner tber eine
Mindestbonitatsbewertung von ,Investment Grade"” verfi@
gen, auf die jedoch in begriindeten Ausnahmefallen verzich@
tet werden kann. Als , Investment Grade” bezeichnet man
eine Benotung mit ,,BBB-" bzw. ,Baa3"” oder besser im Rah
men der Kreditwrdigkeitsprifung durch eine Rating-Agen
tur (beispielsweise Standard&Poor s, Moody ‘s oder Fitch).
Der konkrete Vertragspartner wird in erster Linie unter Bed
ricksichtigung der angebotenen Vertragskonditionen ausge
wahlt. Auch beobachtet die Verwaltungsgesellschaft die wirt?
schaftlichen Verhéltnisse der in Frage kommenden Vertrags@
partner.

Die Verwaltungsgesellschaft kann sowohl Wertpapiere, Geld?
marktinstrumente und Investmentanteile des Fonds gegen
Entgelt im Rahmen von Kauf-/Ruckverkaufgeschaften
(Buy/Sell-back-Geschéften) oder Verkauf-
/Ruckkaufgeschaften (Sell/Buy-back-Geschaften) verwenden.
Es kann der gesamte Bestand des jeweiligen Unterfonds an
Wertpapieren, Geldmarktinstrumenten und Investmentantei
len im Wege des Verkauf-/Ruckkaufgeschafts (Sell/Buy-back-
Geschafts) an Dritte Ubertragen werden.

Die Verwaltungsgesellschaft hat die Méglichkeit, Kauf-
/Ruckverkaufgeschafte (Buy/Sell-back-Geschafte) oder
Verkauf-/Ruckkaufgeschafte (Sell/Buy-back-Geschafte) jederld
zeit zu kindigen; dies gilt nicht fir Kauf-
/Ruckverkaufgeschafte (Buy/Sell-back-Geschéfte) oder
Verkauf-/Rickkaufgeschafte (Sell/Buy-back-Geschafte) mit ei
ner Laufzeit von bis zu einer Woche. Bei Kiindigung eines
Verkauf-/Rickkaufgeschafts (Sell/Buy-back-Geschafts) ist die
Verwaltungsgesellschaft berechtigt, die im Rahmen des
Verkauf-/Ruckkaufgeschéafts (Sell/Buy-back-Geschéafts) veri
kauften Wertpapiere, Geldmarktinstrumente und Investment
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anteile zurtickzufordern. Die Kiindigung eines Kauf-
/Ruckverkaufgeschafts (Buy/Sell-back-Geschafts) kann entweld
der die Ruckerstattung des vollen Geldbetrags oder des angel
laufenen Geldbetrags in Hohe des aktuellen Marktwertes des
im Rahmen des Kauf-/Ruickverkaufgeschéfts (Buy/Sell-back-
Geschéafts) verwendeten Vermdgensgegenstandes zur Folge
haben.

Vermdégensgegenstande im Rahmen von Verkauf-
/Ruckkaufgeschaften (Sell/Buy-back-Geschaften) werden
nach Ermessen der Gegenpartei verwahrt. Die Verwahrung
von Vermogensgegenstanden im Rahmen von Kauf-
/Ruckverkaufgeschaften (Buy/Sell-back-Geschaften) erfolgt
bei der Verwahrstelle des Fonds.

Kauf-/Rlckverkaufgeschafte (Buy/Sell-back-Geschafte) oder
Verkauf-/Ruckkaufgeschafte (Sell/Buy-back-Geschafte) werld
den getatigt, um fur den jeweiligen Unterfonds zusatzliche Erf?
trdge zu erzielen oder um zeitweise zusatzliche Liquiditat im
jeweiligen Unterfonds zu schaffen.

Die Ertradge aus Kauf-/Rlckverkaufgeschéften (Buy/Sell-back-
Geschaften) oder Verkauf-/Rickkaufgeschaften (Sell/Buy-
back-Geschaften) werden nach Abzug der damit verbunde
nen Kosten (siehe Artikel 13 des Verwaltungsreglements)
dem jeweiligen Unterfondsvermégen gutgeschrieben. Fur die
Anbahnung, Vorbereitung und Durchflihrung dieser Geschafi
te erhalten die Verwaltungsgesellschaft sowie andere der Unilz
on Investment Gruppe angehoérende Gesellschaften bis zu
40% der Bruttoertrage.Dem jeweiligen Unterfondsvermégen
werden mindestens 60% der Bruttoertrage gutgeschrieben.

Sofern Kauf-/Rickverkaufgeschaften (Buy/Sell-back-
Geschaften) oder Verkauf-/Ruckkaufgeschaften (Sell/Buy-
back-Geschaften) getatigt werden, wird dies in der Rubrik
.Wertpapierfinanzierungsgeschéfte” in der jeweiligen Uberf
sicht ,Der Unterfonds im Uberblick" angegeben.

Sicherheiten-Strategie

In Fallen, in denen die Verwaltungsgesellschaft fir Rechnung des
jeweiligen Unterfonds OTC-Derivate tatigt oder Wertpapierfinan@
zierungsgeschafte oder Techniken fur eine effiziente Portfoliover
waltung anwendet, erfiillen alle vom jeweiligen Kontrahenten zulz
gunsten des jeweiligen Unterfonds gestellten Sicherheiten stets
samtliche nachstehenden Kriterien. Alle von einem Kontrahenten
gestellten Sicherheiten:

e bestehen aus Vermdgensgegenstanden, die fir das jeweilige
Unterfondsvermégen nach MaB3gabe des Gesetzes vom 17.
Dezember 2010 erworben werden dirfen. Zu diesen Sicherl
heiten zahlen insbesondere Staatsanleihen, Aktien, Anleihen
von Organisationen wie beispielsweise dem Internationalen
Wahrungsfonds, Unternehmensanleihen, Pfandbriefe, Geld®
marktinstrumente und Wandelschuldverschreibungen. Die
Restlaufzeit solcher Sicherheiten ist nicht beschrankt.

e sind hochliquide; Vermdgensgegenstande, die keine Barmit
tel sind, gelten als hochliquide, wenn sie kurzfristig und nahe
dem der Bewertung zugrunde gelegten Preis verauBert werl
den kénnen und an einem liquiden Markt mit transparenten
Preisfeststellungen gehandelt werden.

e unterliegen einer zumindest borsentdglichen Bewertung an@@
hand von Vortagesschlusskursen. Soweit der Marktwert der

von einem Kontrahenten erhaltenen Sicherheiten bei der Be2
rechnung des Anrechnungsbetrags flir das Kontrahentenrisi@
ko abgezogen wird, erfolgt dies unter Berticksichtigung hin@
reichender Sicherheitsmargenabschlage (Haircuts). Basierend
darauf erfolgt im Fall der

Unterdeckung taglich eine Nachschussforderung.

e mussen von Emittenten mit einer hohen Kreditqualitat ausgel
geben worden sein. Erforderlichenfalls werden weitere Bel
wertungsabschldge gemaB der nachfolgend beschriebenen
Haircut-Strategie vorgenommen, sofern nicht die héchste Bol2
nitat vorliegt und die Preise volatil sind.

e durfen nicht von einem Emittenten ausgegeben werden, der
Vertragspartner selbst oder ein Unternehmen ist, welches
enge Verbindungen im Sinne des Gesetzes vom 17. Dezemf®
ber 2010 mit dem Vertragspartner hat.

e sindin Bezug auf Lander, Méarkte und Emittenten angemesl
sen risikodiversifiziert. Von einer angemessenen Diversifizie@
rung wird im Hinblick auf die Emittentenkonzentration ausgel
gangen, wenn der Wert der von einem Kontrahenten gestell®
ten Sicherheiten desselben Emittenten 20 Prozent des Werl
tes des Netto-Unterfondsvermdgens nicht Gbersteigt. Stellen
mehrere Kontrahenten Sicherheiten, sind die Werte der Sil
cherheiten desselben Emittenten zu aggregieren; ihr Gesamt
wert darf 20 Prozent des Wertes des Netto-
Unterfondsvermogens nicht Gbersteigen. Abweichend von
der vorstehenden Beschrankung darf der jeweilige
Unterfonds vollstandig durch verschiedene Wertpapiere und
Geldmarktinstrumente besichert werden, die von einem Mit
gliedstaat der Europaischen Union oder seinen Gebietskorper?
schaften oder einem OECD-Mitgliedstaat oder von internatio
nalen Organismen 6ffentlich-rechtlichen Charakters, denen
ein oder mehrere Mitgliedstaaten der Europaischen Union ani
gehoren, begeben oder garantiert werden. Der jeweilige
Unterfonds muss Wertpapiere halten, die im Rahmen von
mindestens sechs verschiedenen Emissionen begeben worl
den sind, wobei die Wertpapiere aus ein und derselben Emis
sion 30 % des Netto-Unterfondsvermdgens nicht Gbersteigen
durfen. Korrelationsaspekte finden bei der Sicherheiten-Stral?l
tegie keine Berlicksichtigung.

e durfen keinen wesentlichen operationellen Risiken oder
Rechtsrisiken im Hinblick auf ihre Verwaltung und Verwah(
rung unterliegen.

e werden bei einer Verwahrstelle verwahrt, die der wirksamen
offentlichen Aufsicht unterliegt und vom Sicherungsgeber uniz
abhéangig ist oder vor einem Ausfall eines Beteiligten recht
lich geschiitzt sein, sofern sie nicht Gbertragen wurden.

e kénnen durch die Verwaltungsgesellschaft ohne Zustimf
mung des jeweiligen Sicherungsgebers Gberprift werden.

e konnen fur den Unterfonds unverzlglich verwertet werden.

e unterliegen rechtlichen Vorkehrungen fiir den Fall der Insol
venz des Sicherungsgebers.

Sicherheiten in Form von Bankguthaben werden nur in der Wah@
rung des Guthabens auf Sperrkonten bei der Verwahrstelle oder
mit Zustimmung der Verwahrstelle bei anderen Kreditinstituten,
sofern das betreffende Kreditinstitut seinen Sitz in einem Mit
gliedstaat hat oder - falls der Sitz des Kreditinstituts sich in einem
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Drittland befindet - es Aufsichtsbestimmungen unterliegt, die
nach Auffassung der CSSF denjenigen des Gemeinschaftsrechts
gleichwertig sind; oder in Schuldverschreibungen, die eine hohe
Quialitat aufweisen und die von der Bundesrepublik Deutschland,
von einem Bundesland der Bundesrepublik Deutschland, der Eul
ropaischen Union, einem Mitgliedstaat der Europaischen Union
oder seinen Gebietskorperschaften, einem anderen Vertragsstaat
des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum oder el
nem Drittstaat ausgegeben worden sind, in Geldmarktfonds mit
kurzer Laufzeitstruktur entsprechend den CESR-Leitlinien
(CESR/10-049), oder im Wege eines umgekehrten Pensionsgel
schaftes mit einem Kreditinstitut, das die jederzeitige Rickfordel
rung des aufgelaufenen Guthabens gewahrleistet, angelegt.

Sicherheiten in Form von anderen Vermégensgegenstanden werl
den nicht wiederverwendet, insbesondere nicht verauBert, Gber
tragen, verpfandet oder investiert.

Etwaige Risiken im Zusammenhang mit der Sicherheitenverwal®

tung, insbesondere operationelle und rechtliche Risiken, werden

durch das Risikomanagement identifiziert, bewertet und gesteul
ert.

Soweit ein Kontrahent im Zusammenhang mit OTC-Derivaten Si
cherheiten zu stellen hat, findet auf so gestellte Sicherheiten ein
prozentualer Abschlag vom aktuellen Marktwert statt (,Hair@
cut”).

Die folgenden Bewertungsabschlage werden von der Verwal?
tungsgesellschaft auf Sicherheiten angewandt. Die Verwaltungs@
gesellschaft behilt sich jedoch bei signifikanten Anderungen der
Markt-/ Kontrahenteneinschatzung das Recht vor, diese Haircut-
Strategie jederzeit zu andern, um die Auswirkungen auf das
Unterfondsvermoégen aufgrund der gednderten Einschatzungen
im Sinne des Anlegers risikoadaquat abbilden zu kénnen.

Zulassige Sicherheiten: Minimum Haircut
Aktien: 5%

Cash und Geldmarktinstrumente*: 0%
Staatsanleihen: 0-1%

Anleihen von supranationalen Organisationen (z.B.
Internationaler Wahrungsfonds): 1%

Pfandbriefe sowie Schuldverschreibungen multilateraler Entwicki
lungsbanken: 1%

Unternehmensanleihen: 5%

* Bei dem Erhalt von Barsicherheiten in Fremdwé&hrungen gegenl
Uber der Unterfondswahrung kann von der Verwaltungsgesell
schaft in Anbetracht méglicher Wahrungsschwankungen ein Belz
wertungsabschlag von bis zu 5% angewandt werden.

Die Haircuts werden mit dem Kontrahenten im Einklang mit der
von der Verwaltungsgesellschaft unterhaltenen Haircut-Strategie
vereinbart. Bei der Festlegung der Haircuts im Rahmen der Hair2
cut-Strategie beriicksichtigt die Verwaltungsgesellschaft die assetl?
klassen- und instrumentenspezifischen Eigenschaften der als Sil
cherheit erhaltenen Vermdgenswerte, insbesondere die Kredit
wirdigkeit des Emittenten und die Preisvolatilitat. Vorstehendes
gilt grundsatzlich auch fir Wertpapierfinanzierungsgeschafte.

Soweit im Rahmen der Besicherung von Wertpapierfinanzierungs?
geschéaften kein Haircut berticksichtigt wird, bleiben vom Kontral2

henten gestellte Sicherheiten bei der Berechnung der Auslastung
des maximal zulassigen Kontrahentenrisikos unberiicksichtigt.

Die schriftlich verfasste Haircut-Strategie wird von der Verwal®
tungsgesellschaft regelmaBig Uberprift und erforderlichenfalls
angepasst.

Nimmt die Verwaltungsgesellschaft fir einen Unterfonds mehr
als 30% seiner Vermogenswerte als Sicherheiten entgegen, fihrt
die Verwaltungsgesellschaft zusatzlich angemessene Stresstests
gemaB ihrer Stressteststrategie durch. Sie stellt sicher, dass so@
wohl unter normalen als auch unter auBergewoéhnlichen Liquidi@
tatsbedingungen regelmaBig Stresstests durchgefiihrt werden,
damit sie das Liquiditatsrisiko bewerten kann, das mit den fur
den jeweiligen Unterfonds erhaltenen Sicherheiten verbunden
ist.

Anlage von Sicherheiten sowie die damit verbundenen RisilZ
ken

- Bankguthaben:

Sicherheiten in Form von Bankguthaben werden in der Wahi
rung des Guthabens auf Sperrkonten bei der Verwahrstelle
oder mit Zustimmung der Verwahrstelle bei anderen Kreditin
stituten mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Européischen Unil
on oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens Giber
den EWR oder bei anderen Kreditinstituten mit Sitz in einem
Drittstaat, dessen Aufsichtsbestimmungen nach Auffassung
der Aufsichtsbehorde denjenigen des Rechts der EU gleichl?
wertig sind, unterhalten oder in Schuldverschreibungen, die
eine hohe Qualitat aufweisen und die von der Europaischen
Union, einem Mitgliedstaat der Européaischen Union oder seil?
nen Gebietskdrperschaften, einem anderen Vertragsstaat des
Abkommens tber den EWR oder einem Drittstaat ausgegel
ben worden sind, in Geldmarktfonds mit kurzer Laufzeitstruk@
tur entsprechend den Rundschreiben, die von der Aufsichtsi
behorde erlassen worden sind, oder im Wege eines umgel
kehrten Pensionsgeschaftes mit einem Kreditinstitut, das die
jederzeitige Rickforderung des aufgelaufenen Guthabens gel
wahrleistet, angelegt.

Die Wiederanlage von Sicherheiten in die vorgenannten
Schuldverschreibungen sowie in kurzlaufende Geldmarkt@
fonds geht mit dem Risiko von Kursverlusten einher. Kursver
luste der Schuldverschreibungen kénnen insbesondere durch
die Verschlechterung der Zahlungsfahigkeit des Emittenten
entstehen.

Hinsichtlich Bankguthaben, die bei einem Kreditinstitut in ei
nem Sperrkonto gehalten werden, besteht im Fall der Insol
venz des kontofuhrenden Kreditinstituts grundsatzlich ein
Verlustrisiko. Durch die von der Verwaltungsgesellschaft zu
beachtende Diversifikationsvorgabe kann je insolventem Kreld
ditinstitut der Verlust maximal 20 Prozent des Netto-
Unterfondsvermogens ausmachen. Soweit das kontofiihren
de Kreditinstitut Mitglied der Sicherungseinrichtung des Bun
desverbandes der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbani
ken ist, ist das dort verwahrte Kontoguthaben vollstéandig
Uber die von der vorgenannten Sicherungseinrichtung abge
gebenen Institutsgarantie vor Verlusten geschitzt.

Bei umgekehrten Pensionsgeschaften besteht das Risiko, dass
bis zum Zeitpunkt des Riickkaufs des Pensionspapiers Markt
bewegungen dazu fuhren, dass der von der Verwaltungsgef
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sellschaft gezahlte Kaufpreis nicht mehr dem Wert der Pensild
onspapiere entspricht. Der jeweilige Unterfonds tragt dann
ein Kontrahentenrisiko in Hohe der Differenz, wenn der Wert
der in Pension gegebenen Wertpapiere Uber den von ihm verl2
einnahmten Kaufpreis steigt.

- andere Sicherheiten:

Sicherheiten in Form von Wertpapieren und Geldmarktinstrul@
menten werden nicht wiederverwendet, insbesondere nicht
verduBert, Ubertragen, verpfandet oder investiert.

- Risiken von Sicherheiten:

Etwaige Risiken im Zusammenhang mit der Sicherheitenver
waltung, insbesondere operationelle und rechtliche Risiken,
werden durch das Risikomanagement der Verwaltungsgesell®
schaft identifiziert, bewertet und gesteuert.

Kontrahentenanforderungen

Die Kontrahenten oben genannter derivativer Finanzinstrumente
kénnen keinen Einfluss auf die Zusammensetzung oder Verwal®
tung des Anlageportfolios des Fonds oder die Basiswerte der Deriz
vate nehmen. Geschafte im Zusammenhang mit dem
Anlageportfolio des Fonds bedirfen keiner Zustimmung durch
die Kontrahenten. Die Kontrahenten missen die allgemeinen An@
forderungen der Verwaltungsgesellschaft fur die Auswahl von
Kontrahenten erflllen. Angesichts von mitunter komplexen
Derivatestrukturen ist es hierfur von entscheidender Bedeutung,
dass die Kontrahenten fahig sind, mit solchen komplexen Struktul@
ren umzugehen. Durch regelm3Bige Uberpriifung der derivativen
Finanzinstrumente (z. B. Total Return Swaps) wird sichergestellt,
dass das in Artikel 4 Ziffer 2.1 des Verwaltungsreglements aufged
flhrte maximale Kontrahentenrisiko des jeweiligen Kontrahen(
ten 5% bzw. 10% des Nettovermdgens nicht Gbersteigt. Bezlig®
lich der Preisfeststellung dieser Instrumente muss der Fonds eine
regelmaBige und nachvollziehbare Bewertung erhalten. Diese Bell
wertung basiert grundséatzlich auf dem letzten verfligbaren
Borsenkurs. Falls dieser Kurs den Marktwert nicht angemessen
widerspiegelt, basiert die Bewertung auf den Preisen, die dem
Fonds von unabhangigen Bewertungsstellen bzw. von Market
Makern zur Verflgung gestellt werden. Die Kontrahenten des
Fonds muissen ferner fir eine ausreichende Liquiditat der betref
fenden Instrumente sorgen. Zuséatzlich zu den im Verwaltungsrel?
glement beschriebenen Risikostreuungsregeln wird der Fonds flr
eine angemessene Risikostreuung hinsichtlich der Emittenten der
betreffenden Instrumente sorgen.

7. Die Ausgabe von Anteilen

Die Ausgabe von Anteilen des jeweiligen Unterfonds erfolgt zum
Ausgabepreis. Sofern in einem Land, in dem Anteile ausgegeben

werden, Stempelgebihren oder andere Belastungen anfallen, erd
héht sich der Ausgabepreis entsprechend.

Die Verwaltungsgesellschaft ist ermachtigt, laufend neue Anteile
auszugeben. Die Verwaltungsgesellschaft behalt sich jedoch vor,
die Ausgabe von Anteilen im Rahmen der Bestimmungen des VerZ
waltungsreglements sowie des Sonderreglements des jeweiligen
Unterfonds voriibergehend oder endgultig einzustellen; bereits
geleistete Zahlungen werden in diesem Fall unverzuglich erstat®
tet.

Die Anteile konnen bei der Verwaltungsgesellschaft, der Verwahrz

stelle und den in diesem Verkaufsprospekt verzeichneten Zahl-
und Vertriebsstellen erworben werden. Die Verwaltungsgesell?
schaft stellt auf jeden Fall sicher, dass die Ausgabe von Anteilen
auf der Grundlage eines dem Anleger zum Zeitpunkt der Einreil
chung des Zeichnungsantrags unbekannten Anteilwertes abgeld
rechnet wird.

Die Verwaltungsgesellschaft gibt einen Teil des Ausgabeauf?
schlags (sofern ein solcher Ausgabeaufschlag erhoben wird) und
der Verwaltungsverglitung an ihre Vertriebspartner in Form von
Provisionszahlungen fur deren Vermittlungsleistungen weiter.
Die Hohe der Provisionszahlungen wird je nach Vertriebsweg in
Abhangigkeit vom Bestand des vermittelten

Unterfondsvolumens bemessen. Dabei kann ein wesentlicher Teil
des Ausgabeaufschlags (sofern ein solcher Ausgabeaufschlag erfd
hoben wird) und der Verwaltungsvergiitung in Form von Provisifl
onszahlungen an die Vertriebspartner von Union Investment weil
tergegeben werden. Daneben gewahrt Union Investment ihren
Vertriebspartnern weitere Zuwendungen in Form von unterstit
zenden Sachleistungen (z.B. Mitarbeiterschulungen) und ggf. Eri2
folgsboni, die ebenfalls mit den Vermittlungsleistungen der Ver2
triebspartner im Zusammenhang stehen. Die Zuwendungen stel
hen den Interessen der Anleger nicht entgegen, sondern sind dal?
rauf ausgelegt, die Qualitat der Dienstleistungen seitens der Ver
triebspartner aufrechtzuerhalten und weiter zu verbessern.

Falls die Gesetze eines Landes niedrigere Satze als die jeweils ak
tuellen Verkaufsprovisionen vorschreiben, kénnen die Banken jel
nes Landes die Anteile der Unterfonds mit einer niedrigeren Verd
kaufsprovision verkaufen, die jedoch die dort héchstzuldssige Verz
kaufsprovision nicht unterschreiten darf.

Sofern Anteile eines Unterfonds zum amtlichen Handel an einer
Borse zugelassen sind, wird dies in der Ubersicht "Der Unterfonds
im Uberblick" angegeben.

Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass die Anteile der
Unterfonds auch an anderen Markten gehandelt werden (Bei
spiel: Einbeziehung der Unterfonds in den Freiverkehr einer Bor2
se).

Der dem Bérsenhandel oder Handel in sonstigen Markten zugruni
de liegende Marktpreis wird nicht ausschlieBlich durch den Wert
der im jeweiligen Unterfonds gehaltenen Vermdgensgegenstan
de, sondern auch durch Angebot und Nachfrage bestimmt. DalZ
her kann dieser Marktpreis von dem ermittelten Anteilpreis ab@
weichen.

8. Die Riucknahme und der Umtausch
von Anteilen

Die Anteilinhaber sind berechtigt, jederzeit Giber eine der Zahlstell
len, die Verwahrstelle oder die Verwaltungsgesellschaft die Rtick
nahme und den Umtausch ihrer Anteile zu dem im Sonderregle@
ment des jeweiligen Unterfonds festgelegten Riicknahmepreis zu
verlangen. Die Verwaltungsgesellschaft stellt auf jeden Fall si
cher, dass die Riicknahme und der Umtausch von Anteilen auf

der Grundlage eines dem Anleger zum Zeitpunkt der Einreichung
des Riicknahmeantrags beziehungsweise des Umtauschantrags
unbekannten Anteilwertes abgerechnet werden.

Uber die Zahlstellen, die Verwahrstelle oder die Verwaltungsgel?
sellschaft erfolgen auch etwaige sonstige Zahlungen an die An@
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teilinhaber, insbesondere Ausschittungen auf die
Unterfondsanteile.

Der Anteilinhaber eines Unterfonds kann unter Zurechnung von
eventuell anfallenden Ausgabesteuern einen Teil oder alle seine
Anteile in Anteile eines anderen Unterfonds umtauschen. Der
Umtausch von einem Unterfonds in einen anderen erfolgt auf
grund von Umtauschantrdgen, die bei der Verwaltungsgesell
schaft bis spatestens 16:00 Uhr (Luxemburger Zeit) an einem Han@
delstag gemaB Artikel 7, Ziffer 8 eingehen.

Der Umtausch erfolgt zu dem Riicknahmepreis dieses Handelstal?
ges der entsprechenden Anteile zuzlglich einer
Umtauschprovision von 1%, die der Verwaltungsgesellschaft
und/oder der Vertriebsstelle zusteht.

Umtauschantrage, welche nach 16:00 Uhr (Luxemburger Zeit) an
einem Handelstag eingehen, werden auf der Grundlage der Anf2
teilwerte des folgenden Handelstages abgerechnet.

Der sich gegebenenfalls aus dem Umtausch ergebende
Restbetrag wird an den Anteilinhaber in der Wahrung des gefd
wahlten Unterfonds ausbezahlt, sofern dieser einen Betrag von
EUR 10,00 Ubersteigt.

9. Die Anteilwertberechnung

Zur Berechnung des Anteilwertes wird der Wert der Vermégensl
werte eines Unterfonds abzuglich der Verbindlichkeiten dieses
Unterfonds (das "Netto-Unterfondsvermogen”) an jedem Bewerld
tungstag im Sinne der Vorschriften des Verwaltungsreglements
einschlieBlich des Sonderreglements dieses Unterfonds ermittelt
und durch die Anzahl der umlaufenden Anteile geteilt.

Weitere Einzelheiten zur Berechnung der Anteilwerte sind im Ver2
waltungsreglement, insbesondere in dessen Artikel 8 sowie im
Sonderreglement des jeweiligen Unterfonds festgelegt.

10. Ertragsverwendung

Die Ertragsverwendung wird im Sonderreglement des jeweiligen
Unterfonds festgelegt. Zur Ausschittung konnen im Rahmen der
Bestimmungen des Artikels 11 des Verwaltungsreglements die orl
dentlichen Nettoertrédge sowie die im jeweiligen
Unterfondsvermdgen realisierten Kursgewinne und sonstige Akti
va des jeweiligen Unterfonds kommen.

11. Preisver6ffentlichungen

Die jeweils guiltigen Ausgabe- und Riicknahmepreise kdnnen bei
der Verwaltungsgesellschaft, der Verwahrstelle sowie den Zahl-
und Vertriebsstellen erfragt werden. Sie werden im Internet auf
der unter www.union-investment.com abrufbaren Homepage
der Verwaltungsgesellschaft veroffentlicht.

12.Kosten

Far die Verwaltung der Unterfonds ist die Verwaltungsgesell?
schaft berechtigt, eine Vergutung in angemessener Hohe zu er
halten sowie die aus der entgeltlichen Beauftragung weiterer, fir
den jeweiligen Unterfonds tatiger Dienstleister resultierenden
VergUtungen zu veranlassen.

Hinsichtlich ndherer Einzelheiten wird auf die in Artikel 13 des

Verwaltungsreglements und Artikel 25 des jeweiligen Sonderrefd
glements enthaltenen Bestimmungen sowie auf die Ubersicht
.Der Unterfonds im Uberblick” verwiesen.

13.Steuern

Besteuerung des Fonds- bzw. des Unterfondsvermégens und
der Ertrage

Das Unterfondsvermdgen unterliegt im GroBBherzogtum Luxem@
burg einer "Taxe d’abonnement” von gegenwartig bis zu 0,05@%
per annum, zahlbar pro Quartal auf das jeweils am Quartalsende
ausgewiesene Netto-Unterfondsvermogen. Soweit das
Unterfondsvermogen in anderen Luxemburger Investmentfonds
angelegt ist, die ihrerseits bereits der Taxe d'abonnement unter@
liegen, entfallt diese Steuer fir den Teil des
Unterfondsvermogens, welcher in solche Luxemburger Invest
mentfonds angelegt ist.

Die Einnahmen aus der Anlage des Unterfondsvermdgens werld
den in Luxemburg nicht besteuert, sie kdnnen jedoch etwaigen
Quellen- oder Abzugssteuern in Ldndern unterliegen, in welchen
das Unterfondsvermégen angelegt ist. Weder die Verwaltungsgeld
sellschaft noch die Verwahrstelle werden Quittungen tber solche
Steuern fir einzelne oder alle Anteilinhaber einholen.

Mit der Richtlinie 2003/48/EG zur Besteuerung von Zinsertragen
(.Zinsertragsrichtlinie”) vereinbarten die EU-Mitgliedstaaten die
gegenseitige Unterstiitzung bei der Erhebung der Einkommen(
steuer auf ZinseinkUlinfte, die in einem Mitgliedstaat an naturliche
Personen gezahlt werden, die in einem anderen Mitgliedstaat
steuerlich ansassig sind. Dazu wurde ein automatischer Informati
onsaustausch zwischen den nationalen Steuerbehérden verein@
bart. Bis zum 1. Januar 2015 hat Luxemburg nicht an dem zwil@
schen den anderen Staaten vereinbarten automatischen Informald
tionsaustausch teilgenommen. Stattdessen wurde in Luxemburg
eine Quellensteuer auf Zinsertrage eingefihrt, die zuletzt 35%
betrug und anonym an die Luxemburger Steuerbehérde abge
fuhrt wurde.

Seit dem 1. Januar 2015 nimmt das GroBherzogtum Luxemburg
am automatischen Informationsaustausch unter der Richtlinie
2003/48/EG teil und sieht von dem Quellensteuerverfahren ab.
Als Konsequenz werden in den Anwendungsbereich der Richtli?
nie 2003/48/EG fallende Zinsertrage im Rahmen des automati
schen Informationsaustausches gemeldet.

Die folgende Etappe zur Einfihrung des automatischen
Informationsaustauschs besteht in der Anderung der Richtlinie
2011/16/EU des Rates vom 15. Februar 2011 Gber die Zusammen(
arbeit der Verwaltungsbehorden im Bereich der Besteuerung
(,Richtlinie Gber die Zusammenarbeit der
Verwaltungsbehdrden”). Mit dieser Richtlinie wird der OECD-
Standard fir den automatischen Informationsaustausch tber
Finanzkonten in EU-Recht aufgenommen.

Der Geltungsbereich der gednderten Richtlinie Gber die Zusam(
menarbeit der Verwaltungsbehorden ist weiter gefasst als jener
der Zinsertragsrichtlinie und umfasst Zinsen, Dividenden und an@2
dere Einkiinfte sowie Kontensalden und andere Erl6se aus der
VerauBerung von Finanzvermaogen.

Da die Richtlinie Uber die Zusammenarbeit der
Verwaltungsbehdérden auf einem Transparenzansatz (,Look-
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through-Ansatz") beruht, gilt sie nicht nur fir nattrliche Perso@
nen, sondern auch fur

(i) juristische Personen;

(i)  Vereinigungen, denen die Rechtsfahigkeit zuerkannt
wurde, die aber nicht Gber die Rechtsstellung einer juris@
tischen Person verfligen, und

(iii) andere Rechtsvereinbarungen, welche einer der von der
Richtlinie Gber die Zusammenarbeit der
Verwaltungsbehérden erfassten Steuern unterliegen.

Der mit der gednderten Richtlinie Gber die Zusammenarbeit der
Verwaltungsbehoérden eingeflihrte automatische Informations
austausch betrifft Informationen in Bezug auf
Besteuerungszeitrdume ab dem 1. Januar 2016. Die Ubermittf
lung der Informationen erfolgt jéhrlich und innerhalb von neun
Monaten nach Ablauf des Kalenderjahres bzw. des entsprechen
den Meldezeitraums, auf den sich die Informationen beziehen.

Anleger, die nicht in Luxemburg ansassig sind, beziehungsweise
dort keine Betriebsstatte unterhalten, mussen auf ihre Anteile
oder Ertrdge aus Anteilen im GroBherzogtum Luxemburg dar{d
Uber hinaus weder Einkommens-, Erbschafts-, noch Vermégens
steuer entrichten. Flr sie gelten die nationalen Steuervorschrif
ten.

Naturliche Personen, die im GroBherzogtum Luxemburg steuer
lich ansassig sind, mussen auf der Grundlage des Luxemburger
Gesetzes vom 23. Dezember 2005 zur Umsetzung der Richtlinie
auf die dort genannten, nach dem 1. Juli 2005 angefallenen und
nach dem 1. Januar 2006 ausbezahlten Zinsertrage eine abgelten
de Quellensteuer in Hohe von 10@% zahlen. Diese Quellensteuer
kann unter bestimmten Bedingungen auch die Zinsertrage eines
Investmentfonds betreffen. Gleichzeitig wurde im GroBherzog
tum Luxemburg die Vermogenssteuer abgeschafft.

Es wird den Anteilinhabern empfohlen, sich tber die Gesetze und
Verordnungen (wie etwa diejenigen Gber das Steuerwesen und
die Devisenkontrolle) beraten zu lassen, die fur die Zeichnung,
den Kauf, das Halten und die VerduBerung von Anteilen sowie
fir den Erhalt von Ertrédgen an ihrem Herkunfts-, Wohn-
und/oder Aufenthaltsort gelten. Die in den einzelnen Vertriebsl
landern gesetzlich geregelten zusatzlichen Verkaufsunterlagen
kénnen Hinweise zu den dort anwendbaren steuerlichen Bestimf@
mungen bei Zeichnung, Kauf und bei VerduBerung von Anteilen
sowie flr den Erhalt von Ertragen in diesen Vertriebslandern ent®
halten. Unbeschadet dessen entbinden auch diese Hinweise den
Anteilinhaber nicht von der Empfehlung, sich einer individuellen
Beratung durch externe Dritte, insbesondere durch Inanspruchi
nahme der Dienste eines Steuerberaters, zu unterziehen.

14. Allgemeine Risikohinweise

Die Verwaltungsgesellschaft kann unter Beachtung des Grundg
satzes der Risikostreuung im Rahmen der Anlagegrenzen gefil
maB Artikel 4 Ziffer 4. des Verwaltungsreglements, bis zu
100@% des jeweiligen Netto-Unterfondsvermdgens in Wertpald
pieren eines Emittenten anlegen.

Darlber hinaus sind folgende allgemeine Risikohinweise zu bel?
achten:

Allgemeines

Die Vermbgensgegenstande, in die die Verwaltungsgesellschaft
fur Rechnung des Unterfonds investiert, enthalten neben den
Chancen auf Wertsteigerung auch Risiken. So konnen Wertverlus?
te auftreten, indem der Marktwert der Vermdgensgegenstéande
gegenuber dem Einstandspreis fallt. VerduBert der Anleger An2
teile des Unterfonds zu einem Zeitpunkt, in dem die Kurse der in
dem Unterfonds befindlichen Vermogensgegenstande gegenl
Uber dem Zeitpunkt seines Anteilerwerbs gefallen sind, so erhalt
er das von ihm in den Unterfonds investierte Geld nicht oder

nicht vollstandig zurtick. Obwohl jeder Unterfonds stetige Wert
zuwachse anstrebt, kénnen diese nicht garantiert werden. Das Ri
siko des Anlegers ist jedoch auf die angelegte Summe beld
schrankt. Eine Nachschusspflicht Gber das vom Anleger investier
te Geld hinaus besteht nicht.

Weitere Risiken konnen dadurch entstehen, dass eine Konzentral
tion der Anlage in bestimmte Vermogensgegenstande oder Markl
te erfolgt. Dann ist der Unterfonds von der Entwicklung dieser
Vermoégensgegenstdande oder Méarkte besonders stark abhangig.
Des Weiteren beinhaltet die Inflation ein Abwertungsrisiko fir
alle Vermogensgegenstande.

Unter Beachtung der durch das Gesetz vom 17. Dezember 2010
und durch das Verwaltungs- und Sonderreglement vorgegebel
nen Anlagegrundséatze und -grenzen, die fur den Unterfonds
einen sehr weiten Rahmen vorsehen, kann die tatsachliche Anla@
gepolitik auch darauf ausgerichtet sein, schwerpunktmaBig Verl
mogensgegenstande zB. nur weniger Branchen, Markte oder Rel2
gionen/Lander zu erwerben. Diese Konzentration auf wenige spel
zielle Anlagesektoren kann mit besonderen Chancen verbunden
sein, denen aber auch entsprechende Risiken (z.®B. Markt-

enge, hohe Schwankungsbreite innerhalb bestimmter Konjunk
turzyklen) gegeniberstehen.

Zusatzliche Risikohinweise konnen im Sonderreglement des jeweil
ligen Unterfonds sowie in der Ubersicht ,Der Unterfonds im Uberf
blick” und im Anschluss hieran genannt sein.

Kapitalmarktrisiko

Die Kurs- oder Marktwertentwicklung von Finanzprodukten
hangt insbesondere von der Entwicklung der Kapitalméarkte ab,
die wiederum von der allgemeinen Lage der Weltwirtschaft so
wie den wirtschaftlichen und politischen Rahmenbedingungen in
den jeweiligen Landern beeinflusst wird. Auf die allgemeine Kurs
entwicklung insbesondere an einer Borse konnen auch irrational
le Faktoren wie Stimmungen, Meinungen und Gertlichte einwir
ken. Schwankungen der Kurs- und Marktwerte kénnen auch auf
Veranderungen der Zinssatze, Wechselkurse oder der Bonitat eil?
nes Emittenten zuruckzufihren sein.

Zinsanderungsrisiko

Mit der Investition in festverzinsliche Wertpapiere ist die Moglich
keit verbunden, dass sich das Marktzinsniveau, das im Zeitpunkt
der Begebung eines Wertpapiers besteht, &ndern kann. Steigen
die Marktzinsen gegentber den Zinsen zum Zeitpunkt der Emissil
on, so fallen i.d.R. die Kurse der festverzinslichen Wertpapiere.
Fallt dagegen der Marktzins, so steigt der Kurs festverzinslicher
Wertpapiere. Diese Kursentwicklung fihrt dazu, dass die aktuelle
Rendite des festverzinslichen Wertpapiers in etwa dem aktuellen
Marktzins entspricht. Diese Kursschwankungen fallen jedoch je
nach (Rest-)Laufzeit der festverzinslichen Wertpapiere unterf
schiedlich aus. Festverzinsliche Wertpapiere mit kiirzeren Laufzeil
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ten haben geringere Kursrisiken als festverzinsliche Wertpapiere
mit langeren Laufzeiten. Festverzinsliche Wertpapiere mit kiirzed
ren Laufzeiten haben demgegentber in der Regel geringere Renl
diten als festverzinsliche Wertpapiere mit ldngeren Laufzeiten.

Geldmarktinstrumente besitzen aufgrund ihrer kurzen Laufzeit
von maximal 397 Tagen tendenziell geringere Kursrisiken.

Risiko von negativen Habenzinsen

Die Verwaltungsgesellschaft legt liquide Mittel des jeweiligen
Unterfonds bei der Verwahrstelle oder anderen Banken fiir Rech@
nung des jeweiligen Unterfonds an. Fur diese Bankguthaben ist
oftmals ein Zinssatz vereinbart, der dem European Interbank
Offered Rate (,Euribor”) abzliglich einer bestimmten Marge ent
spricht. Sinkt der Euribor unter die vereinbarte Marge, so fihrt
dies zu negativen Zinsen auf dem entsprechenden Konto. Abhanf
gig von der Entwicklung der Zinspolitik der EZB kénnen sowohl
kurz-, mittel- als auch langfristige Bankguthaben eine negative
Verzinsung erzielen. Entsprechend kénnen auch Anlagen liquider
Mittel bei Zugrundelegung eines anderen Zinssatzes als des
Euribors sowie Anlagen liquider Mittel in auslandischer Wahrung
unter Berlicksichtigung der Leitzinsen auslandischer Zentralban@
ken zu einer negativen Verzinsung fuhren.

Lander- oder Transferrisiko

Vom Lander- oder Transferrisiko spricht man, wenn z. B. ein aus?
landischer Schuldner trotz Zahlungsfahigkeit aufgrund fehlender
Transferfahigkeit oder -bereitschaft seines Sitzlandes Leistungen
nicht fristgerecht oder Gberhaupt nicht oder nur in einer anderen
Wahrung erbringen kann. So kénnen z.B. Zahlungen, auf die der
Unterfonds Anspruch hat, ausbleiben, oder in einer Wahrung erl2
folgen, die aufgrund von Devisenbeschrankungen nicht mehr
konvertierbar ist oder in einer anderen Wahrung erfolgen. Zahlt
der Schuldner in einer anderen Wahrung, so unterliegt diese Posil
tion dem in diesem Kapitel beschriebenen Wahrungsrisiko.

Anlagen in Emerging Markets

Die Anlage in Emerging Markets (aufstrebende Lander/Schwel@
lenlander) beinhaltet moglicherweise besondere Risiken, beid
spielsweise aus politischen Verdnderungen, Wechselkursanderunf
gen, fehlenden Borsenkontrollen, Steuern, Beschrankungen aus
landischer Kapitalanlagen und -riickflisse (Transferrisiko) sowie
aus Kapitalmarkten, die im internationalen Vergleich eine gerin@
gere Marktkapitalisierung aufweisen und eher volatil und illiqui@
de sein kénnen.

Abwicklungsrisiko

Insbesondere bei der Investition in nicht notierte Wertpapiere bel
steht das Risiko, dass die Abwicklung durch ein Transfersystem
aufgrund einer verzégerten oder nicht vereinbarungsgeméaBen
Zahlung oder Lieferung nicht erwartungsgemaB ausgefiihrt wird.

Adressenausfallrisiko/Kontrahentenrisiko

Durch den Ausfall eines Ausstellers oder Kontrahenten kdnnen
Verluste fiir den Unterfonds entstehen. Das Ausstellerrisiko belZ
schreibt die Auswirkung der besonderen Entwicklungen des jeld
weiligen Ausstellers, die neben den allgemeinen Tendenzen der
Kapitalmarkte auf den Kurs eines Wertpapiers einwirken. Auch
bei sorgfaltiger Auswahl der Vermégensgegenstande kann nicht
ausgeschlossen werden, dass Verluste durch Vermégensverfall
von Ausstellern eintreten. Die Partei eines fir Rechnung des

Unterfonds geschlossenen Vertrags kann teilweise oder vollstanf
dig ausfallen (Kontrahentenrisiko). Dies gilt fur alle Vertrage, die
flr Rechnung der Unterfonds geschlossen werden.

Wahrungsrisiko

Sofern Vermdgenswerte eines Unterfonds in anderen Wahrun
gen als der jeweiligen Unterfondswahrung angelegt sind, erhalt
der Unterfonds die Ertrage, Riickzahlungen und Erldse aus sol®
chen Anlagen in der jeweiligen Wahrung. Fallt der Wert dieser
Wahrung gegenuber der Unterfondswahrung, so reduziert sich
der Wert solcher Anlagen und somit auch der Wert des
Unterfonds.

Verwahrrisiko

Mit der Verwahrung von Vermdgensgegenstdnden insbesondere
im Ausland ist ein Verlustrisiko verbunden, das aus Insolvenz,
Sorgfaltspflichtverletzungen oder missbrauchlichem Verhalten
des Verwahrers oder eines Unterverwahrers bzw. Lagerstelle rel
sultieren kann.

Hinsichtlich Bankguthaben bei einem Kreditinstitut besteht im
Fall der Insolvenz des kontofluihrenden Kreditinstituts grundsatz
lich das Verlustrisiko. Durch die von der Verwaltungsgesellschaft
zu beachtende Diversifikationsvorgabe kann je insolventem Krel
ditinstitut der Verlust maximal 20 Prozent des Nettovermdégens
des jeweiligen Unterfonds ausmachen. Soweit das kontofiihren®
de Kreditinstitut Mitglied der Sicherungseinrichtung des Bundes
verbandes der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken ist,
ist das dort verwahrte Kontoguthaben vollstandig Gber die von
der vorgenannten Sicherungseinrichtung abgegebenen Instituts?
garantie vor Verlusten geschitzt.

Liquiditatsrisiko

Fir einen Unterfonds dirfen auch Vermodgensgegenstande erfd
worben werden, die nicht zum amtlichen Markt an einer Borse zul?
gelassen oder in einen organisierten Markt einbezogen sind. Der
Erwerb derartiger Vermogensgegenstande ist mit der Gefahr von
Illiquiditatspramien verbunden, die sich in deutlichen Preis
schwankungen der Vermogensgegenstande im Unterfonds ausi®
driicken kénnen, so dass es insbesondere zu Problemen bei der
WeiterverduBerung der Vermdgensgegenstande an Dritte kom{
men kann. Derartige Probleme kénnen ebenfalls bei Vermogens
gegenstanden auftreten, die zum amtlichen Markt an einer Borse
zugelassen oder in einen organisierten Markt einbezogen sind.

Die Verwaltungsgesellschaft hat folgende schriftliche Grundsatze
und Verfahren festgelegt, die es ihr ermoglichen, die Liquiditatsri?
siken zu Uberwachen:

Unter Berlicksichtigung der in den Ubersichten ,Der Unterfonds
im Uberblick” unter der Rubrik ,Anlagepolitik” dargelegten Anlal
gestrategien ergibt sich fur die jeweiligen Unterfonds folgendes
Liquiditatsprofil:

Das Liquiditatsprofil des jeweiligen Unterfonds ist bestimmt

durch dessen Struktur hinsichtlich der im Unterfonds enthaltenen
Vermdgenswerte und Verpflichtungen sowie hinsichtlich der An@
legerstruktur des Unterfonds. Das Liquiditatsprofil des

Unterfonds ergibt sich somit aus der Gesamtheit dieser Informald
tionen. Im Hinblick auf die Vermégenswerte und Verpflichtun
gen des Unterfonds basiert das Liquiditatsprofil des Unterfonds
dabei auf der Liquiditatseinschatzung der einzelnen Anlageinstru
mente und ihrem Anteil im Portfolio. Hierfur werden fiir jedes An2z
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lageinstrument verschiedene Faktoren wie beispielsweise BorsenlZ
umsatze oder Instrumentenkategorie sowie gegebenenfalls qualiZ
tative Einschatzungen berlcksichtigt. Die Verwaltungsgesell@
schaft hat die in Artikel 7 ,,Ricknahme von Anteilen” des Verwal®@
tungsreglements dargestellten Ricknahmegrundsatze festge
legt. Die Verwaltungsgesellschaft iberwacht die Liquiditatsrisi?
ken auf Ebene des Unterfonds in einem mehrstufigen Prozess.
Hierbei erfolgt eine Generierung von Liquiditatsinformationen sol
wohl fur die zugrundeliegenden Anlageinstrumente im
Unterfonds als auch fir Mittelzu- und Mittelabflisse. Neben eild
ner laufenden Uberwachung der Liquiditatssituation anhand von
Kennzahlen werden Szenario-basierte Simulationen durchgeld
fUhrt. In diesen wird untersucht, wie sich unterschiedliche Annah
men zur Liquiditat der Vermdgensgegenstdnde im Unterfonds
auf die Fahigkeit auswirken, simulierte Mittelabflisse zu bediel
nen. Auf der Basis sowohl quantitativer als auch qualitativer Fak
toren erfolgt dann eine Gesamteinschatzung des Liquiditatsrisi@
kos des Unterfonds.

Die Verwaltungsgesellschaft Gberprift diese Grundsétze regelmalz
Big und aktualisiert sie entsprechend. Die Verwaltungsgesell?
schaft legt fir den Unterfonds addquate Limits fir die Liquiditat
und llliquiditat fest. Vortbergehende Schwankungen sind mo@
glich. Die Verwaltungsgesellschaft trifft Liquiditatsvorkehrungen
und hat ein Liquiditatsiberwachungsverfahren umgesetzt, um
quantitative und qualitative Risiken von Positionen und beabsich
tigten Investitionen zu bewerten, die wesentliche Auswirkungen
auf das Liquiditatsprofil des Vermdgenswertportfolios des
Unterfonds haben. Diese Verfahren haben zum Gegenstand, die
auf Seiten der Verwaltungsgesellschaft vorhandenen und permal
nent aktualisierten Kenntnisse und Erfahrungen in Bezug auf die
Liquiditat der Vermbgenswerte, in die der Unterfonds investiert
hat oder zu investieren beabsichtigt, einschlieBlich gegebenen®
falls in Bezug auf das Handelsvolumen und die Preissensitivitat
und je nach Fall auf die Spreads einzelner Vermogenswerte unter
normalen und auBergewdhnlichen Liquiditatsbedingungen, um@
zusetzen. Die Verwaltungsgesellschaft fihrt regelmaBig, derzeit
mindestens einmal jéhrlich, Stresstests durch, mit denen sie die Ll
quiditatsrisiken des Unterfonds bewerten kann. Die Verwaltungsf
gesellschaft fihrt die Stresstests auf der Grundlage zuverlassiger
und aktueller quantitativer oder, falls dies nicht angemessen ist,
qualitativer Informationen durch. Hierbei werden Anlagestrate@
gie, Ricknahmefristen, Zahlungsverpflichtungen und Fristen, in@
nerhalb derer die Vermdgensgegenstande verauBert werden kénkz
nen, sowie gegebenenfalls Informationen insbesondere in Bezug
auf allgemeines Anlegerverhalten und Marktentwicklungen ein@
bezogen. Die Stresstests simulieren gegebenenfalls mangelnde
Liquiditat der Vermogenswerte im Unterfonds sowie atypische
Rucknahmeforderungen. Sie decken Marktrisiken und deren Ausi
wirkungen ab, einschlieBlich der Auswirkungen von Nachschuss@
forderungen, Besicherungsanforderungen oder Kreditlinien. Sie
tragen Bewertungssensitivitdten unter Stressbedingungen Rech
nung. Sie werden unter Bertcksichtigung der Anlagestrategie,
des Liquiditatsprofils, der Anlegerart und der Riicknahmegrund?
satze des Unterfonds in einer der Art des Unterfonds angemessel?
nen Haufigkeit durchgefihrt.

Rechtliches und steuerliches Risiko

Die rechtliche und steuerliche Behandlung der Unterfonds kann
sich in unabsehbarer und nicht beeinflussbarer Weise andern.

Risiken bei Austibung von Aktionarsrechten

Die Verwaltungsgesellschaft vertritt die Aktionarsrechte (Stimm@
rechte) auf Hauptversammlungen selbst oder beauftragt Dritte.
Durch die in einigen Landern bestehende Marktpraxis angemel®
dete Bestande zu sperren, kann fir den Unterfonds bzw. den Ani
leger ein Performancenachteil entstehen.

Risiko der Anderung der Anlagepolitik

Durch eine Anderung der Anlagepolitik innerhalb des fiir den
Unterfonds zuldssigen Anlagespektrums kann sich das mit dem
Unterfonds verbundene Risiko inhaltlich veréandern.

Risiko der Anderung des Risikoprofils

Der Anleger hat damit zu rechnen, dass sich das ausgewiesene RilZ
sikoprofil eines Unterfonds jederzeit andern kann. Auf die Ausl
fihrungen im Kapitel 15. "Risikoprofil der Unterfonds” wird verf
wiesen.

Anderung der Verkaufsprospekte sowie des Verwaltungs- und
Sonderreglements; Auflésung oder Verschmelzung

Die Verwaltungsgesellschaft behalt sich in dem Verwaltungsreglef?
ment fir den Fonds das Recht vor, das Verwaltungsreglement
und/oder die Sonderreglements mit Zustimmung der Verwahr
stelle und Genehmigung der zustandigen Luxemburger AufsichtsZ
behdrde zu andern (siehe hierzu auch Artikel 15 des Verwaltungsi
reglements ,Anderungen”). Ferner ist es ihr gem&B dem Verwald
tungsreglement moglich, den Fonds ganz aufzulésen oder ihn

mit einem anderen, ebenfalls von ihr oder einer anderen Verwal®
tungsgesellschaft verwalteten OGAW zu verschmelzen (siehe
hierzu auch Artikel 12 des Verwaltungsreglements ,Dauer und
Auflésung des Fonds beziehungsweise eines Unterfonds sowie

die Zusammenlegung von Fonds beziehungsweise Unterfonds”).
Fir den Anleger besteht daher z. B. das Risiko, dass er die von

ihm geplante Haltedauer nicht realisieren kann.

Risiko der Ricknahmeaussetzung

Die Anleger kdnnen grundsatzlich von der Verwaltungsgesell@
schaft die bewertungstagliche Ricknahme ihrer Anteile verlan®
gen. Die Verwaltungsgesellschaft kann die Riicknahme der An@
teile jedoch bei Vorliegen auBergewodhnlicher Umstande zeitweil
lig aussetzen und die Anteile erst spater zu dem dann gultigen
Preis zurlicknehmen (siehe hierzu auch Artikel 9 des Verwaltungs?
reglements ,Einstellung der Berechnung des Anteilwertes”, Artil
kel 7 des Verwaltungsreglements ,Riicknahme und Umtausch

von Anteilen”). Dieser Preis kann niedriger liegen als derjenige

vor Aussetzung der Ricknahme.

Zu einer Ricknahmeaussetzung kann die Verwaltungsgesell?
schaft insbesondere auch dann gezwungen sein, wenn ein oder
mehrere Fonds, deren Anteile flr einen Unterfonds erworben
wurden, ihrerseits die Anteilricknahme aussetzen.

Risiken im Zusammenhang mit Derivategeschaften

Der Kauf und Verkauf von Optionen sowie der Abschluss von Ter@
minkontrakten oder Swaps sind mit folgenden Risiken verbun
den:

e Durch die Verwendung von Derivaten kdnnen potenzielle
Verluste entstehen, die unter Umstanden nicht vorhersehbar
sind und sogar die Einschusszahlungen tberschreiten kon@
nen.
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e Kursanderungen des Basiswertes konnen den Wert eines Opl2
tionsrechts oder Terminkontraktes vermindern. Vermindert
sich der Wert und wird das Derivat hierdurch wertlos, kann
die Verwaltungsgesellschaft gezwungen sein, die erworbed
nen Rechte verfallen zu lassen. Durch Wertdnderungen des eilZ
nem Swap zugrunde liegenden Vermogenswertes kann der
Unterfonds ebenfalls Verluste erleiden.

e Einliquider Sekundarmarkt fir ein bestimmtes Instrument zu
einem gegebenen Zeitpunkt kann fehlen. Eine Position in Deld
rivaten kann dann unter Umsténden nicht wirtschaftlich neul
tralisiert (geschlossen) werden.

e Der gegebenenfalls erforderliche Abschluss eines GegengelZ
schafts (Glattstellung) ist mit Kosten verbunden.

e Durch die Hebelwirkung von Optionen kann der Wert des
Unterfondsvermogens starker beeinflusst werden, als dies
beim unmittelbaren Erwerb der Basiswerte der Fall ist. Das
Verlustrisiko kann bei Abschluss des Geschafts nicht bestimmi
bar sein.

e Der Kauf von Optionen birgt das Risiko, dass die Option nicht
ausgelbt wird, weil sich die Preise der Basiswerte nicht wie erl?
wartet entwickeln, so dass die vom Unterfonds gezahlte Opti
onspramie verfallt. Beim Verkauf von Optionen besteht die
Gefahr, dass der Unterfonds zur Abnahme von Vermégensi
werten zu einem hoheren als dem aktuellen Marktpreis oder
zur Lieferung von Vermogenswerten zu einem niedrigeren
als dem aktuellen Marktpreis verpflichtet wird. Der
Unterfonds erleidet dann einen Verlust in Hohe der Preisdiffel
renz minus der eingenommenen Optionspramie.

e Bei Terminkontrakten besteht das Risiko, dass die Verwall@
tungsgesellschaft fur Rechnung des jeweiligen Unterfonds
verpflichtet ist, die Differenz zwischen dem bei Abschluss zull
grunde gelegten Kurs und dem Marktkurs zum Zeitpunkt der
Glattstellung bzw. Félligkeit des Geschaftes zu tragen. Damit
wirde der Unterfonds Verluste erleiden. Das Risiko des Verld
lusts ist bei Abschluss des Terminkontrakts nicht bestimmbar.

e Dievon der Verwaltungsgesellschaft getroffenen Prognosen
Gber die kiinftige Entwicklung von zugrunde liegenden Verfd
mdgensgegenstanden, Zinssatzen, Kursen und Devisenmark®
ten kénnen sich im Nachhinein als unrichtig erweisen.

e Die den Derivaten zugrunde liegenden Vermdgensgegenstanl
de kénnen zu einem an sich glinstigen Zeitpunkt nicht gel
kauft bzw. verkauft werden oder mussen zu einem unginsti
gen Zeitpunkt gekauft oder verkauft werden.

Bei Geschaften mit OTC-Derivaten kénnen folgende Risiken auf
treten:

e Eskann ein organisierter Markt fehlen, so dass die Verwal@
tungsgesellschaft die fiir Rechnung des jeweiligen
Unterfonds am OTC-Markt erworbenen Finanzinstrumente
schwer oder gar nicht verduB3ern kann.

e Der Abschluss eines Gegengeschafts (Glattstellung) kann auf
grund der individuellen Vereinbarung schwierig, nicht mo@
glich bzw. mit erheblichen Kosten verbunden sein.

Derivate kdnnen alternativ zur Absicherung von Kapitalmarktrisi
ken oder zu Investitionszwecken eingesetzt werden. Dabei konlZ
nen wie bei einer Direktanlage in Wertpapieren offene Aktien-,
Zinsanderungs-, Bonitats- und Wahrungsexposures aufgebaut

werden. Diese , Exposures" missen sich nicht in der jeweiligen
Vermogensanlage eines Unterfonds widerspiegeln; insofern konl
nen sich die Risiken im jeweiligen Unterfonds bei Abschluss sol®
cher Geschéafte erhdhen.

Risiken im Zusammenhang mit Wertpapier-Darlehensgeschaf2
ten

Gewahrt die Verwaltungsgesellschaft fir Rechnung des jeweilil
gen Unterfonds ein Darlehen Giber Wertpapiere,Geldmarktinstru@
mente oder Investmentanteile, so Ubertrégt sie diese an einen
Darlehensnehmer, der nach Beendigung des Geschafts WertpalZl
piere, Geldmarktinstrumente oder Investmentanteile in gleicher
Art, Menge und Gute zurlck Gbertragt ("Wertpapier-
Darlehensgeschaft"). Auch wenn der Darlehensnehmer zur Stel@
lung von Sicherheiten in einem Umfang verpflichtet ist, der min@
destens dem Kurswert der verliehenen Vermégensgegenstande
nebst etwaiger Ertrage hieraus und einem markttblichen Aufl
schlag hierauf entspricht, und dariber hinaus zuséatzliche Sicher@
heiten zu leisten hat, wenn eine Verschlechterung seiner wirt
schaftlichen Verhaéltnisse eintritt, besteht das Risiko, dass der
Unterfonds aufgrund von Wertveranderungen bei den Sicherheil?
ten und/oder den verliehenen Vermdgensgegenstanden untersi
chert ist. Ferner besteht das Risiko, dass ein Darlehensnehmer ei@
ner Nachschusspflicht zur Stellung von Sicherheiten nicht nachl
kommt, sodass der bestehende Riickiibertragungsanspruch bei
Ausfall des Vertragspartners nicht vollumfanglich abgesichert ist.
In solchen Fallen besteht ein Kontrahentenrisiko in Hohe der Un@@
tersicherung. Werden erhaltene Sicherheiten bei einer anderen
Einrichtung als der Verwahrstelle des Fonds verwahrt, besteht zul
dem das Risiko, dass diese bei Ausfall des Entleihers gegebenenl
falls nicht sofort bzw. nicht in vollem Umfang verwertet werden
kénnen.

Soweit die Verwaltungsgesellschaft fir Rechnung des jeweiligen
Unterfonds Barsicherheiten erhalt, besteht ein Ausfallrisiko bel
zluglich des maBgeblichen kontofiihrenden Kreditinstituts.

Die Verwaltungsgesellschaft hat wahrend der Geschaftsdauer keil?
ne Verfigungsmoglichkeit Gber verliehene Vermdgensgegenstant
de. Verliert der Vermégensgegenstand wahrend der Dauer des
Geschafts an Wert und méchte die Verwaltungsgesellschaft den
Vermogensgegenstand insgesamt verauBern, so muss sie das Darl
lehensgeschaft kiindigen und den Ublichen Abwicklungszyklus
zur Umbuchung der verliehenen Vermégensgegenstande auf das
Depot des jeweiligen Unterfonds abwarten, bevor ein Verkaufs
auftrag erteilt werden kann, wodurch in dieser Zeit ein Verlust

fir den Unterfonds entstehen kann.

Risiken im Zusammenhang mit Pensionsgeschaften

Gibt die Verwaltungsgesellschaft fiir Rechnung des jeweiligen
Unterfonds Wertpapiere, Geldmarktinstrumente oder Invest?
mentanteile in Pension, so verkauft sie diese und verpflichtet

sich, sie gegen Aufschlag zum Ende einer vereinbarten Laufzeit
zurlickzukaufen. Der zum Laufzeitende vom Verkaufer zu zahlen®
de Rickkaufpreis nebst Aufschlag wird bei Abschluss des Geschafz
tes festgelegt. Bei Pensionsgeschéaften besteht das Risiko, dass bis
zum Zeitpunkt des Rickkaufs des Pensionspapiers Marktbewel
gungen dazu flihren dass der vom Pensionsnehmer gezahlte
Kaufpreis nicht mehr dem Wert der Pensionspapiere entspricht.
Der Pensionsnehmer tragt dann ein Kontrahentenrisiko in Héhe
der Differenz, wenn der Wert der in Pension genommenen Wert?
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papiere, Geldmarktinstrumente oder Investmentanteile unter
den von ihm gezahlten Kaufpreis fallt. Der Pensionsgeber tragt
dann ein Kontrahentenrisiko in Héhe der Differenz, wenn der
Wert der in Pension gegebenen Wertpapiere, Geldmarktinstru@
mente oder Investmentanteile Gber den von ihm vereinnahmten
Kaufpreis steigt.

Zur Vermeidung des Ausfalls eines Vertragspartners wahrend der
Laufzeit eines Pensionsgeschafts muss sich die Verwaltungsgesell@
schaft ausreichende Sicherheiten stellen lassen. Bei einem Ausfall
des Vertragspartners hat die Verwaltungsgesellschaft ein
Verwertungsrecht hinsichtlich der gestellten Sicherheiten. Ein Ver2
lustrisiko fur den jeweiligen Unterfonds kann daraus folgen, dass
die gestellten Sicherheiten etwa wegen steigender Kurse der in
Pension gegebenen Wertpapiere, Geldmarktinstrumente oder In@
vestmentanteile nicht mehr ausreichen, um den Rickibertra@
gungsanspruch der Verwaltungsgesellschaft der vollen Hohe

nach abzudecken Die Besicherung des vorstehend beschriebenen
Kontrahentenrisikos bedarf einer separaten Vereinbarung zwil2
schen der Verwaltungsgesellschaft und dem jeweiligen Kontral
henten. Eine solche Vereinbarung hat die Verwaltungsgesell@
schaft mit allen fur Pensionsgeschéafte in Frage kommenden Kon
trahenten abgeschlossen. In diesen Vereinbarungen ist geregelt,
dass das vorstehend beschriebene Kontrahentenrisiko aus Pensi
onsgeschaften einen Mindestbetrag erreichen muss, bis SicherheilZ
ten zu stellen sind. Die Besicherung erfolgt in dem Fall durch die
Ubereignung von Wertpapieren. Das vom jeweiligen Unterfonds
im Zusammenhang mit Pensionspapieren zu tragende Kontrahenl
tenrisiko besteht mithin maximal in Hohe des vorstehend bef
schriebenen Mindestbetrags.

Ein Kontrahentenrisiko kann auch dann bestehen, wenn die Verl
waltungsgesellschaft dem Kontrahenten Sicherheiten gestellt
hat, dieser aufgrund von Wertveranderungen bei der Sicherheit
und/oder den Pensionspapieren Ubersichert ist, die Verwaltungs@
gesellschaft aber mangels Erreichen des vorgenannten Mindest?
betrages noch nicht die Riickiibertragung der gestellten Sicher
heiten im entsprechenden Umfang beanspruchen kann oder der
Kontrahent die Riickiibertragung gestellter Sicherheiten vertrags
widrig verweigert.

Der Umfang des Kontrahentenrisikos betréagt ungeachtet des Vorlz
stehenden maximal funf Prozent des jeweiligen
Unterfondsvermégens bzw. zehn Prozent des jeweiligen
Unterfondsvermdégens, wenn der Vertragspartner ein Kreditinsti@
tut mit Sitz in einem Mitgliedstaat oder, falls der Sitz des Kreditin@
stituts sich in einem Drittstaat befindet, es Aufsichtsbestimmun@
gen unterliegt, die nach Auffassung der CSSF denjenigen des Geld
meinschaftsrechts gleichwertig sind, ist.

Soweit die Verwaltungsgesellschaft fiir Rechnung des jeweiligen
Unterfonds Barsicherheiten erhalt, besteht ein Ausfallrisiko bel
zUglich des maBgeblichen kontofiihrenden Kreditinstituts.

Sollten die in Pension gegebenen Wertpapiere, Geldmarktinstru@
mente oder Investmentanteile wahrend der Geschaftslaufzeit an
Wert verlieren und die Verwaltungsgesellschaft sie zur Begren(
zung der Wertverluste verauBern wollen, so kann sie dies nur
durch die Austibung des vorzeitigen Kiindigungsrechts tun. Die
vorzeitige Kiindigung des Geschafts kann mit finanziellen Einbul
Ben fir den jeweiligen Unterfonds einhergehen. Auch kann dem
jeweiligen Unterfonds in einem solchen Fall dadurch ein Verlust

entstehen, dass die Verwaltungsgesellschaft den Ublichen Ab
wicklungszyklus zur Umbuchung der Wertpapiere, Geldmarktin
strumente oder Investmentanteile auf das Depot des Unterfonds
abwarten muss, bevor ein Verkaufsauftrag erteilt werden kann.
Zudem kann sich herausstellen, dass der zum Laufzeitende zu
zahlende Aufschlag hoher ist als die Ertrage, die die Verwaltungs
gesellschaft durch die Wiederanlage der erhaltenen Barmittel erl
wirtschaftet hat.

Nimmt die Verwaltungsgesellschaft Wertpapiere, Geldmarktin@
strumente oder Investmentanteile in Pension, so kauft sie diese
und muss sie am Ende einer Laufzeit wieder verkaufen. Der Riick
kaufpreis nebst einem Aufschlag wird bereits bei
Geschaftsabschluss festgelegt. Die in Pension genommenen WertlZ
papiere, Geldmarktinstrumente oder Investmentanteile dienen

als Sicherheiten fir die Bereitstellung der Liquiditat an den Verd
tragspartner. Etwaige Wertsteigerungen der Wertpapiere, Geld®
marktinstrumente oder Investmentanteile kommen dem jeweili®
gen Unterfonds nicht zugute.

Risiken im Zusammenhang mit Kauf-/Rlckverkaufgeschaften
(Buy/Sell-back-Geschaften) oder Verkauf-
/Ruckkaufgeschaften (Sell/Buy-back-Geschéaften)

Bei Kauf-/Ruckverkaufgeschaften (Buy/Sell-back-Geschaften)
oder Verkauf-/Rickkaufgeschaften (Sell/Buy-back-Geschéften)
besteht das Risiko, dass Marktbewegungen dazu fiihren, dass der
vereinbarte Kaufpreis bzw. Verkaufspreis des im Rahmen des
Kauf-/Ruckverkaufgeschafts (Buy/Sell-back-Geschéafts) oder
Verkauf-/Rickkaufgeschafts (Sell/Buy-back-Geschafts) verwendel
ten Vermdgensgegenstandes nicht mehr dem Marktwert ent@
spricht.

Risiken im Zusammenhang mit Total Return Swaps

Total Return Swaps unterliegen dem Kreditrisiko und Kursrisiko
des zugrunde liegenden Basiswertes. Es bestehen auch Markt-
und Adressenausfallrisiken, dadurch dass das Adressenausfallrisi@
ko nicht isoliert werden kann und gleichzeitig sich die
Marktrisikostruktur des jeweiligen Unterfondsvermégens veran@
dern kann.

Risiken im Zusammenhang mit dem Erhalt von Sicherheiten

Die Verwaltungsgesellschaft erhalt fir Derivatgeschafte, WertpalZl
pierfinanzierungsgeschafte und Total-Return-Swaps Sicherheil
ten. Derivate, verliehene oder in Pension gegebene Wertpapiere,
Geldmarktinstrumente und Investmentanteile kdnnen im Wert
steigen. Die erhaltenen Sicherheiten kénnten dann nicht mehr
ausreichen, um den Lieferungs- bzw. Rickiibertragungsanspruch
der Verwaltungsgesellschaft gegentiber dem Kontrahenten in
voller Hohe abzudecken.

Die Verwaltungsgesellschaft kann Barsicherheiten auf Sperrkon@
ten, in Staatsanleihen hoher Qualitat oder in Geldmarktfonds mit
kurzer Laufzeitstruktur anlegen. Das Kreditinstitut, bei dem die
Bankguthaben verwahrt werden, kann jedoch ausfallen. Staatsan@
leihen und Geldmarktfonds kénnen sich negativ entwickeln. Bei
Beendigung des Geschéfts kdnnten die angelegten Sicherheiten
nicht mehr in voller Hohe verfligbar sein, obwohl sie von der Verf
waltungsgesellschaft fir den jeweiligen Unterfonds in der ur
springlich gewahrten Hohe wieder zurlick gewdhrt werden mus[
sen. Dann miusste der Unterfonds die bei den Sicherheiten erlitte@
nen Verluste tragen.
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Risiken im Zusammenhang mit Investmentanteilen

Die Risiken der Investmentanteile, die fiir den Unterfonds erworld
ben werden (Zielfondsanteile), stehen in engem Zusammenhang
mit den Risiken der in diesen Fonds enthaltenen Vermdgensgel
genstande bzw. der von diesen verfolgten Anlagestrategien. Die
genannten Risiken kénnen jedoch durch die Streuung der Vermol
gensanlagen innerhalb der Fonds, deren Anteile erworben werfd
den, und durch die Streuung innerhalb des jeweiligen

Unterfonds reduziert werden.

Die Zielfonds kénnen gleiche, oder einander entgegengesetzte
Anlagestrategien verfolgen. Hierdurch kénnen bestehende Risi
ken kumulieren, und eventuelle Chancen kénnen sich gegenein
ander aufheben.

Es ist der Verwaltungsgesellschaft nicht méglich, das Manageld
ment der gruppenexternen Zielfonds zu kontrollieren. Deren AnlZ
lageentscheidungen missen nicht zwingend mit den Annahmen
oder Erwartungen der Verwaltungsgesellschaft Gbereinstimmen.

Nachhaltigkeitsrisiken

Nachhaltigkeitsrisiken sind Ereignisse oder Bedingungen aus den
Bereichen Umwelt, Soziales oder Unternehmensfiihrung, deren
Eintreten tatsachlich oder potenziell wesentliche negative Auswirz
kungen auf den Wert der Investition der Unterfonds haben kénn@
ten. Nachhaltigkeitsrisiken sind Bestandteil der bereits bekann(
ten Risikoarten wie beispielsweise Marktrisiko, Liquiditatsrisiko,
Kontrahentenrisiko und operationelles Risiko und kénnen die
Wesentlichkeit dieser Risiken beeinflussen.

l. Beriicksichtigung von Nachhaltigkeitsrisiken
durch Union Investment

a. Investitionsentscheidungen

Investitionsentscheidungen werden bei Union Investment auf Bal2
sis eines fundamentalen Research-Prozesses getroffen. Dabei ist
auch das Prinzip der ESG Integration bei allen Investitionsentf
scheidungen verankert. Unter ESG Integration versteht man die
systematische Bertcksichtigung von Nachhaltigkeitsfaktoren in
den wesentlichen Schritten des Investmentprozesses. Nachhaltig?
keitsfaktoren sind dabei unter anderem Umwelt-, Sozial- und
Arbeitnehmerbelange, die Achtung der Menschenrechte und die
Bekampfung von Korruption und Bestechung.

Die Integration von Nachhaltigkeitsfaktoren in den fundamental®
en Researchprozess wird bei Union Investment grundsatzlich
Uber ein ESG Committee sichergestellt. Es behandelt unter ande®
rem spezielle Unternehmen, Sektoren und Lander, die aufgrund
konkreter Geschehnisse und/oder struktureller Trends unter
Nachhaltigkeitsaspekten fur Risiko-, Ertrags- und Bewertungs
Uberlegungen von besonderer Relevanz sind. Das Committee

gibt bindende Investmentsignale und Empfehlungen mit
Relevanz fir alle betroffenen Assetklassen und alle Portfoliomal2
nager.

b. Einbeziehung von Nachhaltigkeitsrisiken in Investitionsent
scheidungen

Nachhaltigkeitsanalysten und Portfoliomanager analysieren die
wesentlichen Nachhaltigkeitsrisiken flr eine entsprechende Bran@
che bzw. Assetklasse und erweitern damit die klassische
Fundamentalanalyse um finanziell relevante
Nachhaltigkeitsrisken.

Die Ergebnisse der ESG Analyse und einzelne Nachhaltigkeitsfaki

toren werden dokumentiert. Die Portfoliomanager von Union In
vestment greifen auf diese Dokumentation zu und kénnen die
Nachhaltigkeitsrisiken von Portfolios einsehen, messen und ihren
Investitionsentscheidungen zu Grunde legen.

Um Nachhaltigkeitsrisiken zu verringern, sucht das Portfoliomald
nagement den konstruktiven Dialog mit den Emittenten, in die inZ
vestiert wird. Ziel ist es, aktiv Einfluss auf Emittenten in Bezug auf
Chancen und Risiken zu nehmen, die in Verbindung mit Nachhal®@
tigkeitsfaktoren stehen kénnen.

c. Auswirkungen auf die Rendite

Die Berlicksichtigung von Nachhaltigkeitsfaktoren kann langfris@
tig einen wesentlichen Einfluss auf die Wertentwicklung einer In@
vestition haben. Emittenten mit mangelhaften Nachhaltigkeits@
standards kénnen anfalliger fir Ereignis-, Reputations-,
Regulierungs-, Klage- und Technologierisiken sein. Diese Risiken
im Bereich Nachhaltigkeit kbnnen unter anderem Auswirkungen
auf das operative Geschaft, auf den Marken- bzw.
Unternehmenswert und auf das Fortbestehen der
Unternehmung oder der Investition haben. Das Eintreten dieser
Risiken kann zu einer negativen Bewertung der Investition fihi
ren, die wiederum Auswirkungen auf die Rendite der Unterfonds
haben kann.

Il. Berticksichtigung von Nachhaltigkeitsrisiken durch
Auslagerungsunternehmen

Die Informationen des mit dem Portfoliomanagement des
Unterfonds beauftragten Unternehmens tber die Art und Weise,
wie Nachhaltigkeitsrisiken in den Investmentprozess einbezogen
werden, sowie Uber das mogliche Ausmaf3 der Auswirkungen der
Nachhaltigkeitsrisiken auf die Rendite sind mit denen der Verwal®
tungsgesellschaft identisch.

Risiken betreffend einen Fehler in der Nettoinventarwert-
Berechnung, einen VerstoB gegen die geltenden
Anlagevorschriften sowie sonstige Fehler in Sinne des
Rundschreibens CSSF 24/856

Sollte den Anlegern durch einen Fehler in der Berechnung des
Nettoinventarwerts (,NIW"), einen Versto3 gegen die geltenden
Anlagevorschriften oder sonstige Fehler ein Schaden entstehen,
ist dieser entsprechend den Vorgaben des Rundschreibens CSSF
24/856 zu ersetzen.

Fur den Fall, dass Anteile Gber einen Finanzintermediar (z.B. KrelZ
ditinstitute oder Vermogensverwalter) gezeichnet wurden, kon
nen die Rechte der endbeginstigten Anleger (,Endanleger”) in
Bezug auf Entschadigungszahlungen beeintrachtigt werden. Fur
die Endanleger, die Fondsanteile Uber Finanzintermediare zeich
nen, besteht das Risiko im Falle einer fehlerhaften Berechnung
des NIW, eines VerstoBes gegen die geltenden
Anlagevorschriften sowie sonstiger Fehler keine Entschadigung
zu erhalten.

Eine Entschadigung der Endanleger betreffend einen Fehler in
der NIW-Berechnung, einen Versto3 gegen die geltenden
Anlagevorschriften sowie sonstige Fehler, erfolgt stets entspreld
chend den Bestimmungen des Rundschreibens CSSF 24/856. Hinl
sichtlich der Endanleger, die keine Anteile an dem Fonds mehr
halten, jedoch einen Anspruch auf Entschadigung hatten und
nicht mehr zu ermitteln sind, wird die Entschadigung bei der Cais@
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se de consignation der Luxemburger Finanzverwaltung hinter
legt.

15. Risikoprofil der Unterfonds

Die bestehende Einschatzung zum Risikoprofil eines Unterfonds
drickt die Verwaltungsgesellschaft in den nachfolgenden Risiko
klassen aus:

e Geringes Risiko
o MaBiges Risiko
e Erhohtes Risiko
e Hohes Risiko

e Sehr hohes Risiko bis hin zum méglichen vollstandigen Kapi@
talverzehr

Die Zuordnung zu einer Risikoklasse erfolgt auf Basis eines interi?
nen Modells, bei dem die Risikofaktoren eines Unterfonds auf der
Grundlage der in diesem Verkaufsprospekt beschriebenen Anlal
gepolitik und der in dem Unterfonds enthaltenen Risiken berlick®
sichtigt werden. Hierbei werden jedoch nicht alle potenziell még@
lichen Risiken (siehe Kapitel 14. ,Allgemeine Risikohinweise") bel
rlicksichtigt, da es sich bei einigen der dargestellten Risiken um
solche handelt, die nicht nur von der im Verkaufsprospekt des
Fonds beschriebenen Anlagepolitik eines Unterfonds beeinflusst
werden, sondern auch anderen Faktoren ausgesetzt sind, z.B. In@
flationsrisiken. Vor diesem Hintergrund werden im verwendeten
internen Modell allein die nachfolgend aufgefiihrten Risiken beld
wertet: Aktienkursrisiko (Marktrisiko), Zinsanderungsrisiko, Cor@
porate Risiko (Adressenausfallrisiko), Wahrungsrisiko, Immobilieni
risiko, Commodity Risiko, Private Equity Risiko, Hedgefonds Risi
ko, High Yield Risiko, Emerging Markets Risiko (Ladnder- und
Transferrisiko), Branchenrisiko (Konzentrationsrisiko), Leverageri®
siko (Risiko im Zusammenhang mit Derivatgeschaften), Liquidi@
tatsrisiko, Risiko eines marktgegenldufigen Verhaltens.

Far jeden Unterfonds wird analysiert, in welchem Ausma@ er den
jeweiligen verwendeten Risikofaktoren ausgesetzt ist. Die Zusam(
menfassung dieser Auspragungen mindet in einer Einschatzung
zum Risikoprofil des Unterfonds. Dabei gilt, dass je hoher eine
Auspragung ausfallt, es umso wahrscheinlicher ist, dass die Wert@
entwicklung des Unterfonds durch diesen Risikofaktor beeini
flusst wird.

Zu berucksichtigen ist dabei, dass bei einer entsprechenden Bell
wertung die jeweiligen Risiken unterschiedlich gewichtet werld
den. Die Gewichtung und Bewertung der Risiken erfolgen anf
hand einer vergangenheitsbezogenen Betrachtung. Dies bedeud
tet, dass sich die in dem Unterfonds enthaltenen Risiken tatsach@
lich starker auf die Wertentwicklung des Unterfonds niederschla®
gen kénnen, als dies durch die vorgenommene Einschatzung
zum Risikoprofil zum Ausdruck gebracht wird. Dies droht insbe
sondere dann, wenn sich etwaige in dem Unterfonds enthaltene
Risiken starker niederschlagen, als dies in der Vergangenheit zu
beobachten war.

Darlber hinaus ist zu beriicksichtigen, dass die Vergabe einer Risil
koklasse unter Beriicksichtigung der Risikofaktoren nach dem zud
vor beschriebenen internen Modell bei Unterfonds mit bestimm(
ten Ausstattungsmerkmalen nicht sachgerecht ist. Vor diesem
Hintergrund werden beispielsweise Garantie- und wertgesicherte

Fonds bzw. Unterfonds mit einem méaBigen Risiko klassifiziert. Ab
solute Return- und Multi Asset-Fonds bzw. Unterfonds werden
abweichend anhand eines Value at Risk-Limits beurteilt und einer
Risikoklasse zugeordnet.

Aus den zuvor genannten Griinden ist zu beriicksichtigen,
dass sich sowohl die Gewichtung der einzelnen Risikofaktoren
als auch die Auspragungen fiir jeden Risikofaktor durch neue
Marktgegebenheiten im Zeitverlauf &ndern kénnen. Der Anlef
ger muss insofern damit rechnen, dass sich auch die Zugehof
rigkeit zu einer ausgewiesenen Risikoklasse dndern kann. Dies
kann insbesondere dann der Fall sein, wenn sich durch die
neuen Marktgegebenheiten nachhaltig zeigt, dass die einzel@
nen Risikofaktoren anders zu gewichten oder zu bewerten
sind.

Durch den Ausweis einer Einschdatzung zum Risikoprofil eifd
nes Unterfonds kann daher keine Aussage Uber tatsachlich
eintretende Wertverluste oder Wertzuwéchse getroffen
werden.

Sofern fir die Zuordnung des Fonds zu einer Risikoklasse

nicht das zuvor beschriebene Standardmodell verwendet

wird, so wird das flr den Fonds abweichend hiervon verwenil
dete Modell in der Ubersicht ,Der Fonds im Uberblick” des Verz
kaufsprospekts unter dem Abschnitt ,Risikoprofil des Fonds”
naher beschrieben.

Unterschiede zwischen dem Risikoprofil im Verkaufsprospekt
und im Basisinformationsblatt

Im BIB fur den Fonds bzw. fir dessen Anteilklassen, welches auff
grund der Umsetzung der Verordnung (EU) Nr. 1286/2014 des Eul
ropaischen Parlaments und des Rates vom 26. November 2014
Uber Basisinformationsblatter fur verpackte Anlageprodukte fur
Kleinanleger und Versicherungsanlageprodukte (,PRIIPs-VO"),
der Delegierten Verordnung (EU) 2017/653 der Kommission vom
8. Mérz 2017 zur Erganzung der Verordnung (EU) Nr. 1286/2014
(,DelVO zur PRIIPs- VO") und der Delegierten Verordnung (EU)
2021/2268 der Kommission vom 6. September 2021 zur Andel
rung der Delegierten Verordnung (EU) 2017/653 ab 1. Januar
2023 zusatzlich zu dem Verkaufsprospekt zu erstellen ist, wird im
Abschnitt ,Welche Risiken bestehen und was kénnte ich im GelZ
genzug dafir bekommen” ein Gesamtrisikoindikator ausgewield
sen. Dieser Indikator umfasst eine Reihe von Risikoklassen auf eil
ner Skala der Ziffern 1 bis 7. Allein anhand der friheren Volatili
tat erfolgt eine Einstufung auf dieser Skala bzw. wird in Fallen, in
denen eine solche Volatilitat nicht berechnet werden kann, geld
maB des Anhangs Il der DelVO zur PRIIPs-VO pauschal ein
Gesamtrisikoindikator von 6 oder 7 vergeben. Ist keine ausreil
chende Anteilspreishistorie vorhanden, so ist die Volatilitat an®
hand geeigneter Referenzwerte zu ermitteln. Der Indikator wird
darlber hinaus erganzt durch eine Beschreibung derjenigen Risi
ken, die wesentlich sind und nicht vom Indikator angemessen er@
fasst werden.

Die in der Ubersicht ,Der Unterfonds im Uberblick” unter ,Risi@
koprofil des Unterfonds” ausgewiesene Einschatzung zum Risit
koprofil des Unterfonds ist nicht vergleichbar mit dem Ausi
weis unter dem Abschnitt ,Welche Risiken bestehen und was
kénnte ich im Gegenzug dafiir bekommen?” in dem BIB. Zull
dem kénnen die dort angegebenen Erlauterungen zu weitel
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ren Risiken, die die Einstufung nicht unmittelbar beeinflussen,
aber trotzdem fir den Teilfonds bzw. die jeweilige Anteilklast
se von Bedeutung sein kénnen, von den im Verkaufsprospekt
angegebenen Risikohinweisen abweichen.

Wesentliche Unterschiede im Uberblick:

e Im Gegensatz zu der verwendeten Skala 1 bis 7 im BIB beruht
die von der Verwaltungsgesellschaft im Verkaufsprospekt vorlz
genommene Einstufung auf insgesamt funf Risikoklassen.

e StandardméBig erfolgt von der Verwaltungsgesellschaft eine
Zuordnung zu einer Risikoklasse im Verkaufsprospekt auf Bal2
sis eines (Scoring-)Modells, bei dem bestimmte Risikofaktol
ren eines Fonds berlcksichtigt werden. Die Gewichtung und
Bewertung dieser Risiken ist unterschiedlich und erfolgt an@
hand einer vergangenheitsbezogenen Betrachtung. Eine vom
Standard abweichende Vergabe einer Risikoklasse ist mo@
glich, wenn diese sachgerecht ist und hierauf gesondert hin@
gewiesen wird. Im BIB wird hingegen allein auf die Volatilitat
abgestellt.

e Aufgrund der unterschiedlichen Vorgehensweise zur Ermitt2
lung und Erlduterung des auszuweisenden Risikoprofils im
BIB und im Verkaufsprospekt weichen auch die auszuweisen
den Risiken inhaltlich voneinander ab.

16. Risikoprofil des typischen Investors

Die im Rahmen des BIB veroffentlichten Halteempfehlungen wur
den auf der Grundlage von vergangenheitsbezogenen Daten erf2
mittelt. Dabei wurden verschiedene rollierende Zeitraume analy
siert, um Erkenntnisse dartiber zu gewinnen, ob in der Mehrzahl
der Falle ein Anlageerfolg im jeweiligen Betrachtungszeitraum
(ohne Berlicksichtigung von Ausgabe- bzw. Riicknahmekosten
und Depotgebuihren) zu Stande kam. Die daraus abgeleitete Hal@
teempfehlung kann folglich nur eine Indikation und keine Garan@
tie fur einen etwaigen Anlageerfolg in der Zukunft darstellen.
Aufgrund von Kapitalmarktentwicklungen kann es trotz Einhal®
tung der empfohlenen Halteempfehlung zu Verlusten kommen.

Abweichend hiervon beziehen sich Halteempfehlungen bei Gall
rantiefonds, Laufzeitfonds und Fonds mit langeren Wertsicheld
rungsperioden, auf den Garantiezeitpunkt, das Laufzeitende

bzw. das Ende der Wertsicherungsperiode, da die Anlagepolitik
dieser Fonds auf diese Zeitpunkte ausgerichtet ist und erfah
rungsgemaB zu diesen Zeitpunkten mit Erreichung des Mindest®
ziels der Anlagepolitik zu rechnen ist. Bei Fonds mit kurzen Wert
sicherungsperioden orientiert sich die Halteempfehlung an verld
gangenheitsbezogenen Daten des produktimmanenten Asset MilZl
Xes.

17. Allgemeine Informationen

Alle Mitteilungen an die Anteilinhaber werden flr das GroBher2
zogtum Luxemburg im Internet auf der unter www.union-
investment.com abrufbaren Homepage der Verwaltungsgesell
schaft, in gesetzlich vorgesehenen Féllen auch in einer Tageszeild
tung (gegenwartig das ,Tageblatt”) veréffentlicht, vorbehaltlich
der Veréffentlichung von Mitteilungen wie hierin und im Verwal®
tungsreglement beschrieben. Verkaufsprospekt (nebst Verwal?
tungs- und Sonderreglement), BIB sowie die Jahres- und Halbjah@

resberichte sind bei allen Zahl- und Vertriebsstellen kostenlos erfZ
haltlich.

Die Verwaltungsgesellschaft hat Verfahren geschaffen, um méogli
che Beschwerden von Anteilinhabern angemessen und prompt

zu bearbeiten. Nahere Informationen zu diesen Verfahren kén@
nen im Internet auf der unter www.union-investment.com abruf?
baren Homepage der Verwaltungsgesellschaft eingesehen oder
direkt von der Verwaltungsgesellschaft angefordert werden.

Der in diesem Verkaufsprospekt erwdhnte Verwahrstellenvertrag
liegt bei der Verwaltungsgesellschaft, der Verwahrstelle und bei
allen Zahlstellen kostenlos zur Einsicht bereit.

Der Fonds bzw. jeder Unterfonds kann jederzeit gemaB Artikel
12 des Verwaltungsreglements unter den darin genannten Bedin@
gungen aufgeldst werden.

Die Verwaltungsgesellschaft kann den Verkaufsprospekt éndern.
Ferner kann die Verwaltungsgesellschaft mit Zustimmung der
Verwahrstelle das Verwaltungsreglement und/oder die Sonderrel
glements jederzeit im Interesse der Anteilinhaber ganz oder teill
weise gemaB Artikel 15 des Verwaltungsreglements andern. Diel@
se Anderungen werden gemaB den gesetzlichen Vorschriften bef
kannt gemacht. Die Jahresabschllsse der Verwaltungsgesell@
schaft und des Fondsvermogens werden durch einen Abschluss@
prufer gepriift, der von der Verwaltungsgesellschaft zu ernennen
ist.

18. Sonstiges

1. Das Verwaltungsreglement des Fonds sowie die Sonderreglel
ments der jeweiligen Unterfonds unterliegen dem Recht des
GroBherzogtums Luxemburg. Insbesondere gelten in Ergan
zung zu den Regelungen des Verwaltungsreglements und
der jeweiligen Sonderreglements die Vorschriften des Geset
zesvom 17. Dezember 2010. Gleiches gilt fir die Rechtsbezie
hungen zwischen den Anteilinhabern, der Verwaltungsgesell
schaft und der Verwahrstelle.

2. Jeder Rechtsstreit zwischen Anteilinhabern, der Verwaltungs@
gesellschaft und der Verwahrstelle unterliegt der Gerichtsbarf
keit des zustéandigen Gerichts im GroBherzogtum Luxem(@
burg.

3. Derdeutsche Wortlaut des Verwaltungsreglements und der
Sonderreglements ist maBgeblich, falls im jeweiligen Sonder
reglement oder in der Ubersicht ,Der Unterfonds im Uberf
blick” nicht ausdriicklich eine anderweitige Bestimmung geld
troffen wurde.

Dieser Verkaufsprospekt, die in ihm genannten Informatiod
nen sowie samtliche Fonds der Union Investment Luxem(
bourg S.A. sind aufgrund US-aufsichtsrechtlicher Beschran@
kungen nicht fir den Vertrieb in den Vereinigten Staaten von
Amerika oder an bzw. zugunsten von US-Burgern bestimmt.
Dies betrifft sowohl Personen, die Staatsangehérige der Vereil
nigten Staaten von Amerika sind oder dort ihr Domizil haben
und/oder dort steuerpflichtig sind. Ferner sind von dieser Reld
gelung Personengesellschaften und Kapitalgesellschaften er@
fasst, die gemaB den Gesetzen der Vereinigten Staaten von
Amerika bzw. eines Bundesstaates, Territoriums oder einer
Besitzung der Vereinigten Staaten von Amerika gegriindet
wurden.
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5. Die Vertriebsstellen des jeweiligen Unterfonds sind zur Einhal2
tung der jeweils auf der Richtlinie 2005/60/EG des Europaid
schen Parlamentes und des Rates zur Verhinderung der Nut
zung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwasche und Ter2
rorismusfinanzierung basierenden luxemburgischen bzw.
gleichwertigen gesetzlichen und aufsichtsrechtlichen Bestim[
mungen hinsichtlich der Bekdmpfung der Geldwéasche und
Terrorismusfinanzierung sowie die diesbezlglichen FATF-
Standards (,International Standards on Combating Money
Laundering and the Financing of Terrorism & Proliferation”,
The FATF Recommendations) verpflichtet.

In diesem Zusammenhang besteht deren Verpflichtung zur
Feststellung und Uberpriifung der Identitit der Investoren ank
hand von relevanten Informationen und offiziellen Ausweis
dokumenten.

Darliber hinaus sind die Vertriebsstellen dazu verpflichtet,
alle Vorschriften zur Verhinderung von Geldwasche und Ter@
rorismusfinanzierung zu beachten, die in den jeweiligen Verl
triebslandern in Kraft sind.

Die Verwaltungsgesellschaft kann jederzeit die Einhaltung
der Bestimmungen durch die Vertriebsstellen tGberprifen
und die Behebung von etwaigen Feststellungen verlangen.

6. Sind Angaben, die fur die Beurteilung der Anteile von wesentZ
licher Bedeutung sind, unrichtig oder unvollstédndig, so kann
der Kaufer von der Verwaltungsgesellschaft oder demjenil
gen, der die Anteile gewerbsmaBig verkauft hat, als Gesamt@
schuldner Ubernahme der Anteile gegen Erstattung des von
ihm bezahlten Betrages verlangen. Ist der Kaufer in dem Zeit?
punkt, in dem er von der Unrichtigkeit oder Unvollstandigkeit
Kenntnis erlangt hat, nicht mehr Inhaber der Anteile, so kann
er die Zahlung des Betrages verlangen, um den der von ihm
bezahlte Betrag den Riicknahmepreis des Anteils im Zeit®
punkt der VerduBerung Ubersteigt. Der Anspruch verjdhrtin
einem Jahr seit dem Zeitpunkt, in dem der Kaufer von der Un@2
richtigkeit oder Unvollstandigkeit des Verkaufsprospektes
Kenntnis erlangt hat, spatestens jedoch in 3 Jahren seit dem
Abschluss des Kaufvertrages.

19. Datenschutz

Ausfihrliche Datenschutzhinweise sowie Informationen in Bezug
auf die Definition und den Umgang mit personenbezogenen Dald
ten kénnen im Internet unter www.union-investment.com bzw.
der Homepage der Verwaltungsgesellschaft (www.union-
investment.lu) in der Rubrik ,Datenschutz” (https://www.union-
investment.lu/datenschutzhinweise) eingesehen werden.
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Liste der Unterverwahrer bzw. Lagerstellen

AO Unicredit Bank

Attrax Financial Services S.A.

Banco BNP Paribas Brasil S.A.

Bank Hapoalim B.M.

BNP Paribas Securities Services Athen Branch

BNP Paribas Securities Services Milano Branch

BNP Paribas Securities Services S.A. Australia Branch
Brown Brothers Harriman & Co

Ceskoslovenska Obchodni Banka AS

Citibank Canada

Citibank Europe plc Hungarian Branch Office
Citibank Europe plc Luxembourg Branch

Citibank NA London Branch

Citi Handlowy (Bank Handlowy w Warszawie S.A.)
Clearstream Banking S.A. Luxembourg

Credit Suisse (Schweiz) AG

Deutsche Bank SAE

DZ BANK AG DEUTSCHE ZENTRAL-GENOSSENSCHAFTSBANK
DZ PRIVATBANK (Schweiz) AG

DZ PRIVATBANK S.A. Niederlassung Stuttgart
Euroclear Bank SA/NV

Euroclear Bank SA/NV w/Irland

Euroclear Bank SA/NV w/Mexico Anleihen
Euroclear Bank SA/NV w/Peru

Hongkong & Shanghai Banking Corp Manila Branch
Hongkong & Shanghai Banking Corp Singapore Branch
Hongkong & Shanghai Banking Corporation Limited
Hongkong & Shanghai Banking Corporation Ltd. Seoul Branch
HSBC Bank (Vietnam) Ltd.

HSBC Bank Egypt S.A.E.

HSBC Bank Malaysia Berhad

HSBC Bank Middle East Ltd. Doha Branch

HSBC Bank Middle East Ltd. Dubai

HSBC Bank Middle East Ltd. Kuwait City Branch
HSBC Saudi Arabia

Islandsbanki HF.

MUFG Bank Ltd.

PT Bank HSBC Indonesia

Quintet Private Bank (Europe) S.A.

Raiffeisenbank International AG

Raiffeisen Schweiz Genossenschaft

SIX SIS AG

Skandinaviska Enskilda Banken

Skandinaviska Enskilda Banken AB Helsinki Branch
Skandinaviska Enskilda Banken Copenhagen Branch
Skandinaviska Enskilda Banken Oslo Branch
Standard Chartered Bank (China) Ltd.

Standard Chartered Bank (HK) Ltd.

Standard Chartered Bank (Pakistan) Ltd.

Standard Chartered Bank (Taiwan) Ltd.

Standard Chartered Bank Colombo Branch
Standard Chartered Bank C6te D’lvoire S.A.
Standard Chartered Bank Dhaka Branch

Standard Chartered Bank Ghana PLC

Standard Chartered Bank Johannesburg Branch

Standard Chartered Bank Kenya Ltd.
Standard Chartered Bank Mumbai Branch
Standard Chartered Bank Nigeria Ltd.
Standard Chartered Bank (Singapore) Limited
Turk Ekonomi Bankasi AS

Unicredit Bank Austria AG

Unicredit Bank S.A.

25



Verwaltungsreglement

Praambel
Dieses Verwaltungsreglement tritt am 1. Januar 2023 in Kraft. Es ersetzt das vorhergehende Verwaltungsreglement vom 3. August 2020.

Es wurde beim Handels- und Gesellschaftsregister in Luxemburg hinterlegt und ein Hinweis auf diese Hinterlegung wird auf der
Informationsplattform Recueil électronique des sociétés et associations (,RESA”) des Handels- und Gesellschaftsregisters in Luxemburg
spatestens ab dem 24. Januar 2023 ver6ffentlicht.

Dieses Verwaltungsreglement legt allgemeine Grundsatze fiir den von der Union Investment Luxembourg S.A. gemaB Teilld des
Luxemburger Gesetzes vom 17. Dezember 2010 tGber Organismen fiir gemeinsame Anlagen (,Gesetz vom 17. Dezember 2010") in der
Form eines "fonds commun de placement a compartiments multiples" aufgelegten und verwalteten Fonds UniSector (Umbrella) (der
.Fonds”) fest. Der Fonds unterliegt der Aufsicht der CSSF.

Unter Bezugnahme auf Artikel 181 Absatz 5 des Gesetzes vom 17. Dezember 2010 haftet innerhalb eines Fonds jeder Unterfonds nur fur
die Schulden, Verpflichtungen und Verbindlichkeiten, die diesen Unterfonds betreffen. Damit bildet jeder einzelne Unterfonds in Bezug
auf den Anteilinhaber eine eigene Einheit.

Die in Artikel 4 beschriebenen Grenzen fur Anlage- und Kreditaufnahmen mussen innerhalb jedes einzelnen Unterfonds eingehalten
werden. Ausgenommen hiervon sind die Begrenzungen bezlglich des Erwerbs von Aktien mit Stimmrecht ein und derselben Aussteller,
die auf die Gesamtheit der von der Verwaltungsgesellschaft verwalteten OGAW nach Teil | des Gesetzes vom 17. Dezember 2010
angewendet werden.

Die spezifischen Charakteristika der Unterfonds werden in den Sonderreglements der jeweiligen Unterfonds beschrieben, in denen
ergdnzende und abweichende Regelungen zu einzelnen Bestimmungen des Verwaltungsreglements getroffen werden konnen.
Erganzend hierzu erstellt die Verwaltungsgesellschaft fir jeden Unterfonds eine Ubersicht "Der Unterfonds im Uberblick”, die aktuelle
und spezielle Angaben enthilt. Diese Ubersicht ist integraler Bestandteil des Verkaufsprospektes. AuBerdem wird ein Dokument mit
wesentlichen Anlegerinformationen (,wAl”) erstellt.

An dem jeweiligen Unterfonds sind die Anteilinhaber zu gleichen Rechten und im Verhaltnis der Zahl der jeweils gehaltenen Anteile
beteiligt.

Das Verwaltungsreglement und das jeweilige Sonderreglement bilden gemeinsam als zusammenhangende Bestandteile die fiir den
entsprechenden Unterfonds geltenden Vertragsbedingungen.

die diesen Unterfonds betreffen. Damit bildet jeder einzelne
Artikel 1 Der Fonds Unterfonds in Bezug auf den Anteilinhaber eine eigene Ein@

heit.
1. Der Fonds ist ein rechtlich unselbstandiges Sondervermogen

("fonds commun de placement"), aus Wertpapieren und sonsf

tigen Vermogenswerten ("Fondsvermdgen”), das unter Beachlz Artlkel 2 Die Verwaltungsgesellschaft

tung des Grundsatzes der Risikostreuung verwaltet wird. Das 1. Verwaltungsgesellschaft ist die Union Investment Luxem®

Fondsvermdégen abzuglich der dem Fonds zuzurechnenden bourg S.A. (,Verwaltungsgesellschaft”).

Verbindlichkeiten ("Netto-Fondsvermégen") muss innerhalb . L
. ) 2. Die Verwaltungsgesellschaft verwaltet den Fonds im eigenen

von sechs Monaten nach Genehmigung des Fonds mindesd

tens den Gegenwert von EUR@A,25 Mio. erreichen. Der Fonds

wird von der Verwaltungsgesellschaft verwaltet. Die im

Namen, jedoch ausschlieB3lich im Interesse und fur gemein@
schaftliche Rechnung der Anteilinhaber. Die Verwaltungsbeld
. N~ . fugnis erstreckt sich auf die Austibung aller Rechte, welche
Fondsvermégen befindlichen Vermdgenswerte werden von ) . ) .
unmittelbar oder mittelbar mit den Vermdgenswerten des

der Verwahrstelle verwahrt. .
Fonds zusammenhangen.

2. Die vertraglichen Rechte und Pflichten der Inhaber von Antei
len ("Anteilinhaber"), der Verwaltungsgesellschaft und der
Verwahrstelle sind im Verwaltungsreglement sowie im Son@

3. Die Verwaltungsgesellschaft legt die Anlagepolitik des jeweilil
gen Unterfonds unter Berticksichtigung der gesetzlichen und
vertraglichen Anlagebeschrénkungen fest. Der Vorstand der

derreglement des jeweiligen Unterfonds geregelt, die beide 9 9 ] g ) )

. ) Verwaltungsgesellschaft kann eines oder mehrere seiner Mit

von der Verwaltungsgesellschaft mit Zustimmung der Verl ] . . o L

glieder sowie sonstige natirliche oder juristische Personen

wahrstelle erstellt werden. . . . "
mit der Ausfiihrung der taglichen Anlagepolitik betrauen.

Durch den Kauf eines Anteils erkennt jeder Anteilinhaber das
Verwaltungsreglement, das Sonderreglement des jeweiligen
Unterfonds sowie alle Anderungen derselben an.

4. Die Verwaltungsgesellschaft kann unter eigener Verantwor
tung Anlageberater hinzuziehen, insbesondere sich durch
einen Anlageausschuss beraten lassen. Die Kosten hierflr

3. Unter Bezugnahme auf Artikel 181 Absatz 5 des Gesetzes tragt die Verwaltungsgesellschaft, sofern im Sonderreglel
vom 17. Dezember 2010 haftet jeder Unterfonds des Fonds ment des jeweiligen Unterfonds keine anderweitige Bestim@

nur fir die Schulden, Verpflichtungen und Verbindlichkeiten, mung getroffen wird.

26



Die Verwaltungsgesellschaft verwendet ein Risikomanage
mentverfahren, das es ihr erlaubt, das mit den Anlagepositio®
nen verbundene Risiko sowie ihren Anteil am Gesamtrisiko
profil des Anlageportfolios ihrer verwalteten Unterfonds jel
derzeit zu Uberwachen und zu messen. Insbesondere darf die
Verwaltungsgesellschaft sich nicht ausschlieBlich und automal
tisch auf Ratings stitzen welche von Ratingagenturen im Sin
ne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EG)
Nr. 1060/2009 des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 16. September 2009 Uber Ratingagenturen herausgege
ben werden, um die Kreditwirdigkeit der Vermégenswerte
des Fonds zu bewerten. Sie berichtet regelmaBig der Commisf
sion de Surveillance du Secteur Financier (,CSSF”) Gber das
eingesetzte Risikomanagementverfahren.

In diesem Zusammenhang Uberwacht die Verwaltungsgesell@
schaft ihre Unterfonds gemaR den aktuell gultigen, anwend@
baren gesetzlichen und aufsichtsbehérdlichen Anforderun@
gen.

Die Verwaltungsgesellschaft stellt im Rahmen des Risikomal?
nagementverfahrens anhand geeigneter Methoden sicher,
dass das mit Derivaten verbundene Gesamtrisiko der verwall
teten Unterfonds den Gesamtnettowert deren Portfolios
nicht Gberschreitet.

Dazu bedient sich die Verwaltungsgesellschaft folgender Mefd
thoden:

o Commitment Approach:

Bei der Methode ,Commitment Approach” werden die
Positionen aus derivativen Finanzinstrumenten in ihre
entsprechenden Basiswertaquivalente mittels des Delta-
Ansatzes umgerechnet.

Dabei werden Netting- und Hedgingeffekt zwischen deril
vativen Finanzinstrumenten und ihren Basiswerten bel?
rlicksichtigt und diirfen in Summe den Nettoinventarwert
des Unterfonds nicht Gberschreiten.

e VaR-Ansatz:

Die Kennzahl Value-at-Risk (VaR) ist ein mathematisch-
statistisches Konzept und gibt den méglichen Verlust eild
nes Portfolios wahrend eines bestimmten Zeitraums, der
mit einer bestimmten Wahrscheinlichkeit nicht tberschrit
ten wird, an.

- Relativer VaR Ansatz:

Bei dem relativen VaR-Ansatz darf der VaR des
Unterfonds den VaR eines Referenzportfolios nicht
um mehr als das Doppelte tGbersteigen. Dabei ist das
Referenzportfolio grundsétzlich ein korrektes Abbild
der Anlagepolitik des Unterfonds.

- Absoluter VaR Ansatz:

Bei dem absoluten VaR-Ansatz darf der VaR des
Unterfonds ein durch die Verwaltungsgesellschaft beld
stimmtes Limit nicht Gberschreiten.

Fir Unterfonds, deren Ermittlung des mit Derivaten verbun@
denen Gesamtrisikos durch die VaR-Ansétze erfolgt, ermittelt
die Verwaltungsgesellschaft zusatzlich die Summe der Nomild
nalwerte bzw. Aquivalenzwerte aller relevanten Derivate und
schatzt diesbezlglich einen erwarteten Durchschnittswert

(Hebelwirkung). Dieser Schatzwert kann in Abhangigkeit der
jeweiligen Marktlagen vom tatsachlichen Wert abweichen
und Uber- als auch untertroffen werden. Der Investor wird dalZ
rauf hingewiesen, dass sich aus dieser Angabe keine Riick
schlisse auf den Risikogehalt des Unterfonds ergeben.

Die verwendete Methode zur Bestimmung des mit Derivaten
verbundenen Gesamtrisikos und, soweit anwendbar, die Ofd
fenlegung des Vergleichsvermogens und Ermittlung eines er
warteten Durchschnittswertes der Summe der Nominalwerte
bzw. Aquivalenzwerte aller relevanten Derivate der verwalte
ten Fonds wird im ,Der Unterfonds im Uberblick” angegeben.

Das Risikomanagementverfahren der Verwaltungsgesell
schaft Uberprift ebenfalls die ausreichende Deckung der zu@
kinftigen Verpflichtungen aus derivativen Geschaften.

Daneben flihrt sie eine Fair Value Bewertung der OTC-Derival
te wahrend der gesamten Laufzeit mit einer angemessenen
Genauigkeit durch.

Weiterhin ermittelt sie die Anrechnungsbetrége fir die in Ar
tikel 4 Ziffern 2.1 bis 2.5 des Verwaltungsreglements festgel
legten Anlagerestriktionen im Rahmen des vorgenannten
Commitment Approach.

Die Verwaltungsgesellschaft setzt unter Einhaltung der von
der CSSF festgelegten Bedingungen und Grenzen Techniken
und Instrumente ein, die Wertpapiere und Geldmarktinstrul
mente zum Gegenstand haben, sofern die Verwendung diel
ser Techniken und Instrumente im Hinblick auf die effiziente
Verwaltung der Portfolios geschieht.

Beziehen sich diese Transaktionen auf die Verwendung von
Derivaten, so mussen die Bedingungen und Grenzen mit den
Bestimmungen des Gesetzes vom 17. Dezember 2010 im EinlZ
klang stehen.

Unter keinen Umstanden darf die Verwaltungsgesellschaft
bei diesen Transaktionen von den Anlagezielen des jeweili
gen Unterfonds abweichen.

GemaRB Artikel 1 Ziffer 13 Buchstabe a der Richtlinie EU
2014/91/EU und gemaB der ESMA Leitlinien
ESMA/2016/411 Guidelines on sound remuneration policies
under the UCITS Directive and AIFMD fasst die UIL ihre
Vergutungspolitik wie folgt zusammen:

Die Vergutungspolitik und -praxis der UIL ist mit einem
soliden und wirksamen Risikomanagement vereinbar und diel
sem foérderlich. Sie ermutigt weder zur Ubernahme von Risifl
ken, die mit den Risikoprofilen, Vertragsbedingungen oder
Satzungen der von der UIL verwalteten Fonds nicht vereinbar
sind, noch die UIL daran hindert, pflichtgemaf im besten Intel
resse des Fonds zu handeln. Die Vergutungspolitik steht im
Einklang mit Geschéftsstrategie, Zielen, Werten und Interes?
sen der UIL und der von ihr verwalteten Fonds und der AnlelZ
ger solcher Fonds und umfasst MaBnahmen zur Vermeidung
von Interessenkonflikten. Die Leistungsbewertung erfolgt in
einem mehrjahrigen Rahmen, der der Haltedauer, die den An@@
legern des von der UIL verwalteten Fonds empfohlen wurde,
angemessen ist, um zu gewahrleisten, dass die Bewertung

auf die langerfristige Leistung des Fonds und seiner Anlageril
siken abstellt und die tatsachliche Auszahlung
erfolgsabhangiger Vergitungskomponenten lGber denselben
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Zeitraum verteilt ist. Die festen und variablen Bestandteile
der Gesamtvergitung stehen in einem angemessenen Ver
haltnis zueinander, wobei der Anteil des festen Bestandteils
an der Gesamtvergltung hoch genug ist, um in Bezug auf die
variablen Vergiitungskomponenten véllige Flexibilitdt zu bie
ten, einschlieBlich der Méglichkeit, auf die Zahlung einer val2
riablen Komponente zu verzichten.

Der Aufsichtsrat der UIL hat die Grundsé&tze des
Vergutungssystems festgelegt und tGberwacht deren Umset
zung.

Die Einzelheiten der aktuellen Vergitungspolitik, darunter
eine Beschreibung, wie die Verglitung und die sonstigen Zull
wendungen berechnet werden, und die Identitat der fur die
Zuteilung der Vergiitung und sonstigen Zuwendungen zuld
standigen Personen sind auf der Homepage der UIL unter
www.union-investment.lu unter der Rubrik ,,Rechtliche Hin#
weise” erhaltlich. Auf Anfrage wird eine kostenlose
Papierversion zur Verfligung gestellt.

Artikel 3 Die Verwahrstelle

1.

Die Verwaltungsgesellschaft hat eine einzige Verwahrstelle
(,Verwahrstelle”) fir den Fonds per schriftlichem Vertrag
(,Verwahrstellenvertrag”) bestellt (,Verwahrstellenbestell
lung”). Die Verwahrstelle wird im Sonderreglement des jeweild
ligen Unterfonds genannt.

Die Rechte und Pflichten der Verwahrstelle richten sich nach
dem Gesetz vom 17. Dezember 2010, der delegierten Verord@
nung (EU) 2016/438 der Kommission vom 17. Dezember

2015 zur Ergénzung der Richtlinie 2009/65/EG des Europaild
schen Parlaments und des Rates in Bezug auf die Pflichten

der Verwahrstellen (,Verordnung EU 2016/438"), dem Ver@
waltungsreglement, dem Sonderreglement des jeweiligen
Unterfonds und dem Verwahrstellenvertrag zu dem Fonds in
seiner jeweils glltigen Fassung. Sie handelt unabhéangig und
ausschlieBlich im Interesse der Anleger. In diesem Zusammenf
hang verfugt die Verwahrstelle ilber angemessene MaBnah@
men und Prozesse zur Vermeidung von Interessenkonflikten,
wie zum Beispiel MaBnahmen zur hierarchischen und funktio
nalen Trennung sowie MaBnahmen zur
Auslagerungssteuerung. Interessenkonflikte, die sich trotz

der MaBBnahmen nicht vermeiden lassen, werden den Anlel
gern gegeniber offengelegt. Die Verwahrstelle nimmt keine
Aufgaben in Bezug auf die Anlageverwaltung oder das Risiko
management des Fonds wahr.

Die Funktion der Verwahrstelle kann von einem mit der Ver
waltungsgesellschaft verbundenen Unternehmen wahrgeld
nommen werden. Die Verwaltungsgesellschaft und die Veri
wahrstelle, sofern eine Verbindung zwischen ihnen besteht,
verfugen Gber angemessene Strukturen, um moégliche InteresZ
senkonflikte aus der Verbindung zu vermeiden. Kénnen Inted
ressenkonflikte nicht vermieden werden, wird ein solcher Intel
ressenkonflikt durch die Verwaltungsgesellschaft und die Veri
wahrstelle geregelt, Giberwacht und offengelegt, um nachteil
lige Auswirkungen auf die Interessen des Fonds und seiner
Anleger zu verhindern.

Verwaltungsgesellschaft und Verwahrstelle sind berechtigt,
die Verwahrstellenbestellung jederzeit im Einklang mit dem

jeweiligen Verwahrstellenvertrag zu kiindigen. Im Falle einer
Kindigung der Verwahrstellenbestellung ist die Verwaltungs
gesellschaft verpflichtet, innerhalb von zwei Monaten mit Gel
nehmigung der zustéandigen Aufsichtsbehdrde eine andere
Bank zur Verwahrstelle zu bestellen, da andernfalls die Kiindil
gung der Verwahrstellenbestellung notwendigerweise die
Auflésung des Fonds gemaf Artikel 12 Ziffer 3. b) des Verwal
tungsreglements zur Folge hat; bis dahin wird die bisherige
Verwahrstelle zum Schutz der Interessen der Anteilinhaber ih@
ren Pflichten als Verwahrstelle vollumfanglich nachkommen.

Die Verwahrstelle

a) Stellt sicher, dass Verkauf, Ausgabe, Riicknahme, Auszah@@
lung und Annullierung von Anteilen des jeweiligen
Unterfonds gemafB den geltenden gesetzlichen Vorschrif@
ten sowie gemaR dem im Verwaltungs- und Sonderregleld
ment des jeweiligen Unterfonds festgelegten Verfahren
erfolgen;

b) Stellt sicher, dass die Berechnung des Anteilwertes des jeld
weiligen Unterfonds gemaf den geltenden gesetzlichen
Vorschriften sowie geméaB dem im Verwaltungs- und Son@
derreglement des jeweiligen Unterfonds festgelegten Verl?
fahren erfolgt;

c) Leistet den Weisungen der Verwaltungsgesellschaft Fol
ge, es sei denn diese Weisungen verstoBen gegen die gel
tenden gesetzlichen Vorschriften oder das Verwaltungs-
und Sonderreglement des jeweiligen Unterfonds;

d) Stellt sicher, dass bei Transaktionen mit Vermégenswer
ten des jeweiligen Unterfonds der Gegenwert innerhalb
der Ublichen Fristen an den jeweiligen Unterfonds Gber
wiesen wird;

e) Stellt sicher, dass die Ertrage des jeweiligen Unterfonds
gemaf den geltenden gesetzlichen Vorschriften sowie
dem Verwaltungs- und Sonderreglement des jeweiligen
Unterfonds verwendet werden.

Die Verwahrstelle stellt sicher, dass die Cashflows des Fonds
ordnungsgemaB Gberwacht werden und gewahrleistet insbe
sondere, dass samtliche bei der Zeichnung von Anteilen des
jeweiligen Unterfonds von Anlegern oder im Namen von Anld
legern geleistete Zahlungen eingegangen sind und dass samt
liche Gelder des Fonds auf Geldkonten verbucht wurden, die:

a) auf den Namen des jeweiligen Unterfonds, auf den Na@
men der fir den Fonds handelnden Verwaltungsgesell?
schaft oder auf den Namen der fur den Fonds handeln®
den Verwahrstelle er6ffnet werden;

b) beieinerin Artikel 18 Absatz 1 Buchstaben a, b und c der
Richtlinie 2006/73/EG vom 10. August 2006 zur Durch@
fihrung der Richtlinie 2004/39/EG des Europdischen Par
laments und des Rates in Bezug auf die organisatorischen
Anforderungen an Wertpapierfirmen und die Bedingun
gen fur die Auslibung ihrer Tatigkeit sowie in Bezug auf
die Definition bestimmter Begriffe fir die Zwecke der gel@
nannten Richtlinie (,Richtlinie 2006/73/EG") genannten
Stelle er6ffnet werden und

c¢) gemaB den in Artikel 16 der Richtlinie 2006/73/EG festgelz
legten Grundsatzen gefiihrt werden.

Sofern Geldkonten auf den Namen der Verwahrstelle, die fur
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Rechnung des Fonds handelt, er6ffnet werden, sind keine
Geldmittel der vorgenannten Stellen und keine Geldmittel
der Verwahrstelle selbst auf solchen Konten zu verbuchen.

Die Verwahrung der Vermégenswerte des jeweiligen
Unterfonds wird wie folgt von der Verwahrstelle ausgefihrt:

a) Fir Finanzinstrumente gemaB Anhang 1 Abschnitt C der
Richtlinie 2014/65/EU des Europaischen Parlaments und
Rates vom 15. Mai 2014 tGber Markte fir Finanzinstru@
mente sowie zur Anderung der Richtlinien 2002/92/EG
und 2011/61/EU (,Richtlinie 2014/65/EU") (,Finanzinstrulz
mente”), die in Verwahrung genommen werden kénnen,
gilt:

Die Verwahrstelle verwahrt sémtliche Finanzinstru@
mente, die im Depot auf einem bei der Verwahrstelle
gefuhrten Konto fir Finanzinstrumente verbucht werl
den kdénnen, und samtliche Finanzinstrumente, die
der Verwahrstelle physisch Ubergeben werden konl
nen;

zu diesem Zweck stellt die Verwahrstelle sicher, dass
alle Finanzinstrumente, die im Depot auf einem bei
der Verwahrstelle gefiihrten Konto fir Finanzinstrul@
mente verbucht werden kénnen, nach den in Artikel
16 der Richtlinie 2006/73/EG festgelegten Grundsat?
zen in den Blichern der Verwahrstelle auf gesonderf?
ten Konten, die auf den Namen des jeweiligen
Unterfonds oder der fur ihn tatigen Verwaltungsgeld
sellschaft er6ffnet wurden, registriert werden, so dass
die Finanzinstrumente jederzeit nach geltendem
Recht eindeutig als zum Eigentum des jeweiligen
Unterfonds gehorend identifiziert werden kénnen;

b) flr andere Vermogenswerte gilt:

die Verwahrstelle prift, ob der jeweilige Unterfonds
oder die Verwaltungsgesellschaft des Fonds Eigenti
mer der betreffenden Vermogenswerte ist, indem sie
auf der Grundlage der vom Fonds oder der Verwal@
tungsgesellschaft vorgelegten Informationen oder
Unterlagen, und, soweit verfligbar, anhand externer
Nachweise feststellt, ob der jeweilige Unterfonds
oder die Verwaltungsgesellschaft des Fonds Eigentil@
mer ist;

die Verwahrstelle fihrt Aufzeichnungen tber die Ver@
mdgenswerte, bei denen sie sich vergewissert hat,
dass der jeweilige Unterfonds oder die Verwaltungs?
gesellschaft des Fonds Eigentiimer ist, und hélt ihre
Aufzeichnungen auf dem neuesten Stand.

Die Verwahrstelle Gbermittelt der Verwaltungsgesellschaft re
gelmaBig eine umfassende Aufstellung samtlicher VermoR
genswerte des jeweiligen Unterfonds.

Die von der Verwahrstelle verwahrten Vermogenswerte wer
den von der Verwahrstelle oder einem Dritten, dem die
Verwahrfunktion tbertragen wurde, nicht fur eigene Rech@
nung wiederverwendet. Als Wiederverwendung gilt jede
Transaktion verwahrter Vermégenswerte, darunter Ubertral
gung, Verpfandung, Verkauf und Leihe.

Die von der Verwahrstelle verwahrten Vermogenswerte diirl
fen nur wiederverwendet werden, sofern

a) die Wiederverwendung der Vermégenswerte fur Rechl?
nung des jeweiligen Unterfonds erfolgt,

b) die Verwahrstelle den Weisungen der im Namen des
Fonds handelnden Verwaltungsgesellschaft Folge leistet,

c) die Wiederverwendung dem jeweiligen Unterfonds zugu®
tekommt sowie im Interesse der Anteilinhaber liegt und

d) die Transaktion durch liquide Sicherheiten hoher Qualitat
gedeckt ist, die der jeweilige Unterfonds gemaB einer Verz
einbarung Uber eine Vollrechtsiibertragung erhalten hat.

Der Verkehrswert der Sicherheiten muss jederzeit mindestens
so hoch sein wie der Verkehrswert der wiederverwendeten
Vermogenswerte zuzliglich eines Zuschlags.

Im Falle der Insolvenz der Verwahrstelle und/oder eines in

der Européischen Union anséssigen Dritten, dem die Verwah(
rung von Vermogenswerten des jeweiligen Unterfonds Gberfd
tragen wurde, dirfen die verwahrten Vermogenswerte des jelZ
weiligen Unterfonds nicht an Glaubiger der Verwahrstelle
und/oder dieses Dritten ausgeschittet oder zu deren GunslZ
ten verwendet werden.

Die Verwahrstelle kann die Verwahraufgaben nach vorgeld
nannter Ziffer 5. dieses Artikels auf ein anderes Unternehmen
(Unterverwahrer bzw. Lagerstellen) unter Berlicksichtigung
der gesetzlichen Bedingungen auslagern. Die Unterverwah@
rer bzw. Lagerstellen kénnen die ihr Gbertragenen Verwahr@
aufgaben unter Berlicksichtigung der gesetzlichen Bedingun
gen ihrerseits auslagern. Die unter den Ziffern 3. und 4. diel2
ses Artikels beschriebenen Funktionen darf die Verwahrstelle
nicht auf Dritte Gbertragen.

Die seitens der Verwahrstelle derzeit zur Durchfihrung loka
ler Wertpapierinvestitionen genutzten Unterverwahrer bzw.
Lagerstellen sind in der , Liste der Unterverwahrer bzw. Lager@
stellen” im Anschluss an Kapitel 18 des Verkaufsprospektes
beschrieben.

Die Verwahrstelle haftet gegenliber dem Fonds und dessen
Anteilinhabern fir den Verlust durch die Verwahrstelle oder
einen Dritten, dem die Verwahrung von verwahrten Finanzin@
strumenten Ubertragen wurde.

Bei Verlust eines verwahrten Finanzinstruments gibt die Ver
wahrstelle dem jeweiligen Unterfonds oder der Verwaltungs?
gesellschaft des Fonds unverziiglich ein Finanzinstrument
gleicher Art zurlck oder erstattet einen entsprechenden Bel
trag. Die Verwahrstelle haftet gemaB dem Gesetz vom 17. Dell
zember 2010 sowie nach den geltenden Verordnungen (ins@
besondere der Verordnung EU 2016/438) nicht, wenn sie
nachweisen kann, dass der Verlust auf duBere Ereignisse, die
nach verniinftigem Ermessen nicht kontrolliert werden kén@
nen und deren Konsequenzen trotz aller angemessenen
Anstrengungen nicht hatten vermieden werden kénnen, zud
rickzufihren ist.

Die Verwahrstelle haftet gegentber dem jeweiligen
Unterfonds und dessen Anteilinhabern auch fir samtliche
sonstige Verluste, die diese infolge einer fahrlassigen oder
vorsatzlichen Nichterfillung der gesetzlichen Verpflichtun@
gen der Verwahrstelle erleiden.

Die Haftung der Verwabhrstelle bleibt, unter Berlcksichtigung
der gesetzlichen Ausnahmeregelungen von einer etwaigen
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Ubertragung von Verwahraufgaben an Dritte, einschlieBlich
der ihrerseits Ubertragenen Verwahraufgaben an weitere
Dritte, unberuhrt.

Anteilinhaber des Fonds kénnen die Haftung der VerwahrstelZ
le unmittelbar oder mittelbar Gber die Verwaltungsgesell
schaft geltend machen, vorausgesetzt, dass dies weder zur
Verdopplung von Regressanspriichen noch zur
Ungleichbehandlung der Anteilinhaber fhrt.

10. Die Verwahrstelle und die Verwaltungsgesellschaft sind sich
bewusst, dass sich aus der Ubertragung der Verwahraufgal?
ben nach vorgenannter Ziffer 8. dieses Artikels Interessenkon(
flikte ergeben kénnen und vergewissern sich daher, dass sie
selbst und die beauftragten Dritten alle notwendigen MaB
nahmen zur Einhaltung der Anforderungen an Organisation
und Vermeidung von Interessenkonflikten, wie sie in den ani
wendbaren Luxemburger Gesetzen und Verordnungen fest@
gelegt sind, getroffen haben und die Einhaltung dieser Anford
derungen Gberwachen.

Folgende Interessenkonflikte kénnten sich aus der Unterver
wahrung ergeben:

Die DZ BANK AG Frankfurt/Main ist ein mit der Verwahrstelle
verbundenes Unternehmen. Die DZ BANK AG Frankfurt/Main
halt eine wesentliche Beteiligung an der Verwahrstelle und
stellt Mitglieder des Aufsichtsrates.

Derzeit sind der Verwahrstelle keine Interessenkonflikte aus
aktuellen Unterverwahrungen bekannt.

Die Verwaltungsgesellschaft hat diese Informationen auf
Plausibilitat geprift. Sie ist jedoch auf Zulieferung der Infor@
mationen durch die Verwahrstelle angewiesen und kann die
Richtigkeit und Vollstandigkeit im Einzelnen nicht Gberpri
fen.

11. Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben handeln die Verwal®
tungsgesellschaft und die Verwahrstelle ehrlich, redlich, pro®
fessionell, unabhéangig und ausschlieBlich im Interesse des jel
weiligen Unterfonds und seiner Anleger.

Die Verwahrstelle darf keine Aufgaben in Bezug auf den
Fonds oder die flir Rechnung des Fonds téatige VerwaltungsiZ
gesellschaft wahrnehmen, die Interessenkonflikte zwischen
dem Fonds, den Anlegern des Fonds, der Verwaltungsgesell@
schaft und ihr selbst schaffen kénnten. Dies gilt nicht, wenn
eine funktionale und hierarchische Trennung der Ausfihrung
ihrer Aufgaben als Verwahrstelle von ihren potenziell dazu in
Konflikt stehenden Aufgaben vorgenommen wurde und die
potenziellen Interessenkonflikte ordnungsgeman ermittelt,
gesteuert, beobachtet und den Anlegern des Fonds gegen?
Uber offengelegt werden.

Artikel 4  Aligemeine Richtlinien fir die
Anlagepolitik

Die Anlageziele und die spezifische Anlagepolitik eines
Unterfonds werden auf der Grundlage der nachfolgenden Allge
meinen Richtlinien und der ergédnzenden respektive abweichen
den Richtlinien im Sonderreglement des jeweiligen Unterfonds
festgelegt.

Die in Artikel 4 beschriebenen Grenzen fur Anlage- und Kreditauff

nahmen mussen innerhalb jedes einzelnen Unterfonds eingehall
ten werden. Ausgenommen hiervon sind die Begrenzungen beld
zuglich des Erwerbs von Aktien mit Stimmrecht ein und dersel®
ben Aussteller, die auf die Gesamtheit der von der Verwaltungsi
gesellschaft verwalteten OGAW nach Teil | des Gesetzes vom 17.
Dezember 2010 angewendet werden.

1.1 Die Anlagen eines Unterfonds diirfen ausschlieBlich aus einer
oder mehreren der folgenden Anlagearten bestehen:

a) Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten, die an einem
geregelten Markt im Sinne der Richtlinie 2004/39/EG des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 21. April
2004 Uber die Markte fir Finanzinstrumente notiert oder
gehandelt werden;

b) Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten, die an einem
anderen geregelten Markt eines Mitgliedstaats, der anerd
kannt, fir das Publikum offen und dessen Funktionsweil
se ordnungsgeman ist, gehandelt werden;

c¢) Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten, die an einer
Wertpapierborse eines nicht zur Europaischen Union geld
horenden Staates, amtlich notiert oder an einem anderen
geregelten Markt eines nicht zur Europaischen Union geld
hoérenden Staates, der anerkannt, fiir das Publikum offen
und dessen Funktionsweise ordnungsgemag ist, gehani
delt werden, soweit sie an Markten in den nachstehenf@
den geographischen Regionen amtlich notiert sind beziel
hungsweise gehandelt werden:

Nordamerika

Stidamerika

Australien (einschlieBlich Ozeanien)
Afrika

Asien

und/oder

Europa.

Als Wertpapiere gelten Wertpapiere im Sinne von Artikel
1 Ziffer 34 des Gesetzes vom 17. Dezember 2010. Insbel
sondere gelten Anteile an geschlossenen Organismen fir
gemeinsame Anlagen, welche die in Artikel 2 Absatz 2
Buchstabe a und b der Richtlinie 2007/16/EG beziehungs
weise Artikel 2 der diese Richtlinie in Luxemburger Recht
umsetzenden GroBherzoglichen Verordnung vom 8. Fell
bruar 2008 genannten Voraussetzungen erfillen, als
Wertpapiere im Sinne der vorgenannten Definition.

d) Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten aus Neuemis
sionen, sofern:

die Emissionsbedingungen die Verpflichtung enthal
ten, dass die Zulassung zur amtlichen Notierung an ei@
ner Wertpapierbdrse oder an einem anderen geregel®
ten Markt, der anerkannt, fur das Publikum offen und
dessen Funktionsweise ordnungsgemaf ist, bean®
tragt wird, soweit sie an Markten in den nachstehen@
den geographischen Regionen amtlich notiert sind
beziehungsweise gehandelt werden:

Nordamerika
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f)

Stidamerika

Australien (einschlieBlich Ozeanien)
Afrika

Asien

und/oder

Europa

und

die Zulassung spatestens vor Ablauf eines Jahres nach
der Emission erwirkt wird.

Anteilen von nach der Richtlinie 2009/65/EG zugelassed
nen Organismen flr gemeinsame Anlagen in Wertpapield
ren (,OGAW") und/oder anderen Organismen fir gel
meinsame Anlagen (,OGA") im Sinne von Artikel 1 Abl
satz 2 Buchstaben a und b der Richtlinie 2009/65/EG, uni
abhangig davon, ob sie in einem Mitgliedstaat niederged
lassen sind, sofern:

diese anderen OGA nach Rechtvorschriften zugelas@
sen wurden, die sie einer Aufsicht unterstellen, wel@
che nach Auffassung der CSSF derjenigen nach dem
Gemeinschaftsrecht gleichwertig ist und ausreichen(
de Gewahr fiur die Zusammenarbeit zwischen den Beld
horden besteht;

das Schutzniveau der Anteilinhaber der anderen OGA
dem Schutzniveau der Anteilinhaber eines OGAW
gleichwertig ist und insbesondere die Vorschriften
fur die getrennte Verwahrung des Fondsvermdgens,
die Kreditaufnahme, die Kreditgewahrung und Leer
verkaufe von Wertpapieren und Geldmarktinstru@
menten den Anforderungen der Richtlinie
2009/65/EG gleichwertig sind;

die Geschaftstatigkeit der anderen OGA Gegenstand
von Halbjahres- und Jahresberichten ist, die es erlau2
ben, sich ein Urteil Gber das Vermégen und die Verd

bindlichkeiten, die Ertrdge und die Transaktionen im
Berichtszeitraum zu bilden;

die OGAW oder die anderen OGA, deren Anteile erl
worben werden sollen, nach ihrem jeweiligen Verwal®
tungsreglement beziehungsweise ihrer jeweiligen Satl
zung insgesamt hochstens 10@% ihres Vermogens in
Anteilen anderer OGAW oder OGA anlegen dirfen;

Sichteinlagen oder kiindbaren Einlagen mit einer Laufzeit
von héchstens 12 Monaten bei Kreditinstituten, sofern
das betreffende Kreditinstitut seinen Sitz in einem Mit@
gliedstaat hat oder - falls der Sitz des Kreditinstituts sich
in einem Drittstaat befindet - es Aufsichtsbestimmungen
unterliegt, die nach Auffassung der CSSF denjenigen des
Gemeinschaftsrechts gleichwertig sind;

abgeleiteten Finanzinstrumenten (,Derivaten”), ein@
schlieBlich gleichwertiger bar abgerechneter Instrumenl
te, die an einem der unter den vorstehenden Buchstaben
a), b) und c) oben bezeichneten geregelten Markte gel@
handelt werden, oder abgeleiteten Finanzinstrumenten,
die nicht an einer Borse gehandelt werden (,OTC-Derivall
ten”), sofern

es sich bei den Basiswerten um Instrumente im Sinne

von Artikel 41 Absatz 1 des Gesetzes vom 17. Dezem(
ber 2010 oder um Finanzindizes, Zinssatze, Wechsel

kurse oder Wahrungen handelt, in die der Fonds gel

maB den in seinen Griindungsunterlagen genannten

Anlagezielen investieren darf;

die Gegenparteien bei Geschaften mit OTC-Derivaten
einer Aufsicht unterliegende Institute der Kategorien
sind, die von der CSSF zugelassen wurden und

die OTC-Derivate einer zuverlassigen und Uberprifbaf
ren Bewertung auf Tagesbasis unterliegen und jeder
zeit auf Initiative des Fonds zum angemessenen Zeit@
wert verdufert, liquidiert oder durch ein GegengelZ
schaft glattgestellt werden kénnen.

h) Geldmarktinstrumenten, die nicht auf einem geregelten

Markt gehandelt werden und die unter die Definition

von Artikel 1 des Gesetzes vom 17. Dezember 2010 fallen,
sofern die Emission oder der Emittent dieser Instrumente

bereits Vorschriften Gber den Einlagen- und den Anlegerf
schutz unterliegt, vorausgesetzt sie werden:

von einer zentralstaatlichen, regionalen oder lokalen
Korperschaft oder der Zentralbank eines Mitgliedstaalz
tes, der Europaischen Zentralbank, der Europaischen
Union oder der Europaischen Investitionsbank, einem
Drittstaat oder, sofern dieser ein Bundesstaat ist, eil
nem Gliedstaat der Foderation oder von einer internalz
tionalen Einrichtung 6ffentlich-rechtlichen Charak®
ters, der mindestens ein Mitgliedstaat angehért, begelz
ben oder garantiert, oder

von einem Unternehmen begeben, dessen Wertpapiel?
re auf den unter den Buchstaben a), b) und c) bezeichZ
neten geregelten Markten gehandelt werden,

von einem Institut, das gemaf den im GemeinschaftslZ
recht festgelegten Kriterien einer Aufsicht unterstellt
ist, oder einem Institut, das Aufsichtsbestimmungen,
die nach Auffassung der CSSF mindestens so streng
sind wie die des Gemeinschaftsrechts, unterliegt und
diese einhalt, begeben oder garantiert, oder

von anderen Emittenten begeben, die einer Katego
rie angehdren, die von der CSSF zugelassen wurde, so?
fern fiir Anlagen in diesen Instrumenten Vorschriften
far den Anlegerschutz gelten, die denen des ersten,
zweiten und dritten Gedankenstrichs gleichwertig
sind, und sofern es sich bei dem Emittenten entweder
um ein Unternehmen mit einem Eigenkapital von minl
destens zehn Millionen Euro (EURZ 0.000.000), das seil
nen Jahresabschluss nach den Vorschriften der vier
ten Richtlinie 78/660/EWG erstellt und veréffentlicht,
oder um einen Rechtstréger, der innerhalb einer eine
oder mehrere bérsennotierte Gesellschaften umfas®
senden Unternehmensgruppe fiir die Finanzierung
dieser Gruppe zustandig ist, oder um einen Rechtstra@
ger handelt, der die wertpapiermaBige Unterlegung
von Verbindlichkeiten durch Nutzung einer von einer
Bank eingeraumten Kreditlinie finanzieren soll.

1.2 Jedoch darf ein Unterfonds nicht:
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Ein

a) mehr als 10®% seines Nettovermdgens in anderen als den
in Ziffer 1.1 genannten Wertpapieren und Geldmarktinl
strumenten anlegen;

b) Edelmetalle oder Zertifikate Uber diese erwerben.

Unterfonds darf daneben flissige Mittel in Form von

Anlagekonten (Kontokorrentkonten) und Tagesgeld halten, die
jedoch nur akzessorischen Charakter haben durfen. Generell ist
die Anlage in flissigen Mitteln auf 20% des
Nettounterfondsvermdgens begrenzt, jedoch kann das
Nettounterfondsvermdgen, wenn es aufgrund auBergewdhnlich

ungunstiger Marktbedingungen als angemessen eingeschatzt

wird, innerhalb der gesetzlich zulassigen Grenzen (kurzfristig)

auch dariber hinaus in flissigen Mitteln gehalten werden und

dadurch kurzfristig von dieser Anlagegrenze abgewichen werf

den.

2.
2.1

2.2

2.3

2.4

Anlagegrenzen

Ein Unterfonds legt hochstens 10@%6 seines Netto-
Unterfondsvermogens in Wertpapieren oder Geldmarktin@
strumenten ein und desselben Emittenten an. Ein Unterfonds
legt hochstens 20@% seines Netto-Unterfondsvermogens in
Einlagen bei ein und demselben Emittenten an. Das Ausfallri@
siko bei Geschaften eines Unterfonds mit OTC-Derivaten darf
10@% seines Netto-Unterfondsvermdégens nicht Gberschrei
ten, wenn die Gegenpartei ein Kreditinstitut im Sinne von Ar
tikel 41 Absatz 1 Buchstabe f des Gesetzes vom 17. Dezember
2010 ist, ansonsten liegt dieser Satz bei 5@%.

Der Gesamtwert der Wertpapiere und Geldmarktinstrumente
der Emittenten, bei denen der Unterfonds jeweils mehr als
5@ seines Netto-Unterfondsvermdgens anlegt, darf 40@% seil
nes Netto-Unterfondsvermégens nicht Gberschreiten. Diese
Begrenzung findet keine Anwendung auf Einlagen, die bei Fil
nanzinstituten vorgenommen werden, welche einer Aufsicht
unterliegen, noch auf Geschafte mit OTC-Derivaten, die mit
diesen Instituten getatigt werden.

Ungeachtet der in Ziffer 2.1 genannten Einzelobergrenzen
darf ein Unterfonds Folgendes nicht kombinieren, wenn dies
zu einer Anlage von mehr als 20@% seines Netto-
Unterfondsvermdgens bei ein und derselben Einrichtung fihi
ren wirde:

e von dieser Einrichtung begebene Wertpapiere oder Geld®
marktinstrumente

e Einlagen bei dieser Einrichtung oder
e von dieser Einrichtung erworbene OTC-Derivate.

Die in Ziffer 2.1 Satz 1 genannte Obergrenze wird auf hochsl
tens 35@6 angehoben, wenn die Wertpapiere oder Geld?
marktinstrumente von einem Mitgliedstaat oder seinen Gell
bietskorperschaften, von einem Drittstaat oder von einer in@
ternationalen Einrichtung offentlich-rechtlichen Charakters,
der mindestens ein Mitgliedstaat angehért, begeben oder gall
rantiert werden.

Die in Ziffer 2.1 Satz 1 genannte Obergrenze wird fiir bel
stimmte Schuldverschreibungen auf héchstens 25@% angehol?
ben, wenn die Schuldverschreibungen von einem Kreditinsti?
tut mit Sitz in einem Mitgliedstaat begeben werden, das auf
grund gesetzlicher Vorschriften zum Schutz der Inhaber dield

2.5

2.6

3.1

3.2

ser Schuldverschreibungen einer besonderen 6ffentlichen
Aufsicht unterliegt. Insbesondere werden die Ertrage aus der
Emission dieser Schuldverschreibungen gemaf den gesetzlill
chen Vorschriften in Vermégenswerten angelegt, die wah@
rend der gesamten Laufzeit der Schuldverschreibungen die
sich daraus ergebenden Verbindlichkeiten ausreichend de
cken und vorrangig fur die beim Konkurs des Emittenten fal2
lig werdende Riickzahlung des Kapitals und der Zinsen bed
stimmt sind.

Legt ein Unterfonds mehr als 5@% seines Netto-
Unterfondsvermogens in Schuldverschreibungen im Sinne

von Ziffer 2.4 an, die von ein und demselben Emittenten be@
geben werden, so darf der Gesamtwert dieser Anlagen 80@%
des Wertes des Netto-Unterfondsvermdgens nicht tberschreil
ten.

Die in den Ziffern 2.3 und 2.4 genannten Wertpapiere und
Geldmarktinstrumente werden bei der Anwendung der in Zifl
fer 2.2 vorgesehenen Anlagegrenze von 40@% nicht bertick®
sichtigt.

Die in den Ziffern 2.1, 2.2, 2.3 und 2.4 genannten Grenzen
durfen nicht kumuliert werden; daher diirfen gemaf den Zif
fern 2.1, 2.2, 2.3 und 2.4 getatigte Anlagen in Wertpapieren
und Geldmarktinstrumenten ein und desselben Emittenten
oder in Einlagen bei diesem Emittenten oder in Derivaten deslZ
selben 35@% des Netto-Unterfondsvermdgens nicht Gbersteil
gen.

Gesellschaften, die im Hinblick auf die Erstellung des konsoli
dierten Abschlusses im Sinne der Richtlinie 83/349/EWG oder
nach den anerkannten internationalen Rechnungslegungsvort
schriften derselben Unternehmensgruppe angehéren, werl
den bei der Berechnung der in den Ziffern 2.1 bis 2.6 vorgesel
henen Anlagegrenzen als ein einziger Emittent angesehen.

Ein Unterfonds darf kumulativ bis zu 20®% seines Netto-
Unterfondsvermogens in Wertpapieren und Geldmarktinstrul?
menten ein und derselben Unternehmensgruppe anlegen.

Anlagen in Derivaten werden auf die Grenzen der vorgenann@
ten Ziffern 2.1 bis 2.5 angerechnet mit Ausnahme von index?
basierten Derivaten.

Unbeschadet der in Ziffern 6.1 bis 6.3 festgelegten Anlagel
grenzen werden die in den Ziffern 2.1 bis 2.6 genannten
Obergrenzen fur Anlagen in Aktien und/ oder Schuldtiteln

ein und desselben Emittenten auf hochstens 20@%6 angehol
ben, wenn es gemaB den Griindungsunterlagen eines
Unterfonds Ziel seiner Anlagestrategie ist, einen bestimmten,
von der CSSF anerkannten Aktien- oder Schuldtitelindex nachz
zubilden; Voraussetzung hierfur ist, dass

e die Zusammensetzung des Index hinreichend diversifil
ziert ist;
e der Index eine addquate Bezugsgrundlage fur den Markt

darstellt, auf den er sich bezieht;

e der Index in angemessener Weise veroffentlicht wird.
Die in Ziffer 3.1 festgelegte Grenze wird auf 35@%6 angehold
ben, sofern dies aufgrund auBergewdhnlicher Marktbedin®

gungen gerechtfertigt ist, und zwar insbesondere auf gered
gelten Mérkten, auf denen bestimmte Wertpapiere oder

32



—_

5.

5.2

53

Geldmarktinstrumente stark dominieren. Eine Anlage bis zu
dieser Obergrenze ist nur bei einem einzigen Emittenten mo@
glich.

Abweichend von den Ziffern 2.1 bis 2.6 darf ein
Unterfonds, nach dem Grundsatz der Risikostreuung bis

zu 100®% seines Netto-Unterfondsvermdgens in Wertpafd
pieren und Geldmarktinstrumenten verschiedener Emissiofd
nen anlegen, die von einem Mitgliedstaat der Europail
schen Union oder seinen Gebietskorperschaften oder eil2
nem OECD-Mitgliedstaat oder von internationalen Orgal
nismen 6ffentlich-rechtlichen Charakters, denen ein oder
mehrere Mitgliedstaaten der Européaischen Union angehof
ren, begeben oder garantiert werden.

Der betreffende Unterfonds muss Wertpapiere halten, die
im Rahmen von mindestens sechs verschiedenen Emissiol
nen begeben worden sind, wobei die Wertpapiere aus ein
und derselben Emission 30@% des
Netto-Unterfondsvermdgens nicht tibersteigen dirfen.

Ein Unterfonds darf Anteile von anderen OGAW und/oder ani
derer OGA im Sinne des Artikels 41 Absatz 1 Buchstabe e des
Gesetzes vom 17. Dezember 2010 erwerben, sofern er hochs
tens 20@% seines Netto-Unterfondsvermdgens in Anteilen ein
und desselben OGAW beziehungsweise sonstigen OGA anl
legt.

Fur die Zwecke der Anwendung dieser Anlagegrenze gilt jeld
der Unterfonds eines OGA mit mehreren Unterfonds als ein@
zelner Emittent, sofern der Grundsatz der Absonderung der
Verbindlichkeiten der einzelnen Unterfonds gegentber Drit@
ten sichergestellt ist.

Anlagen in Anteilen von anderen OGA als OGAW durfen ins2
gesamt 30@% des Netto-Unterfondsvermdgens nicht tbersteil
gen.

Wenn ein Unterfonds Anteile eines anderen OGAW

und/oder sonstigen OGA erworben hat, werden die AnlagelZ
werte des betreffenden OGAW oder anderen OGA in Bezug
auf die in Artikel 43 des Gesetzes vom 17. Dezember 2010 gel2
nannten Obergrenzen nicht kombiniert.

Erwirbt ein Unterfonds Anteile anderer OGAW und/ oder
sonstiger OGA, die unmittelbar oder mittelbar von derselben
Verwaltungsgesellschaft oder von einer anderen Gesellschaft
verwaltet werden, mit der die Verwaltungsgesellschaft durch
eine gemeinsame Verwaltung oder Kontrolle oder durch eine
wesentliche direkte oder indirekte Beteiligung verbunden ist,
so darf die Verwaltungsgesellschaft oder die andere Gesell?
schaft fur die Zeichnung oder den Riickkauf von Anteilen diel
ser anderen OGAW oder OGA durch den Unterfonds keine
Gebuhren berechnen.

Legt ein Unterfonds einen wesentlichen Teil seines Vermao
gens in anderen OGAW und/oder sonstigen OGA an, so muss
sein Prospekt Angaben dartber enthalten, wie hoch die Verld
waltungsgebihren maximal sind, die von dem betreffenden
Unterfonds selbst wie auch von den anderen OGAW
und/oder sonstigen OGA, in die zu investieren er beabsich
tigt, zu tragen sind. Der OGAW gibt in seinem Jahresbericht
an, wie hoch der Anteil der Verwaltungsgebihren maximal

6.

6.

6.

N

2

w

ist, den der Unterfonds einerseits und die OGAW oder andel
ren OGA, in die er investiert, andererseits zu tragen haben.

Die Verwaltungsgesellschaft darf fiir keine der von ihr verwal@
teten Investmentfonds, die unter den Anwendungsbereich
von Teil | des Gesetzes vom 17. Dezember 2010 fallen, Aktien
erwerben, die mit einem Stimmrecht verbunden sind, das es
ihr ermoéglicht, einen nennenswerten Einfluss auf die Gel2
schaftsfihrung eines Emittenten auszutben.

Ferner darf die Verwaltungsgesellschaft fir einen Unterfonds
héchstens erwerben:

o 10@% der stimmrechtslosen Aktien ein und desselben
Emittenten;

o 10@% der Schuldverschreibungen ein und desselben Emit?
tenten;

e 25@% der Anteile ein und desselben OGAW und/oder anl
deren OGA im Sinne von Artikel 2 Absatz 2 des Gesetzes
vom 17. Dezember 2010;

e 10@% der Geldmarktinstrumente ein und desselben Emit@
tenten.

Die unter dem zweiten, dritten und vierten Aufzahlungs@
punkt vorgesehenen Anlagegrenzen brauchen beim Erwerb
nicht eingehalten zu werden, wenn sich der Bruttobetrag der
Schuldverschreibungen oder der Geldmarktinstrumente oder
der Nettobetrag der ausgegebenen Anteile zum Zeitpunkt
des Erwerbs nicht berechnen Iasst.

Die Ziffern 6.1 und 6.2 sind nicht anzuwenden:

a) auf Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die von eill
nem Mitgliedstaat der Europaischen Union oder dessen
offentlichen Gebietskdrperschaften begeben oder garan
tiert werden;

b) auf von einem Staat, der kein Mitgliedstaat der Europai@
schen Union ist, begebene oder garantierte Wertpapiere
und Geldmarktinstrumente;

c) auf Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, die von inlZ
ternationalen Einrichtungen 6ffentlich-rechtlichen Cha2
rakters begeben werden, denen ein oder mehrere Mit
gliedstaaten der Europaischen Union angehoren;

d) auf Aktien, die ein Unterfonds an dem Kapital einer Gell
sellschaft eines Drittlandes auBerhalb der Europaischen
Union besitzt, die ihr Vermogen hauptsachlich in Wertpald
pieren von Emittenten anlegt, die in diesem Land ansasd
sig sind, wenn eine derartige Beteiligung fiir den
Unterfonds aufgrund der Rechtsvorschriften dieses Lan@
des die einzige Mdglichkeit darstellt, Anlagen in Wertpa
pieren von Emittenten dieses Landes zu tatigen. Diese
Ausnahmeregelung gilt jedoch nur unter der Vorausset
zung, dass die Gesellschaft des Drittlandes auBerhalb der
Europaischen Union in ihrer Anlagepolitik die in Artikel
43 und 46 sowie in Artikel 48 Absatz 1 und 2 des Geset
zes vom 17. Dezember 2010 festgelegten Grenzen nicht
Uberschreitet. Bei Uberschreitung der in Artikel 43 und 46
des Gesetzes vom 17. Dezember 2010 vorgesehenen
Grenzen findet Artikel 49 des Gesetzes vom 17. Dezem(
ber 2010 entsprechend Anwendung.

7.1 Bei der Ausiibung von Bezugsrechten, die an Wertpapiere
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7.2

8.

—_

8.2

9.

—_

9.2

10.

oder Geldmarktinstrumente geknupft sind, die Teil seines Ver2
maogens sind, muss der jeweilige Unterfonds die in diesem Kall
pitel vorgesehenen Anlagegrenzen nicht notwendigerweise
einhalten.

Unbeschadet ihrer Verpflichtung, auf die Einhaltung des
Grundsatzes der Risikostreuung zu achten, kénnen neu zugel
lassene Unterfonds wahrend eines Zeitraums von sechs Monalz
ten nach ihrer Zulassung von den in Artikel 43, 44, 45 und 46
des Gesetzes vom 17. Dezember 2010 festgelegten Bestim{
mungen abweichen.

Werden die in Ziffer 7.1 genannten Grenzen von dem
Unterfonds unbeabsichtigt oder infolge der Austibung von
Bezugsrechten Uberschritten, so strebt dieser bei seinen Verl
kaufen als vorrangiges Ziel die Normalisierung dieser Lage unz
ter BerUicksichtigung der Interessen der Anteilinhaber an.

Kredite aufnehmen dirfen weder die Verwaltungsgesell®
schaft noch die Verwahrstelle, handelnd fir Rechnung eines
Unterfonds.

Jedoch darf ein Unterfonds Fremdwé&hrungen durch ein
,Back-to-back”-Darlehen erwerben.

Abweichend von Ziffer 8.1 darf ein Unterfonds im Gegenwert
von bis zu 10@% seines Nettovermogens Kredite aufnehmen,
sofern es sich um Kredite handelt, die voribergehend aufgeld
nommen werden.

Unbeschadet der Bestimmungen in den Ziffern 1.1 und 1.2 sof2
wie in Artikel 42 des Gesetzes vom 17. Dezember 2010 dur
fen weder die Verwaltungsgesellschaft noch die Verwahrstel®
le, jeweils handelnd fur Rechnung seines Unterfonds, Kredite
gewahren oder fir Dritte als Blirge einstehen.

Ziffer 9.1 steht dem Erwerb von nicht voll eingezahlten Wert
papieren, Geldmarktinstrumenten oder anderen in Ziffer 1.1
Buchstaben e), g) und h) genannten, noch nicht voll eingeld
zahlten Finanzinstrumenten durch die besagten Organismen
nicht entgegen.

Leerverkaufe von Wertpapieren, Geldmarktinstrumenten
oder anderen in Ziffer 1.1 Buchstaben e), g) und h) genannl
ten Finanzinstrumenten dirfen nicht von fir Rechnung von
Investmentfonds handelnden Verwaltungsgesellschaften
oder Verwahrstellen getatigt werden.

Das jeweilige Unterfondsvermdogen darf nicht verpfandet
oder sonst belastet, zur Sicherung Ubereignet oder zur Sichel
rung abgetreten werden, es sei denn, es handelt sich um Kre@
ditaufnahmen im Sinne von Ziffer 8.2 oder um Sicherheitsleis?
tungen zur Erfullung von Einschuss- oder Nachschussver
pflichtungen im Rahmen der Abwicklung von Geschaften mit
Finanzinstrumenten.

Artikel 5 Anteile an einem Unterfonds

und Anteilklassen

Anteile an einem Unterfonds werden durch Anteile verkér?
pert, welche in Globalurkunden verbrieft sind, sofern im Son(@
derreglement des jeweiligen Unterfonds keine andere BestimlZ
mung getroffen wird. Die Anleger haben keinen Anspruch

auf Auslieferung effektiver Stlicke. Die Anteile werden bis auf
drei Dezimalstellen ausgegeben.

2. Alle Anteile eines Unterfonds haben grundsatzlich gleiche

Rechte und sind vom Tage ihrer Ausgabe an in gleicher Wei2
se an Ertragen, Kursgewinnen und am Liquidationserlds ihrer
jeweiligen Anteilklasse berechtigt.

Das Sonderreglement des jeweiligen Unterfonds kann fir

den entsprechenden Unterfonds unterschiedliche Anteilklas®
sen vorsehen, die sich hinsichtlich bestimmter Ausgestaltungsl
merkmale, wie z. B. der Ertragsverwendung, der Verwaltungs@
vergltung, dem Ausgabeaufschlag oder sonstigen Merkmal?
len unterscheiden.

Weitere Einzelheiten zu Anteilklassen werden gegebenen
falls im jeweiligen Sonderreglement des Unterfonds geregelt.

Sollte ein Anleger bei Zeichnung von Anteilen der ausschlie3®
lich institutionellen Anlegern vorbehaltenen Klassen den Stad
tus eines institutionellen Investors im Wege der Erregung
oder Aufrechterhaltung eines Irrtums durch Vorspiegelung
objektiv oder subjektiv falscher oder durch Unterdriickung
wahrer Tatsachen erwecken beziehungsweise aufrechterhal
ten oder diesen Status verlieren und die gezeichneten Anteile
nicht unverziglich zuriickgeben, muss er den Unterfonds fur
jegliche finanzielle und steuerliche Konsequenzen entschadi
gen.

Erfullt ein Anleger die an den Status eines institutionellen AnlZ
legers gestellten Anforderungen nicht mehr, so kann die Ver@2
waltungsgesellschaft ohne vorherige Mitteilung alle im Besitz
dieses Anlegers befindlichen Anteile zwangsweise zurlickkaul@
fen beziehungsweise den Ruckkauf veranlassen.

Ausgabe und Ricknahme der Anteile sowie die Vornahme
von Zahlungen auf Anteile erfolgen bei der Verwaltungsgel
sellschaft, der Verwahrstelle sowie Uiber jede Zahlstelle.

Falls fir einen Unterfonds mehrere Anteilklassen eingerichtet
werden, erfolgt die Anteilwertberechnung (Artikel 8) fur jede
Anteilklasse durch Teilung des Wertes des
Unterfondsvermogens, der einer Klasse zuzurechnen ist,
durch die Anzahl der am Handelstag im Umlauf befindlichen
Anteile dieser Klasse.

Artikel 6 Ausgabe von Anteilen und

die Beschrankung der Ausgafl
be von Anteilen

Die Ausgabe von Anteilen erfolgt zu dem im Sonderreglel
ment des jeweiligen Unterfonds festgelegten Ausgabepreis
und zu den dort bestimmten Bedingungen. Die Verwaltungs
gesellschaft hat bei der Ausgabe von Anteilen eines
Unterfonds die Gesetze und Vorschriften aller Lander, in well
chen Anteile angeboten werden, zu beachten.

Die Verwaltungsgesellschaft kann fir einen Unterfonds jederfd
zeit nach eigenem Ermessen einen Zeichnungsantrag zurtick®
weisen oder die Ausgabe von Anteilen zeitweilig beschran@
ken, aussetzen oder endgiiltig einstellen, soweit dies im Inte@
resse der Gesamtheit der Anteilinhaber, zum Schutz der Verfd
waltungsgesellschaft, zum Schutz des jeweiligen Unterfonds,
im Interesse der Anlagepolitik oder im Falle der Gefahrdung
der spezifischen Anlageziele des Unterfonds erforderlich erl
scheint.
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Artikel 7

1.

Zeichnungsantrage werden an jedem Tag, der zugleich Bank
arbeitstag und Borsentag in Frankfurt am Main ist, angenom(®
men (,Handelstag”). Der Erwerb von Anteilen erfolgt grund@

satzlich zum Ausgabepreis des jeweiligen Handelstages.

Zeichnungsantrage, die bis spatestens 16.00@hr (Luxemburfd
ger Zeit) an einem Handelstag bei der Verwaltungsgesell
schaft eingegangen sind, werden auf der Grundlage des Anl
teilwertes dieses Handelstages abgerechnet. Die Berechnung
des Anteilwertes wird flr einen Handelstag am Bewertungsl
tag gemaB Artikel 8 Ziffer 1. durchgefiihrt, sodass die entsprelz
chende Abrechnung fir die Anleger ebenfalls am Bewerld
tungstag vorgenommen wird.

Zeichnungsantrage, welche nach 16.00@hr (Luxemburger
Zeit) an einem Handelstag eingehen, gelten als am folgenden
Handelstag eingegangen und werden auf der Grundlage des
Anteilwertes des folgenden Handelstages abgerechnet. Da
die Berechnung des Anteilwertes flr den folgenden Handels?
tag jedoch erst am nachsten Bewertungstag durchgefihrt
wird, erfolgt eine entsprechende Abrechnung fir die Anleger
ebenfalls erst am nachsten Bewertungstag.

Die Verwaltungsgesellschaft stellt auf jeden Fall sicher, dass
die Ausgabe von Anteilen auf der Grundlage eines dem Anlel
ger zum Zeitpunkt der Einreichung des Zeichnungsantrags
unbekannten Anteilwertes abgerechnet wird.

Der Ausgabepreis ist innerhalb von drei Bewertungstagen
nach dem entsprechenden Handelstag in der
Unterfondswahrung zahlbar.

Die Anteile werden unverziiglich nach Eingang des Ausgabel
preises bei der Verwahrstelle im Auftrag der Verwaltungsgel
sellschaft von der Verwahrstelle zugeteilt.

Die Verwahrstelle wird auf nicht ausgefiihrte Zeichnungsan@
trage eingehende Zahlungen unverzlglich zinslos zurlickzah®
len.

Die Verwaltungsgesellschaft kann in ihrem eigenen Ermessen
vollstandige oder teilweise Zeichnungen gegen Sachleistuni
gen akzeptieren. In diesem Fall muss die Sacheinlage im Einl
klang mit der Anlagepolitik und den Anlagebeschrankungen
des jeweiligen Unterfonds stehen. AuBerdem werden diese
Anlagen durch den von der Verwaltungsgesellschaft beauf?
tragten Abschlussprifer gepruft.

Ricknahme und Umtausch
von Anteilen

Die Anteilinhaber eines Unterfonds sind berechtigt, jederzeit
die Ricknahme ihrer Anteile zu dem im Sonderreglement des
jeweiligen Unterfonds festgelegten Riicknahmepreis und zu
den dort bestimmten Bedingungen zu verlangen. Diese Rick
nahme erfolgt nur an einem Handelstag.

Rucknahmeantrage werden an jedem Handelstag angenom(
men. Die Riicknahme von Anteilen erfolgt grundsatzlich zum
Ricknahmepreis des jeweiligen Handelstages.

Ricknahmeantrage, welche bis spatestens 16.00@hr (Luxem@
burger Zeit) an einem Handelstag bei der Verwaltungsgesell®
schaft eingegangen sind, werden zum Anteilwert dieses Han@
delstages abgerechnet. Die Berechnung des Anteilwertes

wird fur einen Handelstag am Bewertungstag gemaB Artikel
8 Ziffer 1. durchgefihrt, sodass die entsprechende Abrech
nung fur die Anleger ebenfalls am Bewertungstag vorgenomf
men wird.

Ricknahmeantrage, welche nach 16.00@Whr (Luxemburger
Zeit) an einem Handelstag eingehen, gelten als am folgenden
Handelstag eingegangen und werden zum Anteilwert des fol@
genden Handelstages abgerechnet. Da die Berechnung des
Anteilwertes fiir den folgenden Handelstag jedoch erst am
nachsten Bewertungstag durchgefihrt wird, erfolgt eine ent
sprechende Abrechnung fir die Anleger ebenfalls erst am
nachsten Bewertungstag.

Die Verwaltungsgesellschaft stellt auf jeden Fall sicher, dass
die Ricknahme von Anteilen auf der Grundlage eines dem
Anleger zum Zeitpunkt der Einreichung des Riicknahmean
trags unbekannten Anteilwertes abgerechnet wird.

Die Zahlung des Rliicknahmepreises erfolgt innerhalb von
drei Bewertungstagen nach dem entsprechenden Handels®
tag, sofern im Sonderreglement des jeweiligen Unterfonds
nichts anderes bestimmt ist.

Die Verwaltungsgesellschaft ist nach vorheriger Genehmild
gung durch die Verwahrstelle berechtigt, umfangreiche Riick?
nahmen, die nicht aus den flissigen Mitteln und zulassigen
Kreditaufnahmen eines Unterfonds befriedigt werden kén
nen, erst zu tatigen, nachdem entsprechende Vermogenswer
te des entsprechenden Unterfonds ohne Verzégerung verfd
kauft wurden. Anleger, die ihre Anteile zur Riicknahme angel@
boten haben, werden von einer Aussetzung der Riicknahme
sowie von der Wiederaufnahme der Riicknahme unverzligd
lich in geeigneter Weise in Kenntnis gesetzt.

Die Verwahrstelle ist nur insoweit zur Zahlung verpflichtet,
als keine gesetzlichen Bestimmungen, z. B. devisenrechtliche
Vorschriften oder andere, von der Verwabhrstelle nicht beein@
flussbare Umsténde die Uberweisung des Riicknahmepreises
in das Land des Antragstellers verbieten.

Die Verwaltungsgesellschaft kann fir einen Unterfonds Anf
teile einseitig gegen Zahlung des Riicknahmepreises zuriick®
kaufen, soweit dies im Interesse der Gesamtheit der Anteilin@
haber oder zum Schutz der Verwaltungsgesellschaft oder des
jeweiligen Unterfonds erforderlich erscheint.

Die Verwaltungsgesellschaft kann in ihrem eigenen Ermessen
auf Anfrage des Anlegers Riicknahmen gegen Sachleistun
gen akzeptieren. In diesem Fall diirfen diese Riicknahmen keil
ne negative Auswirkung auf die tbrigen Anleger haben und
werden durch den von der Verwaltungsgesellschaft beaufd
tragten Abschlussprifer gepruft.

Der Anteilinhaber eines Unterfonds kann gegen Zahlung eil2
ner im Verkaufsprospekt festgelegten Umtauschprovision an
die mit dem Vertrieb der Fondsanteile beauftragten Stelle
und unter Zurechnung von eventuell anfallenden
Ausgabesteuern einen Teil oder alle seine Anteile in Anteile
eines anderen Unterfonds umtauschen.

Umtauschantrage, die bis spatestens 16.00@hr (Luxembur?
ger Zeit) an einem Handelstag bei der Verwaltungsgesell®
schaft eingegangen sind, werden auf der Grundlage der An@
teilwerte der entsprechenden Unterfonds dieses Handelstal
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ges abgerechnet. Die Berechnung der Anteilwerte wird fur
einen Handelstag am Bewertungstag gemaf Artikel 8 durchi
gefiihrt, sodass die entsprechende Abrechnung fir die Anleld
ger ebenfalls am Bewertungstag vorgenommen wird.

Umtauschantrage, welche nach 16.00@hr (Luxemburger

Zeit) an einem Handelstag eingehen, gelten als am folgenden
Handelstag eingegangen und werden auf der Grundlage der
Anteilwerte der entsprechenden Unterfonds des folgenden
Handelstages abgerechnet. Da die Berechnung der Anteilwer
te fur den folgenden Handelstag jedoch erst am nachsten Bel
wertungstag durchgefuhrt wird, erfolgt eine entsprechende
Abrechnung fur die Anleger ebenfalls erst am nachsten Bell
wertungstag.

Der sich gegebenenfalls aus dem Tausch ergebende
Restbetrag wird an den Anteilinhaber in der Wahrung des gel?
wahlten Unterfonds ausbezahlt, sofern dieser einen Betrag
von EURA 0, 00 tbersteigt.

Artikel 8 Anteilwertberechnung

1.

Das Gesamtnettovermdgen eines Fonds ist in der im Sonder
reglement des jeweiligen Unterfonds festgelegten Wahrung
ausgedrickt. Der Wert eines Anteils ("Anteilwert") lautet auf
die im Sonderreglement des jeweiligen Unterfonds festgeleg
te Wéhrung ("Unterfondswahrung").

Er wird unter Aufsicht der Verwahrstelle von der Verwaltungs?
gesellschaft oder einem von ihr beauftragten Dritten an jel
dem einem Handelstag folgenden Tag, der zugleich Bankar
beitstag und Borsentag in Frankfurt am Main ("Bewertungs@
tag") ist, berechnet. Die Berechnung erfolgt durch Teilung

des jeweiligen Netto-Unterfondsvermégens durch die Zahl
der am Handelstag im Umlauf befindlichen Anteile dieses
Unterfonds.

Das jeweilige Netto-Unterfondsvermdgen wird nach folgen®
den Grundsatzen berechnet:

a) Wertpapiere, Geldmarktinstrumente, abgeleitete Finanz?
instrumente (Derivate) sowie sonstige Anlagen die an eil@
ner Borse amtlich notiert sind, werden zum letzten verld
fligbaren handelbaren Kurs, der eine verlassliche Bewerl
tung gewadbhrleistet, des dem Bewertungstag vorhergeld
henden Bérsentages bewertet. Soweit Wertpapiere, Geld
marktinstrumente, abgeleitete Finanzinstrumente (Deri@
vate) sowie sonstige Anlagen an mehreren Borsen amtl
lich notiert sind, ist die Borse mit der hdchsten Liquiditat
mafgeblich.

b) Wertpapiere, Geldmarktinstrumente, abgeleitete Finanz2
instrumente (Derivate) sowie sonstige Anlagen die nicht
an einer Borse amtlich notiert sind, die aber an einem ani
deren geregelten Markt gehandelt werden, werden zu eid
nem Kurs bewertet, der nicht geringer als der Geldkurs
und nicht héher als der®Briefkurs des dem Bewertungstag
vorhergehenden Handelstages sein darf und den die Ver@
waltungsgesellschaft fiir den bestmdglichen Kurs halt, zu
dem die Wertpapiere, Geldmarktinstrumente, abgeleited
te Finanzinstrumente (Derivate) sowie sonstige Anlagen
verkauft werden kénnen.

c¢) Aktien/Anteile von anderen OGAW und/oder OGA werf2

d)

9)

h)

den grundsétzlich zum letzten vor dem Bewertungstag
festgestellten Rlicknahmepreis angesetzt oder zum letz2
ten verfligbaren handelbaren Kurs, der eine verlassliche
Bewertung gewahrleistet bewertet.

Abgeleitete Finanzinstrumente, die nicht an einer Bérse
amtlich notiert sind und nicht an einem anderen geregel@
ten Markt gehandelt werden (OTC-Derivate), unterliegen
einer zuverlassigen und tberprifbaren Bewertung auf Talz
gesbasis die auf festgelegten, gleichbleibenden Grundsat?
zen basiert. Sie kdnnen jederzeit auf Initiative der Gesell@
schaft zum angemessenen Zeitwert (Fair Value) veraul
Bert, abgewickelt oder durch ein Gegengeschaft glattge®
stellt werden.

Bankguthaben und Festgelder werden zum Nennwert zul
zuglich Zinsen bewertet.

Forderungen, zB. abgegrenzte Zinsanspriiche und Ver
bindlichkeiten, werden grundséatzlich zum Nennwert an@
gesetzt.

Falls solche Kurse nicht marktgerecht sind, nicht zur Ver@
fligung stehen, fir andere als die unter Buchstaben a) bis
f) genannten Finanzinstrumente keine Kurse festgelegt
oder nicht an einem geregelten Markt gehandelt werl
den, werden diese Finanzinstrumente ebenso wie alle anl
deren Vermdégenswerte zum jeweiligen Verkehrswert beld
wertet, wie ihn die Verwaltungsgesellschaft nach Treu
und Glauben und allgemein anerkannten, von Abschluss?
prufern nachprifbaren Bewertungsregeln (zB. geeignel
te Bewertungsmodelle unter Berlicksichtigung der aktuel®
len Marktgegebenheiten) festlegt.

Sofern dies im Sonderreglement ausdriicklich bestimmt
ist, werden die Bewertungskurse der unter a) oder b) gel@
nannten verzinslichen Anlagen mit einer Restlaufzeit von
weniger als 6@Monaten unter Konstanthaltung der dai
raus berechneten Anlagerendite, sukzessive dem Rick
zahlungspreis angeglichen. Variabel verzinsliche Anlagen
werden grundsatzlich nach der linearen Fortschreibungs?
methode bewertet. Nach dem Kauf wird fur jedes Papier
die Fortschreibungslinie errechnet. Der Kaufkurs wird bis
zum Rickzahlungsdatum auf diese Linie hin zu- oder ab
geschrieben. Bei gréBeren Anderungen der Marktverhéla
nisse kann die Bewertungsbasis der einzelnen Anlagen
den aktuellen Marktrenditen angepasst werden.

Sofern dies im Sonderreglement ausdricklich bestimmt
ist, werden die Zinsertrage bis einschlieBlich zum dritten
Bewertungstag nach dem jeweiligen Handelstag bei Beld
ricksichtigung der entsprechenden Kosten in die Bewerld
tung einbezogen. Sollte das Sonderreglement eine von
Artikel 6 Ziffer 4. abweichende Zahl von Bewertungsta
gen bestimmen, innerhalb derer der Ausgabepreis nach
dem entsprechenden Handelstag zahlbar ist, werden die
Zinsertrage fur die Anzahl Bewertungstage nach dem je@d
weiligen Handelstag bei Beriicksichtigung der entsprel
chenden Kosten in die Bewertung einbezogen.

Anlagen, welche auf eine Wahrung lauten, die nicht der
Wahrung des jeweiligen Unterfonds entspricht, werden
zu dem unter Zugrundelegung des WM/Reuters-Fixing
um 17.00 Uhr (16.00 Uhr Londoner Zeit) ermittelten Devill
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Artikel 9

senkurs des dem Bewertungstag vorhergehenden Bérsen
tages in die Wahrung des entsprechenden Unterfonds
umgerechnet. Gewinne und Verluste aus abgeschlossel
nen Devisentransaktionen werden jeweils hinzugerech(
net oder abgesetzt. Abweichend von dem vorgenannten
Buchstaben a) werden (bérsengehandelte) Futures auf
Wahrungswechselkurse dartber hinaus mit dem ermittel®
ten Kurs um 17.00 Uhr (16.00 Uhr Londoner Zeit) bewerl
tet.

Sofern fiir einen Unterfonds verschiedene Anteilklassen geld
maB Artikel® Ziffer. des Verwaltungsreglements eingerich
tet sind, ergeben sich fir die Anteilwertberechnung folgende
Besonderheiten:

a) Die Anteilwertberechnung erfolgt nach den unter Ziffer
1. dieses Artikels aufgeflihrten Kriterien fir jede Anteill
klasse separat.

b) Der Mittelzufluss aufgrund der Ausgabe von Anteilen er
hoéht den prozentualen Anteil der jeweiligen Anteilklasse
am gesamten Wert des Netto-Unterfondsvermdégens. Der
Mittelabfluss aufgrund der Riicknahme von Anteilen ver
mindert den prozentualen Anteil der jeweiligen Anteil
klasse am gesamten Wert des Netto-
Unterfondsvermdgens.

c) Im Falle einer Ausschittung vermindert sich der Anteill
wert der -ausschittungsberechtigten - Anteile der Anteil®
klasse A um den Betrag der Ausschiittung. Damit vermin@
dert sich zugleich der prozentuale Anteil der Anteilklasse
A am gesamten Wert des Netto-Unterfondsvermdgens,
wahrend sich der prozentuale Anteil der - nicht ausschit®
tungsberechtigten - Anteilklasse T am gesamten Netto-
Unterfondsvermogens erhoht.

Fir jeden Unterfonds kann ein Ertragsausgleich durchgefihrt
werden.

Die Verwaltungsgesellschaft kann fir umfangreiche RiicknahlZ
meantrage, die nicht aus den liquiden Mitteln und zulassigen
Kreditaufnahmen des jeweiligen Unterfonds befriedigt wer®
den kdénnen, den Anteilwert auf der Basis der Kurse des Bell
wertungstages bestimmen, an welchem sie fiir den
Unterfonds die erforderlichen Wertpapierverkaufe vord
nimmt; dies gilt dann auch fir gleichzeitig eingereichte Zeich
nungsauftrage fir den Unterfonds.

Falls auBergewodhnliche Umstande eintreten, welche die Bel
wertung nach den vorstehend aufgefiihrten Kriterien unméglz
lich oder unsachgerecht erscheinen lassen, ist die Verwal®
tungsgesellschaft erméchtigt, andere, von ihr nach Treu und
Glauben festgelegte, allgemein anerkannte und von AbZ
schlussprifern nachprifbare Bewertungsregeln zu befolgen,
um eine sachgerechte Bewertung des Unterfondsvermogens
zu erreichen.

Die Verwaltungsgesellschaft kann den Anteilwert im Wege eil
nes Anteilsplittings unter Ausgabe von Gratisanteilen herabl
setzen.

Einstellung der Berechnung
des Anteilwertes

Die Verwaltungsgesellschaft ist berechtigt, fir einen
Unterfonds die Berechnung des Anteilwertes zeitweilig einzull
stellen, wenn und solange Umstande vorliegen, die diese Einl
stellung erforderlich machen und wenn die Einstellung unter
Berlicksichtigung der Interessen der Anteilinhaber gerechtferi
tigt ist, insbesondere:

a) wahrend der Zeit, in welcher eine Bérse oder ein anderer
Markt, wo ein wesentlicher Teil der Vermdgenswerte des
jeweiligen Unterfonds amtlich notiert oder gehandelt
wird, geschlossen ist (auBer an gewohnlichen Wochenen
den oder Feiertagen) oder der Handel an dieser Borse bel
ziehungsweise an dem entsprechenden Markt ausgesetzt
oder eingeschrankt wurde;

b) in Notlagen, wenn die Verwaltungsgesellschaft Gber Anlal
gen eines Unterfonds nicht verfligen kann oder es ihr unf
maoglich ist, den Gegenwert der Anlagekaufe oder -
verkaufe frei zu transferieren oder die Berechnung des
Anteilwertes ordnungsgemaf durchzufihren;

c) im Falle einer Unterbrechung der Nachrichtenverbindunl
gen oder aus irgendeinem Grund der Wert eines VermaoQ
genswertes nicht schnell oder genau genug bestimmt
werden kann.

Die Verwaltungsgesellschaft wird die Aussetzung beziehungsz
weise Wiederaufnahme der Anteilwertberechnung unverziig@
lich in mindestens einer Tageszeitung in den Landern ver6f
fentlichen, in denen Anteile des entsprechenden Unterfonds
zum 6ffentlichen Vertrieb zugelassen sind, sowie allen Anteil®
inhabern mitteilen, die Anteile zur Ricknahme angeboten halz
ben.

Artikel 10 Rechnungsjahr und Abschlussk

1.

prifung

Das Rechnungsjahr des Fonds wird im Sonderreglement des
jeweiligen Unterfonds festgelegt.

Der Jahresabschluss des Fonds wird von einem Abschlussprif
fer geprift, der von der Verwaltungsgesellschaft ernannt
wird.

Artikel 11 Ertragsverwendung

1.

Die Ertragsverwendung eines Unterfonds wird im Sonderre2
glement des jeweiligen Unterfonds festgelegt.

Die Ausschuttung kann bar oder in Form von Gratisanteilen
erfolgen. Eventuell verbleibende Bruchteile konnen bar aus?
bezahlt werden.

Zur Ausschittung kénnen die ordentlichen Ertrdge aus Zini
sen und/oder Dividenden abzlglich Kosten ("ordentliche Net
to-Ertrage") sowie netto realisierte Kursgewinne kommen.
Ferner konnen die nicht realisierten Kursgewinne sowie sonsf
tige Aktiva zur Ausschiittung gelangen, sofern das Netto-
Fondsvermdégen aufgrund der Ausschittung nicht unter die
Mindestgrenze gemaB Artikel 1 Ziffer@. des Verwaltungsrel
glements sinkt.

Ausschuttungen werden auf die am Ausschittungstag ausgel
gebenen Anteile ausgezahlt.
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5. Ausschittungsberechtigt sind im Falle der Bildung von Anteill

klassen gemaB Artikel 5 Ziffer 3. des Verwaltungsreglements
die Anteile der Klasse A. Im Falle einer Ausschittung von Gral@
tisanteilen gemag Ziffer 2. sind diese Gratisanteile der Anteil@
klasse A zuzurechnen.

Artikel 12 Dauer und Auflésung des

Fonds beziehungsweise eines
Unterfonds sowie die Zusam
menlegung von Fonds beziel
hungsweise Unterfonds

Die Dauer des Fonds sowie dessen Unterfonds ist im Sonderrel
glement des jeweiligen Unterfonds festgelegt.

Unbeschadet der Regelung geman Ziffer 1. dieses Artikels
kann der Fonds oder ein Unterfonds jederzeit durch die Ver
waltungsgesellschaft aufgelost werden, sofern im Sonderreld
glement des jeweiligen Unterfonds keine gegenteilige Bestimi
mung getroffen wird.

Die Auflésung des Fonds beziehungsweise eines Unterfonds
erfolgt zwingend in folgenden Fallen:

a) wenn die im Sonderreglement des jeweiligen Unterfonds
festgelegte Dauer abgelaufen ist;

b) wenn die Verwahrstellenbestellung gekiindigt wird,
ohne dass eine neue Verwahrstellenbestellung innerhalb
der gesetzlichen oder vertraglichen Fristen erfolgt;

¢) wenn die Verwaltungsgesellschaft in Konkurs geht oder
aus irgendeinem Grund aufgeldst wird;

d) wenn das Fondsvermdgen wahrend mehr als sechs Monald
ten unter einem Viertel der Mindestgrenze gemanB Artikel
1 Ziffer 1. des Verwaltungsreglements bleibt;

e) in anderen, im Gesetz vom 17. Dezember 2010 oder im
Sonderreglement des jeweiligen Unterfonds vorgesehel
nen Fallen.

Die Verwaltungsgesellschaft kann bestehende Fonds bzw.
Unterfonds auflésen beziehungsweise gemaR Ziffer 7 mit eil
nem anderen Fonds oder Unterfonds zusammenlegen, sofern
seit dem Zeitpunkt der Auflegung erhebliche wirtschaftliche
und/oder politische Anderungen eingetreten sind oder das
Vermogen des Fonds unter den Gegenwert von EURZ0 Mio.
sinkt.

In den beiden Monaten, die dem Zeitpunkt der Auflésung eilZ
nes auf bestimmte Zeit errichteten Fonds bzw. Unterfonds
vorangehen, wird die Verwaltungsgesellschaft den entspre
chenden Fonds bzw. Unterfonds abwickeln. Dabei werden
die Vermogensanlagen veraufert, die Forderungen eingezold
gen und die Verbindlichkeiten getilgt.

Die in Ziffer 5 enthaltene Regelung gilt entsprechend fir
samtliche nicht nach Abschluss des Liquidationsverfahrens
eingeforderten Betrage.

Wenn ein Tatbestand eintritt, der zur Auflésung des Fonds
bzw. eines Unterfonds fuhrt, wird die Ausgabe von Anteilen
eingestellt. Die Ricknahme ist weiterhin moglich wobei die LiZ
quidationskosten im Ricknahmepreis bertcksichtigt werden.

Die Verwahrstelle wird den Liquidationserlds, abziglich der
Liquidationskosten und Honorare ("Netto-Liquidationser
16s"), auf Anweisung der Verwaltungsgesellschaft oder gegel
benenfalls der von derselben oder von der Verwahrstelle er®
nannten Liquidatoren unter die Anteilinhaber des jeweiligen
Unterfonds nach deren Anspruch verteilen.

Der Netto-Liquidationserlos, der nicht zum Abschluss des Li
quidationsverfahrens von Anteilinhabern eingezogen worl
den ist, wird, soweit dann gesetzlich notwendig, in Euro um@
gerechnet und von der Verwahrstelle nach Abschluss des Li
quidationsverfahrens fir Rechnung der Anteilinhaber bei der
Caisse de Consignation in Luxemburg hinterlegt, wo dieser
Betrag verfallt, soweit er nicht innerhalb der gesetzlichen
Frist von dreiBig Jahren dort angefordert wird.

Die Anteilinhaber, deren Erben beziehungsweise Rechtsnach
folger oder Glaubiger konnen weder die Auflésung noch die
Teilung des Fonds bzw. Unterfonds beantragen.

Auf Beschluss der Verwaltungsgesellschaft kénnen Fonds
bzw. Unterfonds unter Beriicksichtigung der in Kapitel 8 des
Gesetzes vom 17. Dezember 2010 enthaltenen Bestimmun
gen verschmolzen werden, indem der Fonds bzw. ein
Unterfonds im Einklang mit Artikel 1 Ziffer 20 des Gesetzes
vom 17. Dezember 2010 auf einen anderen bestehenden
Fonds bzw. Unterfonds lbertragen oder gemeinsam mit eil2
nem oder mehreren Fonds bzw. Unterfonds zu einem neuen
Fonds bzw. Unterfonds zusammengelegt wird. Ubertragung
oder Zusammenlegung kénnen beispielsweise erfolgen,
wenn die Verwaltung des Fonds bzw. eines Unterfonds nicht
mehr in wirtschaftlicher Weise gewéhrleistet werden kann
oder im Falle einer Anderung der wirtschaftlichen oder politi
schen Situation. Die Verwaltungsgesellschaft kann ebenfalls
beschlieBen, einen anderen bestehenden Fonds bzw.
Unterfonds in den Fonds im Rahmen einer Verschmelzung
aufzunehmen.

Im Fall einer Verschmelzung des Fonds bzw. eines Unterfonds
wird die Verwaltungsgesellschaft die Absicht der VerschmellZ
zung den Anteilinhabern des Fonds bzw. des Unterfonds
durch eine entsprechende Hinweisbekanntmachung im Sinne
von Artikel 72 Absatz 2 des Gesetzes vom 17. Dezember 2010
mindestens 30 Tage zuvor mitteilen. Den Anteilinhabern

steht dann binnen 30 Tagen das Recht zu, ihre Anteile zum
Anteilwert ohne weitere Kosten zurtickzugeben oder auszah@
len zu lassen oder gegebenenfalls umzutauschen in Anteile el
nes anderen Fonds bzw. Unterfonds mit dhnlicher Anlagepoli@
tik, der von der Verwaltungsgesellschaft oder einer anderen
Gesellschaft verwaltet wird, mit der die Verwaltungsgesell®
schaft durch eine gemeinsame Verwaltung oder Kontrolle
oder durch wesentliche direkte oder indirekte Beteiligung verz
bunden ist. Dieses Recht wird ab dem Zeitpunkt wirksam, zu
dem die Anteilinhaber des zu Ubertragenden und des aufneh
menden Fonds bzw. Unterfonds Uber die geplante Verschmel®
zung unterrichtet werden, und erlischt 5 Bankarbeitstage vor
dem Zeitpunkt der Berechnung des Umtauschverhéltnisses.

Unbeschadet des Vorstehenden behalt sich der Vorstand der
Verwaltungsgesellschaft das Recht vor, im Einklang mit Artil
kel 73 Absatz 2 des Gesetzes vom 17. Dezember 2010 die Ausk
gabe, Riicknahme oder Auszahlung von Anteilen voribergelZ
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hend auszusetzen, sofern eine solche Aussetzung aus Grinl
den des Anteilinhaberschutzes gerechtfertigt erscheint.

Artikel 13 Allgemeine Kosten

1. Neben denim Sonderreglement des jeweiligen Unterfonds
aufgefihrten Kosten kénnen einem Unterfonds folgende
Kosten belastet werden:

a) Kosten im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Verl
auBerung von Vermdgensgegenstanden (z.B. Transakti@
onskosten);

b) Kosten der Vorbereitung, der amtlichen Prifung, der Hinl
terlegung und Veroffentlichung der Fondsreglements ein
schlieBlich eventueller Anderungsverfahren und anderer
mit dem Fonds bzw. Unterfonds im Zusammenhang stefd
henden Vertrage und Regelungen (wie beispielsweise
Vertriebsvertrage oder Lizenzvertrage) sowie der Abwick
lung und Kosten von Zulassungsverfahren bei den zustan@
digen Stellen;

¢) Kosten fir die Vorbereitung, den Druck und Versand der
Verkaufsprospekte, des BIB sowie der Jahres- und Zwil?
schenberichte und anderer Mitteilungen an die Anteilin@
haber in den zutreffenden Sprachen, Kosten der Ver6f
fentlichung der Ausgabe- und Riicknahmepreise sowie al®
ler anderen Bekanntmachungen;

d) Kosten der Verwaltung einschlieBlich der Kosten von Intel
ressensverbanden (hiervon ausgenommen sind etwaige
Verwaltungskosten, die mit der Vorbereitung und Durch@
fhrung einer Verschmelzung verbunden sind);

e) etwaige Kosten von Kurssicherungsgeschaften;

f) ein angemessener Teil an den Kosten fur die Werbung
und an solchen, welche direkt in Zusammenhang mit
dem Anbieten und Verkauf von Anteilen anfallen;

g) Kosten flr Rechtsberatung, die der Verwaltungsgesell
schaft oder der Verwahrstelle entstehen, wenn sie im IntelZ
resse der Anteilinhaber handeln (hiervon ausgenommen
sind etwaige Kosten fur Rechtsberatung, die mit der Vorl
bereitung und Durchflihrung einer Verschmelzung verfd
bunden sind);

h) Kosten und evtl. entstehende Steuern, die auf das Vermo@
gen des Fonds beziehungsweise der Unterfonds, deren
Einkommen und die Auslagen zu Lasten des Fonds bezield
hungsweise Unterfonds erhoben werden;

i) Kosten etwaiger Bérsennotierung(en) und die Geblhren
der Aufsichtsbehorden und/oder Kosten fir die Registrie
rung der Anteile zum 6ffentlichen Vertrieb in verschiede
nen Landern, sowie der Reprasentanten und steuerlichen
Vertretern sowie der Zahlstellen in den Landern, in denen
die Anteile zum 6ffentlichen Vertrieb zugelassen sind;

j)  Kosten fur das Raten des Fonds bzw. eines Unterfonds
durch international anerkannte Ratingagenturen;

k) Kosten der Auflésung einer Unterfondsklasse, des Fonds
oder eines Unterfonds;

[) Kosten fir die Anbahnung, Vorbereitung und Durchfih@
rung von Geschaften mit OTC-Derivaten und Wertpapier

finanzierungsgeschaften einschlieBlich Sicherheitenver
waltung.

Sowohl die im Sonderreglement des jeweiligen Unterfonds als
auch die in diesem Artikel unter den Buchstaben a) bis |) aufgeld
flhrten Kosten verstehen sich zuzliglich einer etwaigen Mehr2
wertsteuer.

2. Die Verwaltungsgesellschaft kann aus den jeweiligen
Unterfonds kalendertéglich, falls zutreffend, eine in der Uberf
sicht "Der Unterfonds im Uberblick” geregelte erfolgsabhan@
gige VergUtung in Hohe des Betrages erhalten, um den die
Wertentwicklung der umlaufenden Anteile die Wertentwick
lung des Referenzindexes Ubersteigt.

3. Zudem kénnen einem Unterfonds fur die Bereitstellung von
Analysematerial oder -dienstleistungen durch Dritte in Bezug
auf ein oder mehrere Finanzinstrumente oder sonstige Ver
mogenswerte oder in Bezug auf die Emittenten oder potenzi@
ellen Emittenten von Finanzinstrumenten oder in engem Zul@
sammenhang mit einer bestimmten Branche oder einem bel
stimmten Markt, falls zutreffend, in der jeweiligen Ubersicht
"Der Unterfonds im Uberblick” geregelte Kosten belastet wer
den.

4. AuBerdem koénnen der Verwaltungsgesellschaft in ihrer Funk@
tion als Verwaltungsgesellschaft des Fonds im Zusammen(d
hang mit Handelsgeschaften geldwerte Vorteile (,soft com@
missions”, z. B. Broker-Research, Finanzanalysen, Markt- und
Kursinformationssysteme) entstehen, die im Interesse der Anl@
teilinhaber bei den Anlageentscheidungen verwendet werl
den, wobei derartige Handelsgeschéafte nicht mit naturlichen
Personen geschlossen werden, diese im Jahresbericht des
Fonds Berlicksichtigung finden, die betreffenden Dienstleis
ter nicht gegen die Interessen des Fonds handeln durfen, ihre
Dienstleistungen im direkten Zusammenhang mit den Aktivill
taten des Fonds erbringen und der Vorstand der Verwaltungst
gesellschaft fortlaufend Gber die erbrachten ,soft commissilZ
ons” informiert wird. Die Verwaltungsgesellschaft verpflich@
tet sich, den Anteilinhabern auf Wunsch weitere Einzelheiten
zu den erhaltenen geldwerten Vorteilen offenzulegen.

Die als Entgelte und Kosten gezahlten Betrédge werden in den Jah2
resberichten aufgefihrt.

Alle Kosten und Entgelte werden zuerst dem laufenden Einkom(
men angerechnet, dann den Kapitalgewinnen und erst dann
dem Unterfondsvermégen.

Die mit dem Erwerb oder der VerduBerung von Vermégenswer{l
ten verbundenen Kosten und Bearbeitungsgebihren werden in

den Einstandspreis eingerechnet bzw. beim Verkaufserlés abgel
zogen.

Artikel 14 Verjahrung

Forderungen der Anteilinhaber gegen die Verwaltungsgesell®
schaft oder die Verwahrstelle kénnen nach Ablauf von funf Jah@
ren nach Entstehung des Anspruchs nicht mehr gerichtlich gel®
tend gemacht werden; davon unberihrt bleibt die in Artikel@ 2
Ziffer® des Verwaltungsreglements enthaltene Regelung.

Artikel 15 Anderungen
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1. Die Verwaltungsgesellschaft kann das Verwaltungsreglement
und/oder die Sonderreglements mit Zustimmung der Ver
wahrstelle jederzeit ganz oder teilweise andern.

2. Sollte bei Unterfonds, die bei der Berechnung der erfolgsab@
hangigen Vergltung einen Vergleichsindex heranziehen, diel2
ser Vergleichsindex nicht mehr zur Verfliigung stehen, ist die
Verwaltungsgesellschaft ermachtigt, an dessen Stelle einen
anderen Index zu wahlen, der dem urspriinglichen Index ent?
spricht. Die Anleger werden hierliber mittels einer Hinweisbel
kanntmachung informiert.

Artikel 16 Veroéffentlichungen

1. Die erstmals glltige Fassung des Verwaltungsreglements und
der Sonderreglements sowie eventuelle Anderungen dersel?
ben werden beim Handels- und Gesellschaftsregister in Lul
xemburg hinterlegt, und ein Hinweis auf diese Hinterlegung
wird im ,Recueil électronique des sociétés et associations"
(,RESA"), der Informationsplattform des Handels- und
Gesellschaftsregisters in Luxemburg verdffentlicht.

2. Ausgabe- und Riicknahmepreis kénnen bei der Verwaltungs
gesellschaft, der Verwahrstelle und jeder Zahl- und VertriebsZ
stelle erfragt werden.

3. Die Verwaltungsgesellschaft erstellt fur den Fonds einen Ver@
kaufsprospekt, ein BIB, einen gepriften Jahresbericht sowie
einen Halbjahresbericht entsprechend den gesetzlichen Be2
stimmungen des GroBBherzogtums Luxemburg.

4. Die unter Ziffer 3. dieses Artikels aufgefihrten Unterlagen
des Fonds sind fiir die Anteilinhaber am Sitz der Verwaltungsf
gesellschaft, der Verwahrstelle und bei jeder Zahl- und Verld
triebsstelle kostenlos erhaltlich.

5. Die Aufldsung des Fonds bzw. eines Unterfonds gemaB Artil@
kel 12 des Verwaltungsreglements wird entsprechend den geld
setzlichen Bestimmungen von der Verwaltungsgesellschaft
im RESA und in mindestens zwei Gberregionalen Tageszeitunl
gen, von denen eine eine Luxemburger Zeitung ist, veréffent®
licht.

Vorbehaltlich der einzelfallbezogenen Genehmigung durch
die CSSF sowie entgegenstehender Bestimmungen in den jeld
weiligen Vertriebslandern des Fonds bzw. Unterfonds darf
eine der beiden vorgenannten Pflichtverdffentlichungen in
Uberregionalen Tageszeitungen auch durch eine Internetpul@
blikation auf einer den Anteilinhabern des Fonds zugangli®
chen Webseite ersetzt werden.

Artikel 17 Anwendbares Recht, Gerichtsl
stand und Vertragssprache

1. Das Verwaltungsreglement des Fonds sowie die Sonderregleld
ments der jeweiligen Unterfonds unterliegen dem Recht des
GroBherzogtums Luxemburg. Insbesondere gelten in Ergani
zung zu den Regelungen des Verwaltungsreglements sowie
der jeweiligen Sonderreglements die Vorschriften des Gesetld
zes vom 17. Dezember 2010. Gleiches gilt fur die Rechtsbezie
hungen zwischen den Anteilinhabern, der Verwaltungsgesell®
schaft und der Verwahrstelle.

2. Jeder Rechtsstreit zwischen Anteilinhabern, der Verwaltungs@

gesellschaft und der Verwahrstelle unterliegt der Gerichtsbar
keit des zustandigen Gerichts im GroBherzogtum Luxem(
burg.

3. Der deutsche Wortlaut des Verwaltungsreglements und der
Sonderreglements ist maBgeblich, falls im jeweiligen Sonder
reglement oder in der im Verkaufsprospekt enthaltenen Uberiz
sicht ,Der Unterfonds im Uberblick” nicht ausdriicklich eine
anderweitige Bestimmung getroffen wurde.

4. Sofern begriffliche Definitionen, welche durch dieses Verwall
tungsreglement nicht geregelt sind, einer Auslegung bedur
fen, finden die Bestimmungen des Gesetzes vom 17. Dezemf
ber 2010 Anwendung. Dies gilt insbesondere fir die in Artill
kel 1 des Gesetzes vom 17. Dezember 2010 enthaltenen Defill
nitionen.

Artikel 18 In-Kraft-Treten

Das Verwaltungsreglement, jedes Sonderreglement sowie jeglil
che Anderung derselben treten am Tage ihrer Unterzeichnung in
Kraft, sofern nichts anderes bestimmt ist.

Die Unterschrift der Verwahrstelle erfolgt bezlglich der von ihr
im Einzelfall Gbernommenen Verwahrstellenfunktion. Der Name
der Verwahrstelle ist im jeweiligen Sonderreglement genannt.

Luxemburg, den 1. Januar 2023

Die Verwaltungsgesellschaft
Union Investment Luxembourg S.A.

Die Verwahrstelle
DZ PRIVATBANK S.A.
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Sonderreglement des Unterfonds UniSector: BioPharma

Far den UniSector: BioPharma ist das Verwaltungsreglement vom
1. Januar 2023, das beim Handels- und Gesellschaftsregister in Lu®
xemburg hinterlegt und bei dem der Hinweis auf die Hinterle
gung auf der Informationsplattform Recueil électronique des
sociétés et associations (,RESA") des Handels- und
Gesellschaftsregisters in Luxemburg veroffentlicht wird, ein
schlieBlich aller zukiinftigen Anderungen integraler Bestandteil.

Erganzend beziehungsweise abweichend gelten die Bestimmun
gen des nachstehenden Sonderreglements, das am 21. Mai 2025
in Kraft tritt. Es ersetzt die vorhergehende Fassung vom 15. No2
vember 2024. Der Hinweis auf die Hinterlegung dieses Sonderrel
glements beim Handels- und Gesellschaftsregister in Luxemburg
wird im RESA spatestens ab dem 18. Juni 2025 veroffentlicht.

Der Unterfonds UniSector: BioPharma unterliegt der Aufsicht der
CSSF.

Artikel 19 Anlageziel

Ziel der Anlagepolitik von UniSector: BioPharma (der
"Unterfonds") ist es, anhand eines aktiven Managementansatzes
unter Beachtung der Risikostreuung eine Wertentwicklung zu erld
reichen, die zu einem Wertzuwachs fihrt. Der Unterfonds orien@
tiert sich an einem VergleichsmafBstab (MSClI World Healthcare
(total return, net dividends, auf Euro-Basis)), wobei versucht wird,
deren Wertentwicklung zu Ubertreffen.

Die Anleger werden darauf hingewiesen, dass die Wertenti
wicklung in der Vergangenheit keinen Riickschluss auf eine
zukiinftige Wertentwicklung zulasst; sie kann sowohl héher
als auch niedriger ausfallen. Es kann keine Zusicherung gegefl
ben werden, dass die Ziele der Anlagepolitik erreicht werden.

Aktiver Managementansatz:

Die fuir den UniSector: BioPharma zu erwerbenden Vermogensgeld
genstande werden diskretionar auf Basis eines konsistenten
Investmentprozesses identifiziert (,,aktives Management"). Zur
Umsetzung des aktiven Managements hat Union Investment
einen Research-Prozess etabliert. Potentiell interessante Unter@
nehmen werden dabei vom Portfoliomanagement insbesondere
auf Basis von Datenbankanalysen, Unternehmensberichten und
personlichen Eindriicken analysiert.

Auf der Grundlage der aus dem Research-Prozess
hervorgegangenen Empfehlungen wird das Portfolio des UniSec?
tor: BioPharma konstruiert und regelmaBig optimiert. Die aus
dem Research-Prozess hervorgegangenen
Einzeltitelempfehlungen bilden die Basis fur die
strategiespezifische Titelselektion. Fir den Unterfonds UniSector:
BioPharma liegt der Fokus der Titelauswahl auf den Unterneh@®
men aus dem Index MSCI World Healthcare (total return, net divil
dends, auf Euro-Basis). Die Gewichtung der jeweiligen Aktien im
Portfolio hangt zum einen von der fundamentalen Einschatzung
des jeweiligen Unternehmens ab und zum anderen von der Ein
schatzung zu den Sektoren und der Gesamteinschéatzung fur den
weltweiten Aktienmarkt der Branchen Pharma, Biotechnologie
und Gesundheit. Dartber hinaus investiert der Unterfonds auch

in Titel auBerhalb des MSCI World Healthcare (total return, net di@

vidends, auf Euro-Basis) sowie in verschiedene Derivate (Optiod
nen auf Aktien etc.).

Unter Beachtung der gesetzlichen und vertraglichen Regelungen
entscheidet das Portfoliomanagement tber den Kauf oder Ver2
kauf eines Wertpapiers. Griinde fur den Erwerb oder den Verkauf
kénnen dabei unter anderem die aktuelle Marktsituation, eine
veranderte Nachrichtenlage zu einem Unternehmen oder
Mittelflisse im Unterfonds sein. Im Rahmen der Entscheidung
werden auch maogliche Risiken beriicksichtigt. Risiken konnen ein
gegangen werden, wenn das Verhaltnis zwischen Chance und Ri
siko als positivangesehen wird.

Der Unterfonds bildet die vorgenannten Wertpapierindizes nicht
ab, und seine Anlagestrategie beruht auch nicht auf der Nachbil@
dung der Entwicklung eines oder mehrerer anderer Indizes. Die
Anlagestrategie orientiert sich vielmehr an dem festgelegten Ver
gleichsmaBstab (MSCl World Healthcare (total return, net divil
dends, auf Euro-Basis)), wobei versucht wird, dessen Wertentwick?
lung zu Ubertreffen. Das Fondsmanagement hat jederzeit die
Maoglichkeit, unter Berlcksichtigung der Anlagepolitik des
Unterfonds, durch aktive Uber- sowie Untergewichtung einzelner
Werte auf Basis aktueller Kapitalmarkt- sowie
Risikoeinschatzungen wesentlich — sowohl positiv als auch negal
tiv — von diesem VergleichsmaBstab abzuweichen.

Artikel 20 Anlagepolitik

Das Unterfondsvermdgen wird zu mindestens zwei Dritteln inter®
national angelegt in Aktien, Aktienzertifikaten, Wandelschuldver
schreibungen, Optionsanleihen und, sofern diese als Wertpapiere
gem. Artikel 41 des Gesetzes vom 17. Dezember 2010 gelten, in
Genuss- und Partizipationsscheinen von Unternehmen sowie dal@
neben in Indexzertifikaten und Optionsscheinen.

Bei den Emittenten vorgenannter Werte dieses Branchenfonds
fur Pharma, Biotechnologie und Gesundheit handelt es sich Giber
wiegend um Unternehmen mit einer Uberwiegenden Tatigkeit in
den Bereichen Pharma und Biotechnologie. Ergéanzend kénnen
auch Aktien von Emittenten erworben werden, die im Bereich
Chemie, medizinischer Ausristung und Einrichtung, dem Veri
trieb von medizinischen Produkten sowie im
Versicherungsbereich fiir Gesundheit, Unfall oder Leben tatig
sind.

Daneben kénnen flr das Unterfondsvermdgen sonstige abgeleil
tete Finanzinstrumente eingesetzt werden.

Der Unterfonds legt héchstens 10 % seines Netto-
Unterfondsvermogens in andere OGAW oder in andere OGA im
Sinne von Artikel 4 Ziffer 1.1 Buchstabe e) des Verwaltungsreglel
ments an.

Zusatzlich zu bericksichtigende Anlagegrundsatze:

Vorbehaltlich der in den vorstehenden Absatzen festgelegten Ani2
lagegrenzen gilt zudem, dass mehr als 50% des Netto-
Unterfondsvermdégens in solche Kapitalbeteiligungeni.S.d. § 2
Absatz 8 des deutschen Investmentsteuergesetzes (InvStG) angel
legt werden.

Dabei kénnen die tatsachlichen Kapitalbeteiligungsquoten von
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OGAW und anderen OGA, soweit Anteile an diesen erwerbbar
sind, berlicksichtigt werden.

Artikel 21 Unterfondswahrung, Ausgal
be- und Ricknahmepreis von
Anteilen

1. Unterfondswahrung ist der Euro (EUR).

2. Anteile werden an jedem Handelstag ausgegeben. Ausgabeld
preis ist der Anteilwert gemaR Artikel 8 des Verwaltungsrel
glements zuztglich eines Ausgabeaufschlages von bis zu 5,0
% des Anteilwertes. Der Ausgabeaufschlag wird zu Gunsten
der Verwaltungsgesellschaft und der Vertriebsstelle erhoben
und kann nach GréBenordnung des Kaufauftrages gestaffelt
werden. Der Ausgabepreis kann sich um Gebihren oder andel?
re Belastungen erh6hen, die in den jeweiligen Vertriebslan
dern anfallen.

3. Rucknahmepreis ist der Anteilwert.

Artikel 22 Anteile

1. Die Anteile werden in Globalzertifikaten verbrieft. Ein AnlZ
spruch auf Auslieferung effektiver Stlicke besteht nicht. Es
werden Anteile der Klasse A (ausschittend) ausgegeben.

2. Alle Anteile einer Klasse haben gleiche Rechte.

Artikel 23 Ertragsverwendung

1. Die im Unterfonds vereinnahmten Zins- und Dividendenertra@
ge sowie sonstige ordentliche Ertrdge abzlglich der Kosten
werden nach MaB3gabe der Verwaltungsgesellschaft fiir Anfd
teilscheine der Klasse A ausgeschttet.

2. Die Verwaltungsgesellschaft kann neben den ordentlichen
Nettoertragen die realisierten Kapitalgewinne, die Erl6se aus
dem Verkauf von Bezugsrechten und/oder die sonstigen Erl
trage nicht wiederkehrender Art abzlglich realisierter Kapitall
verluste sowie sonstige Aktiva gemanB Artikel 11 Ziffer 3 des
Verwaltungsreglements ganz oder teilweise in bar oder in
Form von Gratisanteilen ausschutten.

Artikel 24 Kosten fir die Verwaltung
und Verwahrung des
Unterfondsvermoégens

1. Die Verwaltungsgesellschaft ist berechtigt, vom Unterfonds
eine jahrliche Verwaltungsvergttung von bis zu 1,75 % auf
das Netto-Unterfondsvermdgen zu erhalten, die auf der Basis
des kalendertaglichen Netto-Unterfondsvermdgens wahrend
des entsprechenden Monats zu berechnen und am ersten BelZl
wertungstag des Folgemonats zahlbar ist.

2. Des Weiteren erhalt die Verwaltungsgesellschaft eine jahrli@
che Pauschalgebihr in Héhe von bis zu 0,5 % des kalender
taglichen Nettovermdégens des Unterfonds. Die Pauschalge
bihr deckt nachfolgende Vergiitungen und Aufwendungen
ab:

a) Vergutung der Verwahrstelle;

b) Bankibliche Depot- und Lagerstellengebihren fir die
Verwahrung von Vermégensgegenstanden;

¢) Honorare der Abschlussprifer;

d) Kosten fir die Beauftragung von Stimmrechtsvertretunl
gen;

e) Kosten fur Tatigkeiten des OGA-Verwalters, wie zum Beil?
spiel die Fondsbuchhaltung sowie das Berichts- und Mel®
dewesen.

Die Pauschalgebihr wird auf Basis des kalendertaglichen Net
tovermogens des Unterfonds wahrend des entsprechenden
Monats berechnet und ist am ersten Bewertungstag des Fol
gemonats zahlbar.

Artikel 25 Dauer des Unterfonds

Der Unterfonds ist auf unbestimmte Zeit errichtet.

Artikel 26 Name des Fonds, Verwahrstel
le, Fondswahrung, Rechil
nungsjahr, Dauer des Fonds

Der Unterfonds ist ein Unterfonds des UniSector (der ,,Fonds"”), ei@
nes von der Verwaltungsgesellschaft gemaf Teilld des Gesetzes
vom 17. Dezember 2010 in der Form eines "fonds commun de plal
cement a compartiments multiples" aufgelegten und verwaltel
ten Fonds.

Verwahrstelle des Fonds ist die DZ PRIVATBANK S.A., Luxemburg.
Das Gesamt-Nettovermdgen des Fonds ist in Euro ausgedrickt.

Das Rechnungsjahr des Fonds endet jedes Jahr am 30. Septem@
ber.

Der Fonds ist auf unbestimmte Zeit errichtet.

Senningerberg,

Die Verwaltungsgesellschaft
Union Investment Luxembourg S.A.

Strassen,

Die Verwahrstelle
DZ PRIVATBANK S.A.
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Der Unterfonds im Uberblick

Unterfonds
Wahrung

WP-Kenn-Nr. / ISIN-Code
der Klasse A

Anlageziel

Aktiver Managementansatz

Beriicksichtigung von den wichtigsten
nachteiligen Auswirkungen von
Investitionsentscheidungen auf

UniSector: BioPharma
EUR
921556 / LU0101441086

Ziel der Anlagepolitik von UniSector: BioPharma (der "Unterfonds") ist es, anhand eines
aktiven Managementansatzes unter Beachtung der Risikostreuung eine Wertentwicklung zu
erreichen, die zu einem Wertzuwachs fihrt. Der Unterfonds orientiert sich an einem
Vergleichsmafstab (MSCI World Healthcare (total return, net dividends, auf Euro-Basis)),
wobei versucht wird, dessen Wertentwicklung zu Gbertreffen.

Die Anleger werden darauf hingewiesen, dass die Wertentwicklung in der
Vergangenheit keinen Ruckschluss auf eine zukiinftige Wertentwicklung zulasst; sie
kann sowohl héher als auch niedriger ausfallen. Es kann keine Zusicherung gegeben
werden, dass die Ziele der Anlagepolitik erreicht werden.

Die fur den UniSector: BioPharma zu erwerbenden Vermégensgegenstéande werden
diskretionar auf Basis eines konsistenten Investmentprozesses identifiziert (,,aktives
Management"). Zur Umsetzung des aktiven Managements hat Union Investment einen
Research-Prozess etabliert. Potentiell interessante Unternehmen werden dabei vom
Portfoliomanagement insbesondere auf Basis von Datenbankanalysen,
Unternehmensberichten und persénlichen Eindrlicken analysiert.

Auf der Grundlage der aus dem Research-Prozess hervorgegangenen Empfehlungen wird das
Portfolio des UniSector: BioPharma konstruiert und regelmaBig optimiert. Die aus dem
Research-Prozess hervorgegangenen Einzeltitelempfehlungen bilden die Basis fur die
strategiespezifische Titelselektion. Fir den Unterfonds UniSector: BioPharma liegt der Fokus
der Titelauswahl auf den Unternehmen aus dem Index MSCI World Healthcare (total return,
net dividends, auf Euro-Basis). Die Gewichtung der jeweiligen Aktien im Portfolio hangt zum
einen von der fundamentalen Einschdtzung des jeweiligen Unternehmens ab und zum
anderen von der Einschdtzung zu den Sektoren und der Gesamteinschatzung fir den
weltweiten Aktienmarkt der Branchen Pharma, Biotechnologie und Gesundheit. Dariiber
hinaus investiert der Unterfonds auch in Titel auBerhalb des MSCl World Healthcare (total
return, net dividends, auf Euro-Basis) sowie in verschiedene Derivate (Optionen auf Aktien
etc.).

Unter Beachtung der gesetzlichen und vertraglichen Regelungen entscheidet das
Portfoliomanagement Gber den Kauf oder Verkauf eines Wertpapiers. Griinde flr den Erwerb
oder den Verkauf kbnnen dabei unter anderem die aktuelle Marktsituation, eine veranderte
Nachrichtenlage zu einem Unternehmen oder Mittelfllsse im Unterfonds sein. Im Rahmen der
Entscheidung werden auch mégliche Risiken berticksichtigt. Risiken kénnen eingegangen
werden, wenn das Verhaltnis zwischen Chance und Risiko als positivangesehen wird.

Der Unterfonds bildet die vorgenannten Wertpapierindizes nicht ab, und seine
Anlagestrategie beruht auch nicht auf der Nachbildung der Entwicklung eines oder mehrerer
anderer Indizes. Die Anlagestrategie orientiert sich vielmehr an dem festgelegten
VergleichsmaBstab (MSCl World Healthcare (total return, net dividends, auf Euro-Basis)),
wobei versucht wird, dessen Wertentwicklung zu Ubertreffen. Das Fondsmanagement hat
jederzeit die Moglichkeit, unter Berticksichtigung der Anlagepolitik des Unterfonds, durch
aktive Uber- sowie Untergewichtung einzelner Werte auf Basis aktueller Kapitalmarkt- sowie
Risikoeinschatzungen wesentlich — sowohl positiv als auch negativ — von diesem
Vergleichsmafstab abzuweichen.

Die Berlcksichtigung der wichtigsten nachteiligen Auswirkungen von
Investitionsentscheidungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren (Principal Adverse Impact) ist in
diesem Unterfonds kein Bestandteil der Anlagestrategie. Beim Erwerb und der laufenden

Nachhaltigkeitsfaktoren gemaB Artikel 7 Analyse der Vermdgensgegenstande des Unterfonds werden diese Auswirkungen jedoch im

der VO (EU) 2019/2088
(,Offenlegungsverordnung”)

Rahmen der allgemeinen Sorgfaltspflichten der Verwaltungsgesellschaft und in der
Risikoanalyse mitbetrachtet. Ausfiihrungen zur Berlicksichtigung der wichtigsten nachteiligen
Auswirkungen von Investitionsentscheidungen der Verwaltungsgesellschaft auf
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Angabe gemaB Verordnung (EU)
2020/852 (iber die Einrichtung eines
Rahmens zur Erleichterung nachhaltiger
Investitionen
(,Taxonomie-Verordnung")

Anlagepolitik

Total Return Swaps

Wertpapierfinanzierungsgeschéafte

Risikoprofil des Unterfonds

Nachhaltigkeitsfaktoren sind in der entsprechenden Erklarung auf der Homepage der
Verwaltungsgesellschaft im Internet unter (Nachhaltigkeitsbezogene Offenlegung | Union
Investment (union-investment.lu)) ver&ffentlicht.

Die diesem Finanzprodukt zugrunde liegenden Investitionen berlicksichtigen nicht die
EU-Kriterien fiir 6kologisch nachhaltige Wirtschaftsaktivitaten.

Das Unterfondsvermégen wird zu mindestens zwei Dritteln international angelegt in Aktien,
Aktienzertifikaten, Wandelschuldverschreibungen, Optionsanleihen und, sofern diese als
Wertpapiere gem. Artikel 41 des Gesetzes vom 17. Dezember 2010 gelten, in Genuss- und
Partizipationsscheinen von Unternehmen sowie daneben in Indexzertifikaten und
Optionsscheinen.

Bei den Emittenten vorgenannter Werte dieses Branchenfonds flr Pharma, Biotechnologie
und Gesundheit handelt es sich iberwiegend um Unternehmen mit einer Gberwiegenden
Tatigkeit in den Bereichen Pharma und Biotechnologie. Erganzend kénnen auch Aktien von
Emittenten erworben werden, die im Bereich Chemie, medizinischer Ausrlstung und
Einrichtung, dem Vertrieb von medizinischen Produkten sowie im Versicherungsbereich fiir
Gesundheit, Unfall oder Leben tatig sind.

Daneben kénnen fir das Unterfondsvermogen sonstige abgeleitete Finanzinstrumente
eingesetzt werden.

Der Unterfonds legt hochstens 10®% seines Netto-Unterfondsvermégens in andere OGAW
oder in andere OGA im Sinne von Artikel 4 Ziffer 1.1 Buchstabe e) des Verwaltungsreglements
an.

Zusatzlich zu berlcksichtigende Anlagegrundsatze:

Vorbehaltlich der in den vorstehenden Absatzen festgelegten Anlagegrenzen gilt zudem,
dass mehr als 50% des Netto-Unterfondsvermdgens in solche Kapitalbeteiligungen i.S.d. § 2
Absatz 8 des deutschen Investmentsteuergesetzes (InvStG) angelegt werden.

Dabei kénnen die tatsachlichen Kapitalbeteiligungsquoten von OGAW und anderen OGA,
soweit Anteile an diesen erwerbbar sind, beriicksichtigt werden.

Die Verwaltungsgesellschaft erwartet, dass im Regelfall 0 bis 20% des Fondsvermégens
Gegenstand von Total Return Swaps sind. Dies ist jedoch lediglich ein geschatzter Wert, der
im Einzelfall Gberschritten werden kann. Es dirfen insgesamt nicht mehr als 35% des
Fondsvermégens Gegenstand solcher Geschafte sein.

Pensionsgeschéafte: Die Verwaltungsgesellschaft wird fir Rechnung des Unterfonds keine
Pensionsgeschafte abschlieBen.

Wertpapier-Darlehensgeschafte: Die Verwaltungsgesellschaft wird fir Rechnung des
Unterfonds Wertpapier-Darlehensgeschéfte abschlieBen. Hierbei kénnen in geeigneten
Marktphasen sowie unter Berlicksichtigung der Anlagestrategie des Fonds 80 % des
Unterfondsvermogens (in Form von Wertpapieren, Geldmarktinstrumenten und
Investmentanteilen) auf unbestimmte Zeit als Wertpapier-Darlehen an Dritte Gbertragen
werden. Die Verwaltungsgesellschaft erwartet, dass im Regelfall zwischen 40 bis 60 % des
Unterfondsvermdgens Gegenstand von Wertpapier-Darlehensgeschéften sind. Dies ist jedoch
lediglich ein geschatzter Wert, der im Einzelfall Gberschritten werden kann. Der tatsachliche
Anteil des Unterfondsvolumens, welcher Gegenstand von Wertpapier-Darlehensgeschaften
ist, wird in den jeweiligen Halbjahres- und Jahresberichten aufgefihrt.

Kauf-/Ruckverkaufgeschafte (Buy/Sell-back-Geschafte) oder Verkauf-/Rickkaufgeschafte
(Sell/Buy-back-Geschafte): Die Verwaltungsgesellschaft wird fiir Rechnung des Unterfonds
keine Kauf-/Rickverkaufgeschafte (Buy/Sell-back-Geschafte) oder
Verkauf-/Ruckkaufgeschafte (Sell/Buy-back-Geschafte) abschlieBen.

Die Verwaltungsgesellschaft hat den Unterfonds der zweithdchsten von insgesamt finf
Risikoklassen zugeordnet, damit weist der Unterfonds ein hohes Risiko auf.

Zur Steigerung des Wertzuwachses kann der Unterfonds Geschéfte in Optionen,
Finanzterminkontrakten, Devisenterminkontrakten, Swaps oder Techniken und Instrumente
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Risikoprofil des typischen Investors

Waéhrungs-Risiken fiir den Euro-Anleger

Finanzterminkontrakte

Ertragsverwendung Klasse A
Verbriefung

Erster Ausgabepreis je Anteil fur Anteile
der Klasse A

Verwahrstelle

Kosten, die vom Anteilinhaber zu tragen

sind

Ausgabeaufschlag Klasse A

Kosten, die aus dem
Unterfondsvermégen erstattet werden

Verwaltungsvergltung Klasse A¥)

Erfolgsabhédngige Vergiitung*)

fur die effiziente Portfolioverwaltung tatigen. Die vorgenannten Geschéafte konnen auch zum
Zweck der Absicherung getatigt werden.

Im Hinblick hierauf wird auch auf den Verkaufsprospekt Kapitel 6. ,Allgemeine Hinweise zu
Derivaten, Techniken und Instrumenten” sowie auf Kapitel 14. ,Allgemeine Risikohinweise”
verwiesen.

Zur Uberwachung und Messung des mit Derivaten verbundenen Gesamtrisikos wird der
Commitment Approach verwendet.

Der Unterfonds eignet sich fr Anleger, die die Chance einer Anlage in Aktien der Branche
Pharma, Biotechnologie und Gesundheit nutzen méchten und hohe Risiken akzeptieren.
Anlegern wird empfohlen, eine konkrete Halteempfehlung dem jeweils aktuellen BIB zu
entnehmen.

Eine Wahrungssicherung ist im Rahmen von Artikel 4 des Verwaltungsreglements zulassig.

Die Verwaltungsgesellschaft wird Finanzterminkontrakte auch zu anderen als zu
Absicherungszwecken kaufen und verkaufen.

Ausschittend
Globalurkunden

EUR 45,00

DZ PRIVATBANK S.A.

4,0®0

1,55 % p.a., berechnet auf Basis des kalendertdglichen Netto-Unterfondsvermégens wahrend
eines Monats.

Bei einer erfolgsabhéngigen Vergiitung handelt es sich um eine Verguitung als zusatzlichen
Leistungsanreiz fir das Fondsmanagement. Die Vergltung wird nur dann gezahlt, wenn sich
die Wertentwicklung des Unterfonds (nachfolgend ,Fonds”) bzw. einer Anteilklasse besser als
sein Vergleichsindex in der betrachteten Abrechnungsperiode entwickelt (Outperformance).
Die Voraussetzungen, unter denen eine erfolgsabhangige Vergitung entnommen werden
darf, kdnnen den nachfolgenden Buchstaben a) bis f) entnommen werden:

a) Definition der erfolgsabhdngigen Vergltung

Die Verwaltungsgesellschaft kann fur die Verwaltung des Fonds zusatzlich zu den
Vergltungen und Gebuhren gemaf Artikel 25 des Sonderreglements je ausgegebenen Anteil
eine erfolgsabhangige Vergltung in Hohe von bis zu 25 Prozent des Betrags erhalten, um den
die Anteilwertentwicklung die Entwicklung des Vergleichsindex am Ende einer
Abrechnungsperiode Ubersteigt (Outperformance Gber dem Vergleichsindex, das heift
positive Abweichung der Anteilwertentwicklung von der Benchmarkentwicklung,
nachfolgend auch ,Positive Benchmark-Abweichung” genannt), jedoch insgesamt héchstens
bis zu 2,5 Prozent des durchschnittlichen Nettoinventarwerts des Fonds bzw. der etwaigen
Anteilklasse in der Abrechnungsperiode, der aus den kalendertdglichen Werten errechnet
wird.

Die dem Fonds belasteten Kosten werden flr die Ermittlung der Outperformance vor dem
Vergleich von der Entwicklung des Fonds abgezogen bzw. bei dem Ausweis der
Wertentwicklung des Fonds grundsétzlich berlicksichtigt. Diese Kosten dirfen vor dem
Vergleich hingegen nicht von der Entwicklung des Vergleichsindex abgezogen werden.
Unterschreitet die Anteilwertentwicklung am Ende einer Abrechnungsperiode die
Entwicklung des Vergleichsindex (Underperformance zum Vergleichsindex, das hei3t negative
Abweichung der Anteilwertentwicklung von der Benchmarkentwicklung, nachfolgend auch
.Negative Benchmark-Abweichung” genannt), so erhalt die Verwaltungsgesellschaft keine
erfolgsabhangige Vergltung. Entsprechend der Berechnung der erfolgsabhdngigen
Vergltung bei Positiver Benchmark-Abweichung wird nun auf Basis der Negativen
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Benchmark-Abweichung ein Underperformancebetrag pro Anteilwert errechnet und in die
nachste Abrechnungsperiode als negativer Vortrag vorgetragen (Negativer Vortrag). Der
Negative Vortrag wird nicht durch einen Hochstbetrag begrenzt. Fir die nachfolgende
Abrechnungsperiode erhélt die Verwaltungsgesellschaft nur dann eine erfolgsabhangige
Vergltung, wenn der aus Positiver Benchmark-Abweichung errechnete Betrag am Ende
dieser Abrechnungsperiode den Negativen Vortrag aus der vorangegangenen
Abrechnungsperiode Ubersteigt. In diesem Fall errechnet sich der Vergltungsanspruch aus
der Differenz beider Betrage. Ubersteigt der aus Positiver Benchmark-Abweichung errechnete
Betrag den Negativen Vortrag aus der vorangegangenen Abrechnungsperiode nicht, werden
beide Betrdge verrechnet. Der verbleibende Underperformancebetrag pro Anteilwert wird
wieder in die nachste Abrechnungsperiode als neuer Negativer Vortrag vorgetragen. Ergibt
sich am Ende der nachsten Abrechnungsperiode erneut eine Negative
Benchmark-Abweichung, so wird der vorhandene Negative Vortrag um den aus dieser
Negativen Benchmark-Abweichung errechneten Underperformancebetrag erhéht. Bei der
jahrlichen Berechnung des Vergltungsanspruchs werden etwaige Underperformancebetrage
der jeweils finf vorangegangenen Abrechnungsperioden bertcksichtigt. Existieren fur den
Fonds weniger als finf vorangegangene Abrechnungsperioden, so werden alle
vorangegangenen Abrechnungsperioden berlcksichtigt.

b) Definition der Abrechnungsperiode

Die Abrechnungsperiode beginnt am 1. April und endet am 31. Méarz eines Kalenderjahres.
Die erste Abrechnungsperiode begann am 1. Oktober 2014 und endete am 31. Marz 2016.

¢) Vergleichsindex

Als Vergleichsindex wird 100% des MSCI World Healthcare (total return, net dividends, auf
Euro-Basis) festgelegt.

Der Administrator des vorgenannten Vergleichsindex, die MSCI Limited, ist bei der
europaischen Wertpapieraufsichtsbehorde ESMA in einem 6ffentlichen Register von
Administratoren von Referenzwerten und von Referenzwerten eingetragen.

Falls der Vergleichsindex entfallen oder sich wesentlich &ndern sollte, wird die
Verwaltungsgesellschaft auf Grundlage eines robusten schriftlichen Plans, in dem die
MaBnahmen dargelegt sind, die sie ergreifen wird, einen angemessenen anderen
Vergleichsindex festlegen, der an die Stelle des Vergleichsindex tritt. Dieser Plan liegt am Sitz
der Verwaltungsgesellschaft sowie in den Vertriebslandern kostenlos zur Einsicht aus.

d) Berechnung der Anteilwertentwicklung

Die Anteilwertentwicklung wird nach der BVI-Methode berechnet. Bei der BVI-Methode
handelt es sich um eine international anerkannte Standardmethode zur
Wertentwicklungsberechnung von Investmentvermogen. Diese ermdglicht eine einfache,
nachvollziehbare und exakte Berechnung. Die Wertentwicklung stellt dabei die prozentuale
Veranderung zwischen dem angelegten Vermdgen zu Beginn des Anlagezeitraums und
seinem Wert am Ende des Anlagezeitraums dar. Ausschlttungen werden rechnerisch dabei
umgehend in neue Fondsanteile investiert, um eine Vergleichbarkeit der Wertentwicklung
ausschittender und thesaurierender Fonds sicherzustellen.

e) Ruckstellung

Entsprechend dem Ergebnis eines taglichen Vergleichs wird eine rechnerisch angefallene
erfolgsabhédngige Vergitung im Fonds je ausgegebenen Anteil zurlickgestellt oder eine
bereits gebuchte Rickstellung entsprechend aufgeldst. Aufgeldste Rickstellungen fallen dem
Fonds zu. Eine erfolgsabhangige Vergttung kann nur entnommen werden, sofern
entsprechende Rickstellungen gebildet wurden.

f) Berlcksichtigung der Anteilwertentwicklung

Die erfolgsabhangige Verglitung kann auch dann entnommen werden, wenn der
Anteilwert am Ende der Abrechnungsperiode den Anteilwert zu Beginn der
Abrechnungsperiode unterschreitet (Negative Anteilwertentwicklung).

g) Beispiel der Berechnung einer erfolgsabhdngigen Vergltung

Die nachfolgende schematische Darstellung beschreibt die grundsatzliche Vorgehensweise
zur Entnahme einer erfolgsabhangigen Vergultung:

A) Entnahme einer erfolgsabhangigen Vergiitung bei einer positiven Wertentwicklung des
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Fonds und einer (geringeren) positiven Wertentwicklung des Vergleichsindexes

Eine erfolgsabhéangige Vergutung kann entnommen werden, wenn die positive
Wertentwicklung des Fonds die positive Wertentwicklung seines Vergleichsindexes Ubersteigt
(,Outperformance”).

Beispiel 1:

Der Fonds hat in der Abrechnungsperiode einen Wertzuwachs von zehn Prozent erzielt. Der
Wertzuwachs des zugrunde liegenden Vergleichsindexes betragt in der Abrechnungsperiode
hingegen nur sieben Prozent. Unter Beriicksichtigung dieser Annahmen ergeben sich
nachfolgende Berechnungen:

i) Berechnung der Outperformance:

Wertentwicklung des Fonds 10 %
abziglich Wertentwicklung des Vergleichsindexes 1%

= Outperformance des Fonds in der Abrechnungsperiode 3%

ii) Anrechnung eines bestehenden Verlustvortrags:

Der Verlustvortrag aus den vorangegangenen fiinf Jahren betragt beispielhaft 1,2 Prozent.
Die unter Ziffer i) berechnete Outperformance des Fonds in der Abrechnungsperiode wird um
den bespielhaften Verlustvortrag korrigiert, so dass sich eine verbleibende Outperformance
von 1,8 Prozent errechnet:

3,0 Prozent - 1,2 Prozent = 1,8 Prozent verbleibende Outperformance.

iii) Berechnung der erfolgsabhangigen Vergitung:
Verbleibende Outperformance 1,8 Prozent * Entnahmesatz erfolgsabhangige Vergitung 25
Prozent = 0,45 Prozent

iv) Berticksichtigung der vereinbarten Obergrenze:

Die Hohe einer erfolgsabhdngigen Vergutung ist auf maximal 2,5 Prozent begrenzt (sog.
Obergrenze). Im Beispiel liegt der unter Ziffer iii) ermittelte Prozentwert in Héhe von 0,45
Prozent unterhalb der vereinbarten Obergrenze von 2,5 Prozent und kann dem
Fondsvermdgen entnommen werden.

Die vorgenannte Berechnung findet jedem Bewertungstag (des Anteilwertes) statt und eine
erfolgsabhéngige Vergltung wird entsprechend taglich im Fondsvermégen abgegrenzt, d.h.
istim Anteilwert bertcksichtigt.

Der Zeitpunkt der Entnahme einer abgegrenzten erfolgsabhangigen Vergutung hat aufgrund
der laufenden Anpassung der Riickstellung keinen Einfluss auf den Anteilwert.

B) Entnahme einer erfolgsabhangigen Vergltung bei einer negativen Wertentwicklung des
Fonds und einer negativen Wertentwicklung des Vergleichsindexes

Eine erfolgsabhéangige Vergitung kann auch entnommen werden, wenn der Fonds eine
negative Wertentwicklung aufweist, diese Wertentwicklung aber weniger negativ ist als die
Wertentwicklung seines Vergleichsindexes (,Outperformance”).

Beispiel 2:

Der Fonds hat in der Abrechnungsperiode einen Wertverlust von zwei Prozent (- 2 %) erzielt.
Der Wertverlust des zugrundeliegenden Vergleichsindexes betragt in der
Abrechnungsperiode hingegen finf Prozent (- 5 %). Unter Berlcksichtigung dieser
Annahmen ergeben sich nachfolgende Berechnungen:

i) Berechnung der Outperformance:

Wertentwicklung des Fonds -2%
abziglich Wertentwicklung des Vergleichsindexes 5%

= Outperformance des Fonds in der Abrechnungsperiode 3%

ii) Anrechnung eines bestehenden Verlustvortrags:

Der Verlustvortrag aus den vorangegangenen finf Jahren betragt beispielhaft 1,2 Prozent.
Die unter Ziffer i) berechnete Outperformance des Fonds in der Abrechnungsperiode wird um
den bespielhaften Verlustvortrag korrigiert, so dass sich eine verbleibende Outperformance
von 1,8 Prozent errechnet:

3,0 Prozent - 1,2 Prozent = 1,8 Prozent verbleibende Outperformance.
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Kosten fiir die Bereitstellung von
Analysematerial oder -dienstleistungen
durch Dritte *)

Pauschalgebiihr¥*)

Taxe d’abonnement
Auflegung/Tag der 1. Einzahlung
Rechnungsjahr des Fonds

Erstes Rechnungsjahr in welchem der
Unterfonds in den Jahresabschluss des
Fonds konsolidiert wurde

Berichte

iii) Berechnung der erfolgsabhéangigen Vergitung:

Die Berechnung der erfolgsabhangigen Verglitung sowie die Berlicksichtigung der
vereinbarten Obergrenze erfolgen wie unter Punkt A), Beispiel 1, unter Ziffer iii) und Ziffer iv)
beschrieben.

C) Entnahme einer erfolgsabhangigen Vergitung bei einer positiven Wertentwicklung des
Fonds und einer (héheren) positiven Wertentwicklung des Vergleichsindexes

Eine erfolgsabhédngige Vergttung kann nicht entnommen werden, wenn die positive
Wertentwicklung des Fonds die positive Wertentwicklung seines Vergleichsindexes
unterschreitet (,Outperformance”).

Beispiel 3:

Der Fonds hat in der Abrechnungsperiode einen Wertzuwachs von 2 Prozent erzielt. Der
Wertzuwachs des zugrunde liegenden Vergleichsindexes betrdgt in der Abrechnungsperiode
hingegen 5 Prozent. Unter Berlcksichtigung dieser Annahmen ergeben sich nachfolgende
Berechnungen:

i) Berechnung der Outperformance:
Wertentwicklung des Fonds 2%

abziglich Wertentwicklung des Vergleichsindexes 5%

= Outperformance des Fonds in der Abrechnungsperiode -3 %

if) Anrechnung eines bestehenden Verlustvortrags:
Vor dem Hintergrund, dass keine (bzw. eine negative) Outperformance erreicht worden ist,
erhoht sich der bestehende Verlustvortrag um 3 Prozent.

iii) Berechnung der erfolgsabhangigen Vergitung:
Vor dem Hintergrund, dass keine Outperformance erreicht worden ist, wird keine
erfolgsabhangigen Verglitung erhoben.

iv) Berlicksichtigung der vereinbarten Obergrenze:
Vor dem Hintergrund, dass keine erfolgsabhangige Vergiitung erhoben wird, ist die
Berlicksichtigung der Obergrenze nicht notwendig.

keine

Des Weiteren erhalt die Verwaltungsgesellschaft eine jahrliche Pauschalgebihr in Héhe von
0,25 % des kalendertaglichen Nettovermdgens des Unterfonds. Die Pauschalgebihr deckt
nachfolgende Vergltungen und Aufwendungen ab:

a) Vergltung der Verwahrstelle;

b) Bankubliche Depot- und Lagerstellengebuhren fir die Verwahrung von
Vermdgensgegenstanden;

¢) Honorare der Abschlussprufer;
d) Kosten fiir die Beauftragung von Stimmrechtsvertretungen;

e) Kosten fur Tatigkeiten des OGA-Verwalters, wie zum Beispiel die Fondsbuchhaltung sowie
das Berichts- und Meldewesen.

Die Pauschalgebuhr wird auf Basis des kalendertaglichen Nettovermogens des Unterfonds
wahrend des entsprechenden Monats berechnet und ist am ersten Bewertungstag des
Folgemonats zahlbar.

0,05 % p.a.

1. Oktober 1999

1. Oktober — 30. September

1. Oktober 1999 - 30. September 2000

1. Halbjahresbericht: 31. Marz 2000
1. Jahresbericht: 30. September 2000
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Bérsennotierung

Vertriebslander der Klasse A

Veroéffentlichung

Verwaltungsreglement und
Sonderreglement

nicht vorgesehen

GroBherzogtum Luxemburg, Deutschland, Osterreich

Der Hinweis auf die Hinterlegung des Verwaltungs- und Sonderreglements beim Handels-
und Gesellschaftsregister in Luxemburg wird auf der Informationsplattform Recueil
électronique des sociétés et associations (,RESA”) des Handels- und Gesellschaftsregisters in
Luxemburg veréffentlicht.

*) Im Ubrigen wird auf Artikel 13 des Verwaltungsreglements - Allgemeine Kosten - sowie auf das Sonderreglement verwiesen.

Besondere Hinweise

Potenzielle Anleger sollten sich neben den allgemeinen Risiken der Kursschwankungen bei Aktienanlagen Uber die zusatzlichen
branchenspezifischen Risiken einer Anlage im UniSector: BioPharma bewusst sein. Die Wertentwicklungen branchenbezogener Aktien
kénnen auch abweichend vom allgemeinen Borsentrend sein, wie sie zum Beispiel durch breite Marktindices dargestellt werden. Zudem

kann die Anlage des Unterfondsvermogens, bedingt durch die branchenspezifische Ausrichtung der Anlagepolitik, erhéht in neu

gehandelte Aktien erfolgen, welche starkeren Kursschwankungen und eventuell einer eingeschrankten Liquiditat ausgesetzt sein

kénnen.
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Sonderreglement des Unterfonds UniSector: HighTech

Far den UniSector: HighTech ist das Verwaltungsreglement vom

1. Januar 2023, das beim Handels- und Gesellschaftsregister in Lu®
xemburg hinterlegt und bei dem der Hinweis auf die Hinterle
gung auf der Informationsplattform Recueil électronique des
sociétés et associations (,RESA") des Handels- und
Gesellschaftsregisters in Luxemburg veroffentlicht wird, ein
schlieBlich aller zukiinftigen Anderungen integraler Bestandteil.

Erganzend beziehungsweise abweichend gelten die Bestimmun
gen des nachstehenden Sonderreglements, das am 21. Mai 2025
in Kraft tritt. Es ersetzt die vorhergehende Fassung vom 30. April
2024. Der Hinweis auf die Hinterlegung dieses Sonderreglements
beim Handels- und Gesellschaftsregister in Luxemburg wird im
RESA spatestens ab dem 18. Juni 2025 veroffentlicht.

Der Unterfonds UniSector: HighTech unterliegt der Aufsicht der
CSSF.

Artikel 19 Anlageziel

Ziel der Anlagepolitik von UniSector: HighTech (der
"Unterfonds") ist es, anhand eines aktiven Managementansatzes,
unter Beachtung der Risikostreuung eine Wertentwicklung zu erld
reichen, die zu einem Wertzuwachs fihrt. Der Unterfonds orien@
tiert sich an einem VergleichsmaBstab (MSCl World Information
Technology 10/40 Index (total return, net dividends, auf Euro-
Basis), wobei versucht wird, dessen Wertentwicklung zu
Ubertreffen.

Die Anleger werden darauf hingewiesen, dass die Wertent
wicklung in der Vergangenheit keinen Riickschluss auf eine
zukunftige Wertentwicklung zulasst; sie kann sowohl hdher
als auch niedriger ausfallen. Es kann keine Zusicherung gegef
ben werden, dass die Ziele der Anlagepolitik erreicht werden.

Aktiver Managementansatz:

Die fuir den UniSector: HighTech zu erwerbenden Vermdgensgeld
genstande werden diskretionar auf Basis eines konsistenten
Investmentprozesses identifiziert (,,aktives Management"). Zur
Umsetzung des aktiven Managements hat Union Investment
einen Research-Prozess etabliert. Potentiell interessante Unter®
nehmen werden dabei vom Portfoliomanagement insbesondere
auf Basis von Datenbankanalysen, Unternehmensberichten und
personlichen Eindricken analysiert.

Auf der Grundlage der aus dem Research-Prozess
hervorgegangenen Empfehlungen wird das Portfolio des UniSec?
tor: HighTech konstruiert und regelmaBig optimiert. Die aus dem
Research-Prozess hervorgegangenen Einzeltitelempfehlungen bilz
den die Basis fur die strategiespezifische Titelselektion. Fiir den
Unterfonds UniSector: HighTech liegt der Fokus der Titelauswahl
auf den Unternehmen aus dem Index MSCI World Information
Technology 10/40 Index (total return, net dividends, auf Euro-
Basis). Die Gewichtung der jeweiligen Aktien im Portfolio hangt
zum einen von der fundamentalen Einschatzung des jeweiligen
Unternehmens ab und zum anderen von der Einschatzung zu
den Sektoren und der Gesamteinschétzung fur den weltweiten
Aktienmarkt der Branchen Computer, Software und Technologie.
Dariber hinaus investiert der Fonds auch in Titel auBerhalb des

MSCI World Information Technology 10/40 Index (total return,
net dividends, auf Euro-Basis) sowie in verschiedene Derivate (Opld
tionen auf Aktien etc.).

Unter Beachtung der gesetzlichen und vertraglichen Regelungen
entscheidet das Portfoliomanagement tGber den Kauf oder Ver
kauf eines Wertpapiers. Griinde fur den Erwerb oder den Verkauf
kénnen dabei unter anderem die aktuelle Marktsituation, eine
veranderte Nachrichtenlage zu einem Unternehmen oder
Mittelflisse im Unterfonds sein. Im Rahmen der Entscheidung
werden auch maogliche Risiken beriicksichtigt. Risiken konnen ein@
gegangen werden, wenn das Verhaltnis zwischen Chance und Ril
siko als positiv angesehen wird.

Der Unterfonds bildet den vorgenannten Wertpapierindex nicht
ab, und seine Anlagestrategie beruht auch nicht auf der Nachbil®@
dung der Entwicklung eines oder mehrerer anderer Indizes.

Die Anlagestrategie orientiert sich vielmehr an dem festgelegten
VergleichsmafBstab (MSCI World Information Technology 10/40
Index (total return, net dividends, auf Euro-Basis)), wobei ver
sucht wird, dessen Wertentwicklung zu Ubertreffen. Das Fondsd
management hat jederzeit die Moglichkeit, unter Berticksichti@
gung der Anlagepolitik des Unterfonds, durch aktive Uber- sowie
Untergewichtung einzelner Werte auf Basis aktueller
Kapitalmarkt- sowie Risikoeinschdtzungen wesentlich — sowohl
positiv als auch negativ — von diesem VergleichsmafBstab abzuweilZ
chen. Die Mdglichkeit des Unterfonds, die Wertentwicklung des
VergleichsmaBstabs zu Gbertreffen, ist, aufgrund des durch die
Anlagestrategie eingeschrankten Anlageuniversums, begrenzt.

Artikel 20 Anlagepolitik

Das Unterfondsvermégen wird zu mindestens zwei Dritteln inter®
national angelegt in Aktien, Aktienzertifikaten, Wandelschuldver
schreibungen, Optionsanleihen und, sofern diese als Wertpapiere
gem. Artikel 41 des Gesetzes vom 17. Dezember 2010 gelten, in
Genuss- und Partizipationsscheinen von Unternehmen sowie dal@
neben in Indexzertifikaten und Optionsscheinen.

Bei den Emittenten vorgenannter Werte dieses Branchenfonds
flr Computer, Software und Technologie handelt es sich Gberwie
gend um Unternehmen mit einer Uberwiegenden Tatigkeit in

den Bereichen Biotechnologie, Arzneimittel, Chemikalien,
Computer- und Buroausstattung, Unterhaltungselektronik,
Kommunikationsausristung, elektronische Komponenten und
deren Zubehor, der Halbleiterindustrie, der Luft- und Raumfahrt,
der Industrie-Elektronic sowie der Photonentechnologie.

Daneben kénnen fir das Unterfondsvermogen abgeleitete Fild
nanzinstrumente eingesetzt werden.

Der Unterfonds legt hochstens 10 % seines Netto-
Unterfondsvermogens in andere OGAW oder in andere OGA im
Sinne von Artikel 4 Ziffer 1.1 Buchstabe e) des Verwaltungsreglel
ments an.

Zusatzlich zu bericksichtigende Anlagegrundsétze:

Vorbehaltlich der in den vorstehenden Absatzen festgelegten Anfd
lagegrenzen gilt zudem, dass mehr als 50% des Netto-
Unterfondsvermogens in solche Kapitalbeteiligungen i.S.d. § 2
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Absatz 8 des deutschen Investmentsteuergesetzes (InvStG) angel
legt werden.

Dabei konnen die tatsachlichen Kapitalbeteiligungsquoten von
OGAW und anderen OGA, soweit Anteile an diesen erwerbbar
sind, berlcksichtigt werden.

Artikel 21 Unterfondswahrung, Ausgal
be- und Ricknahmepreis von
Anteilen

1. Unterfondswahrung ist der Euro (EUR).

2. Anteile werden an jedem Handelstag ausgegeben. Ausgabeld
preis ist der Anteilwert gemaB Artikel 8 des Verwaltungsre
glements zuzlglich eines Ausgabeaufschlages von bis zu 5,0
% des Anteilwertes. Der Ausgabeaufschlag wird zu Gunsten
der Verwaltungsgesellschaft und der Vertriebsstelle erhoben
und kann nach GréBenordnung des Kaufauftrages gestaffelt
werden. Der Ausgabepreis kann sich um Gebihren oder andel?
re Belastungen erhdhen, die in den jeweiligen Vertriebslani
dern anfallen.

3. Rucknahmepreis ist der Anteilwert.

Artikel 22 Anteile

1. Die Anteile werden in Globalzertifikaten verbrieft. Ein Anl
spruch auf Auslieferung effektiver Stlicke besteht nicht. Es
werden Anteile der Klasse A (ausschiittend) ausgegeben.

2. Alle Anteile einer Klasse haben gleiche Rechte.

Artikel 23 Ertragsverwendung

1. Die im Unterfonds vereinnahmten Zins- und Dividendenertral
ge sowie sonstige ordentliche Ertréage abzlglich der Kosten
werden nach MafBgabe der Verwaltungsgesellschaft fir An@
teilscheine der Klasse A ausgeschittet.

2. Die Verwaltungsgesellschaft kann neben den ordentlichen
Nettoertragen die realisierten Kapitalgewinne, die Erl6se aus
dem Verkauf von Bezugsrechten und/oder die sonstigen Erl
trage nicht wiederkehrender Art abzlglich realisierter Kapitalz
verluste sowie sonstige Aktiva gemaB Artikel 11 Ziffer 3 des
Verwaltungsreglements ganz oder teilweise in bar oder in
Form von Gratisanteilen ausschitten.

Artikel 24 Kosten fiir die Verwaltung
und Verwahrung des
Unterfondsvermogens

1. Die Verwaltungsgesellschaft ist berechtigt, vom Unterfonds
eine jahrliche Verwaltungsvergitung von bis zu 1,75 % auf
das Netto-Unterfondsvermdgen zu erhalten, die auf der Basis
des kalendertaglichen Netto-Unterfondsvermogens wahrend
des entsprechenden Monats zu berechnen und am ersten BelZ
wertungstag des Folgemonats zahlbar ist.

2. Des Weiteren erhalt die Verwaltungsgesellschaft eine jahrlill
che Pauschalgebihr in Hohe von bis zu 0,5 % des kalenderi
taglichen Nettovermogens des Unterfonds. Die Pauschalgeld

blhr deckt nachfolgende Verglitungen und Aufwendungen
ab:

a) VergUtung der Verwahrstelle;

b) BankuUbliche Depot- und Lagerstellengebuhren fiir die
Verwahrung von Vermdgensgegenstanden;

c¢) Honorare der Abschlussprifer;

d) Kosten fur die Beauftragung von Stimmrechtsvertretun@
gen;

e) Kosten fur Tatigkeiten des OGA-Verwalters, wie zum Beild
spiel die Fondsbuchhaltung sowie das Berichts- und Mel®
dewesen.

Die Pauschalgebuhr wird auf Basis des kalendertaglichen Net?
tovermégens des Unterfonds wahrend des entsprechenden
Monats berechnet und ist am ersten Bewertungstag des Fol@
gemonats zahlbar.

Artikel 25 Dauer des Unterfonds

Der Unterfonds ist auf unbestimmte Zeit errichtet.

Artikel 26 Name des Fonds, Verwahrstell
le, Fondswahrung, Rechill
nungsjahr, Dauer des Fonds

Der Unterfonds ist ein Unterfonds des UniSector (der ,Fonds"”), ei®
nes von der Verwaltungsgesellschaft gemaB Teilld des Gesetzes
vom 17. Dezember 2010 in der Form eines "fonds commun de plaZ
cement a compartiments multiples" aufgelegten und verwalte@
ten Fonds.

Verwahrstelle des Fonds ist die DZ PRIVATBANK S.A., Luxemburg.
Das Gesamt-Nettovermégen des Fonds ist in Euro ausgedrickt.

Das Rechnungsjahr des Fonds endet jedes Jahr am 30. Septem@@
ber.

Der Fonds ist auf unbestimmte Zeit errichtet.

Senningerberg,

Die Verwaltungsgesellschaft
Union Investment Luxembourg S.A.

Strassen,

Die Verwahrstelle
DZ PRIVATBANK S.A.

51



Der Unterfonds im Uberblick

Unterfonds
Wahrung
WP-Kenn-Nr. / ISIN-Code Klasse A

Anlageziel

Aktiver Managementansatz

Beriicksichtigung von den wichtigsten
nachteiligen Auswirkungen von
Investitionsentscheidungen auf

UniSector: HighTech
EUR
921559/ LU0101441672

Ziel der Anlagepolitik von UniSector: HighTech (der "Unterfonds") ist es, anhand eines aktiven
Managementansatzes, unter Beachtung der Risikostreuung eine Wertentwicklung zu
erreichen, die zu einem Wertzuwachs fiihrt. Der Unterfonds orientiert sich an einem
VergleichsmafBstab (MSCI World Information Technology 10/40 Index (total return, net
dividends, auf Euro-Basis), wobei versucht wird, dessen Wertentwicklung zu Gbertreffen.

Die Anleger werden darauf hingewiesen, dass die Wertentwicklung in der
Vergangenheit keinen Riickschluss auf eine zuklinftige Wertentwicklung zuldsst; sie
kann sowohl héher als auch niedriger ausfallen. Es kann keine Zusicherung gegeben
werden, dass die Ziele der Anlagepolitik erreicht werden.

Die fir den UniSector: HighTech zu erwerbenden Vermdgensgegenstande werden
diskretionar auf Basis eines konsistenten Investmentprozesses identifiziert (,,aktives
Management"). Zur Umsetzung des aktiven Managements hat Union Investment einen
Research-Prozess etabliert. Potentiell interessante Unternehmen werden dabei vom
Portfoliomanagement insbesondere auf Basis von Datenbankanalysen,
Unternehmensberichten und persénlichen Eindriicken analysiert.

Auf der Grundlage der aus dem Research-Prozess hervorgegangenen Empfehlungen wird das
Portfolio des UniSector: HighTech konstruiert und regelmaBig optimiert. Die aus dem
Research-Prozess hervorgegangenen Einzeltitelempfehlungen bilden die Basis fur die
strategiespezifische Titelselektion. Fiir den Unterfonds UniSector: HighTech liegt der Fokus
der Titelauswahl auf den Unternehmen aus dem Index MSCI World Information Technology
10/40 Index (total return, net dividends, auf Euro-Basis). Die Gewichtung der jeweiligen
Aktien im Portfolio hangt zum einen von der fundamentalen Einschatzung des jeweiligen
Unternehmens ab und zum anderen von der Einschdtzung zu den Sektoren und der
Gesamteinschatzung flr den weltweiten Aktienmarkt der Branchen Computer, Software und
Technologie. Dartber hinaus investiert der Fonds auch in Titel auBerhalb des MSCI World
Information Technology 10/40 Index (total return, net dividends, auf Euro-Basis) sowie in
verschiedene Derivate (Optionen auf Aktien etc.).

Unter Beachtung der gesetzlichen und vertraglichen Regelungen entscheidet das
Portfoliomanagement tber den Kauf oder Verkauf eines Wertpapiers. Griinde flr den Erwerb
oder den Verkauf kbnnen dabei unter anderem die aktuelle Marktsituation, eine veranderte
Nachrichtenlage zu einem Unternehmen oder Mittelflisse im Unterfonds sein. Im Rahmen der
Entscheidung werden auch maogliche Risiken bericksichtigt. Risiken kdnnen eingegangen
werden, wenn das Verhaltnis zwischen Chance und Risiko als positivangesehen wird.

Der Unterfonds bildet den vorgenannten Wertpapierindex nicht ab, und seine
Anlagestrategie beruht auch nicht auf der Nachbildung der Entwicklung eines oder mehrerer
anderer Indizes. Die Anlagestrategie orientiert sich vielmehr an dem festgelegten
VergleichsmafBstab (MSCI World Information Technology 10/40 Index (total return, net
dividends, auf Euro-Basis)), wobei versucht wird, dessen Wertentwicklung zu Ubertreffen. Das
Fondsmanagement hat jederzeit die Mdglichkeit, unter Berticksichtigung der Anlagepolitik
des Unterfonds, durch aktive Uber- sowie Untergewichtung einzelner Werte auf Basis
aktueller Kapitalmarkt- sowie Risikoeinschatzungen wesentlich — sowohl positiv als auch
negativ — von diesem VergleichsmaBstab abzuweichen. Die Moglichkeit des Unterfonds, die
Wertentwicklung des VergleichsmaBstabs zu Ubertreffen, ist, aufgrund des durch die
Anlagestrategie eingeschrankten Anlageuniversums, begrenzt.

Die Berlicksichtigung der wichtigsten nachteiligen Auswirkungen von
Investitionsentscheidungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren (Principal Adverse Impact) istin
diesem Unterfonds kein Bestandteil der Anlagestrategie. Beim Erwerb und der laufenden

Nachhaltigkeitsfaktoren gemaB Artikel 7 Analyse der Vermdgensgegenstande des Unterfonds werden diese Auswirkungen jedoch im

der VO (EU) 2019/2088
(,Offenlegungsverordnung”)

Rahmen der allgemeinen Sorgfaltspflichten der Verwaltungsgesellschaft und in der
Risikoanalyse mitbetrachtet. Ausfiihrungen zur Berlicksichtigung der wichtigsten nachteiligen
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Angabe gemaB Verordnung (EU)
2020/852 Uber die Einrichtung eines
Rahmens zur Erleichterung nachhaltiger
Investitionen
(,Taxonomie-Verordnung”)

Anlagepolitik

Total Return Swaps

Wertpapierfinanzierungsgeschéfte

Risikoprofil des Unterfonds

Auswirkungen von Investitionsentscheidungen der Verwaltungsgesellschaft auf
Nachhaltigkeitsfaktoren sind in der entsprechenden Erklarung auf der Homepage der
Verwaltungsgesellschaft im Internet unter (Nachhaltigkeitsbezogene Offenlegung | Union
Investment (union-investment.lu)) veroffentlicht.

Die diesem Finanzprodukt zugrunde liegenden Investitionen berlcksichtigen nicht die
EU-Kriterien fir 6kologisch nachhaltige Wirtschaftsaktivitaten.

Das Unterfondsvermdgen wird zu mindestens zwei Dritteln international angelegt in Aktien,
Aktienzertifikaten, Wandelschuldverschreibungen, Optionsanleihen und, sofern diese als
Wertpapiere gem. Artikel 41 des Gesetzes vom 17. Dezember 2010 gelten, in Genuss- und
Partizipationsscheinen von Unternehmen sowie daneben in Indexzertifikaten und
Optionsscheinen.

Bei den Emittenten vorgenannter Werte dieses Branchenfonds fiir Computer, Software und
Technologie handelt es sich Gberwiegend um Unternehmen mit einer Gberwiegenden
Tatigkeit in den Bereichen Biotechnologie, Arzneimittel, Chemikalien, Computer- und
Biroausstattung, Unterhaltungselektronik, Kommunikationsausristung, elektronische
Komponenten und deren Zubehor, der Halbleiterindustrie, der Luft- und Raumfahrt, der
Industrie-Elektronic sowie der Photonentechnologie.

Daneben kénnen fir das Unterfondsvermogen abgeleitete Finanzinstrumente eingesetzt
werden.

Der Unterfonds legt hochstens 10@% seines Netto-Unterfondsvermégens in andere OGAW
oder in andere OGA im Sinne von Artikel 4 Ziffer 1.1 Buchstabe e) des Verwaltungsreglements
an.

Zusatzlich zu berlcksichtigende Anlagegrundsatze:

Vorbehaltlich der in den vorstehenden Absatzen festgelegten Anlagegrenzen gilt zudem,
dass mehr als 50% des Netto-Unterfondsvermdgens in solche Kapitalbeteiligungen i.S.d. § 2
Absatz 8 des deutschen Investmentsteuergesetzes (InvStG) angelegt werden.

Dabei kénnen die tatsachlichen Kapitalbeteiligungsquoten von OGAW und anderen OGA,
soweit Anteile an diesen erwerbbar sind, beriicksichtigt werden.

Die Verwaltungsgesellschaft erwartet, dass im Regelfall 0 bis 20% des Fondsvermégens
Gegenstand von Total Return Swaps sind. Dies ist jedoch lediglich ein geschatzter Wert, der
im Einzelfall Gberschritten werden kann. Es dirfen insgesamt nicht mehr als 35% des
Fondsvermégens Gegenstand solcher Geschafte sein.

Pensionsgeschafte: Die Verwaltungsgesellschaft wird flir Rechnung des Unterfonds keine
Pensionsgeschafte abschlieBen.

Wertpapier-Darlehensgeschéfte: Die Verwaltungsgesellschaft wird fir Rechnung des
Unterfonds Wertpapier-Darlehensgeschéafte abschlieBen. Hierbei kdnnen in geeigneten
Marktphasen sowie unter Berlicksichtigung der Anlagestrategie des Fonds 80 % des
Unterfondsvermégens (in Form von Wertpapieren, Geldmarktinstrumenten und
Investmentanteilen) auf unbestimmte Zeit als Wertpapier-Darlehen an Dritte Gbertragen
werden. Die Verwaltungsgesellschaft erwartet, dass im Regelfall zwischen 40 bis 60 % des
Unterfondsvermoégens Gegenstand von Wertpapier-Darlehensgeschaften sind. Dies ist jedoch
lediglich ein geschatzter Wert, der im Einzelfall Gberschritten werden kann. Der tatsachliche
Anteil des Unterfondsvolumens, welcher Gegenstand von Wertpapier-Darlehensgeschaften
ist, wird in den jeweiligen Halbjahres- und Jahresberichten aufgefiihrt.

Kauf-/Ruckverkaufgeschafte (Buy/Sell-back-Geschéafte) oder Verkauf-/Rickkaufgeschafte
(Sell/Buy-back-Geschafte): Die Verwaltungsgesellschaft wird fiir Rechnung des Unterfonds
keine Kauf-/Ruckverkaufgeschafte (Buy/Sell-back-Geschafte) oder
Verkauf-/Ruckkaufgeschafte (Sell/Buy-back-Geschéafte) abschlieBen.

Die Verwaltungsgesellschaft hat den Unterfonds der zweithéchsten von insgesamt fiinf
Risikoklassen zugeordnet, damit weist der Unterfonds ein hohes Risiko auf.

Zur Steigerung des Wertzuwachses kann der Unterfonds Geschéafte in Optionen,
Finanzterminkontrakten, Devisenterminkontrakten, Swaps oder Techniken und Instrumente
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Risikoprofil des typischen Investors

Wahrungs-Risiken fur den Euro-Anleger

Finanzterminkontrakte

Ertragsverwendung Klasse A
Verbriefung

Erster Ausgabepreis je Anteil flr Anteile
der Klasse A

Verwahrstelle

Kosten, die vom Anteilinhaber zu tragen

sind

Ausgabeaufschlag Klasse A

Kosten, die aus dem
Unterfondsvermégen erstattet werden

Verwaltungsvergltung Klasse A *)

Erfolgsabhangige Vergiitung*)

fur die effiziente Portfolioverwaltung tatigen. Die vorgenannten Geschéafte konnen auch zum
Zweck der Absicherung getatigt werden.

Im Hinblick hierauf wird auch auf den Verkaufsprospekt Kapitel 6. ,Allgemeine Hinweise zu
Derivaten, Techniken und Instrumenten” sowie auf Kapitel 14. ,Allgemeine Risikohinweise”
verwiesen.

Zur Uberwachung und Messung des mit Derivaten verbundenen Gesamtrisikos wird der
Commitment Approach verwendet.

Der Unterfonds eignet sich fr Anleger, die die Chance einer Anlage in Aktien der Branche
Computer, Software und Technologie mit erhdhten Renditeerwartungen nutzen méchten
und hohe Risiken akzeptieren.

Anlegern wird empfohlen, eine konkrete Halteempfehlung dem jeweils aktuellen BIB zu
entnehmen.

Eine Wahrungssicherung ist im Rahmen von Artikel 4 des Verwaltungsreglements zuldssig.

Die Verwaltungsgesellschaft wird Finanzterminkontrakte auch zu anderen als zu
Absicherungszwecken kaufen und verkaufen.

Ausschittend
Globalurkunden

EUR 45,00

DZ PRIVATBANK S.A.

4,0 %

1,55 % p.a., berechnet auf Basis des kalendertaglichen Netto-Unterfondsvermogens wahrend
eines Monats

Bei einer erfolgsabhéngigen Vergiitung handelt es sich um eine Vergiitung als zusatzlichen
Leistungsanreiz flr das Fondsmanagement. Die VergUtung wird nur dann gezahlt, wenn sich
die Wertentwicklung des Unterfonds (nachfolgend ,Fonds”) bzw. einer Anteilklasse besser als
sein Vergleichsindex in der betrachteten Abrechnungsperiode entwickelt (Outperformance).
Die Voraussetzungen, unter denen eine erfolgsabhangige Vergitung entnommen werden
darf, kdnnen den nachfolgenden Buchstaben a) bis f) entnommen werden:

a) Definition der erfolgsabhangigen Vergltung

Die Verwaltungsgesellschaft kann fur die Verwaltung des Fonds zusatzlich zu den
Vergitungen und Gebihren gemaB Artikel 25 des Sonderreglements je ausgegebenen Anteil
eine erfolgsabhangige Vergltung in Hohe von bis zu 25 Prozent des Betrags erhalten, um den
die Anteilwertentwicklung die Entwicklung des Vergleichsindex am Ende einer
Abrechnungsperiode Ubersteigt (Outperformance tGber dem Vergleichsindex, das heil3t
positive Abweichung der Anteilwertentwicklung von der Benchmarkentwicklung,
nachfolgend auch ,Positive Benchmark-Abweichung” genannt), jedoch insgesamt héchstens
bis zu 2,5 Prozent des durchschnittlichen Nettoinventarwerts des Fonds bzw. der etwaigen
Anteilklasse in der Abrechnungsperiode, der aus den kalendertaglichen Werten errechnet
wird.

Die dem Fonds belasteten Kosten werden fir die Ermittlung der Outperformance vor dem
Vergleich von der Entwicklung des Fonds abgezogen bzw. bei dem Ausweis der
Wertentwicklung des Fonds grundsétzlich berlcksichtigt. Diese Kosten dirfen vor dem
Vergleich hingegen nicht von der Entwicklung des Vergleichsindex abgezogen werden.
Unterschreitet die Anteilwertentwicklung am Ende einer Abrechnungsperiode die
Entwicklung des Vergleichsindex (Underperformance zum Vergleichsindex, das heiBt negative
Abweichung der Anteilwertentwicklung von der Benchmarkentwicklung, nachfolgend auch
.Negative Benchmark-Abweichung” genannt), so erhélt die Verwaltungsgesellschaft keine
erfolgsabhéangige Vergitung. Entsprechend der Berechnung der erfolgsabhangigen
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Vergltung bei Positiver Benchmark-Abweichung wird nun auf Basis der Negativen
Benchmark-Abweichung ein Underperformancebetrag pro Anteilwert errechnet und in die
nachste Abrechnungsperiode als negativer Vortrag vorgetragen (Negativer Vortrag). Der
Negative Vortrag wird nicht durch einen Hochstbetrag begrenzt. Fur die nachfolgende
Abrechnungsperiode erhélt die Verwaltungsgesellschaft nur dann eine erfolgsabhéngige
Vergltung, wenn der aus Positiver Benchmark-Abweichung errechnete Betrag am Ende
dieser Abrechnungsperiode den Negativen Vortrag aus der vorangegangenen
Abrechnungsperiode Ubersteigt. In diesem Fall errechnet sich der Vergitungsanspruch aus
der Differenz beider Betrage. Ubersteigt der aus Positiver Benchmark-Abweichung errechnete
Betrag den Negativen Vortrag aus der vorangegangenen Abrechnungsperiode nicht, werden
beide Betrage verrechnet. Der verbleibende Underperformancebetrag pro Anteilwert wird
wieder in die nachste Abrechnungsperiode als neuer Negativer Vortrag vorgetragen. Ergibt
sich am Ende der nachsten Abrechnungsperiode erneut eine Negative
Benchmark-Abweichung, so wird der vorhandene Negative Vortrag um den aus dieser
Negativen Benchmark-Abweichung errechneten Underperformancebetrag erhoht. Bei der
jahrlichen Berechnung des Vergltungsanspruchs werden etwaige Underperformancebetrage
der jeweils finf vorangegangenen Abrechnungsperioden berlcksichtigt. Existieren fir den
Fonds weniger als finf vorangegangene Abrechnungsperioden, so werden alle
vorangegangenen Abrechnungsperioden berlicksichtigt.

b) Definition der Abrechnungsperiode

Die Abrechnungsperiode beginnt am 1. April und endet am 31. Méarz eines Kalenderjahres.
Die erste Abrechnungsperiode begann am 1. Oktober 2014 und endete am 31. Marz 2016.

¢) Vergleichsindex

Als Vergleichsindex wird der MSCI World Information Technology 10/40 Index (total return,
net dividends, auf Euro-Basis) festgelegt.

Der Referenzwert (Index) wird von MSCI Limited mit Sitz in einem Drittstaat (auBerhalb der
EU/EWR) administriert. Spatestens zum 31. Dezember 2023 muss MSCI Limited oder der Index
in ein bei der europaischen Wertpapieraufsichtsbehorde ESMA gefiihrtes 6ffentliches
Register von Administratoren von Referenzwerten und von Referenzwerten eingetragen
worden sein, um den Index weiterhin verwenden zu kédnnen. Alternativ kann die
Administration des Index bis dahin auch verlegt werden, sodass diese Uber einen Staat
innerhalb der EU/EWR erfolgt.

Falls der Vergleichsindex entfallen oder sich wesentlich &ndern sollte, wird die
Verwaltungsgesellschaft auf Grundlage eines robusten schriftlichen Plans, in dem die
MaBnahmen dargelegt sind, die sie ergreifen wird, einen angemessenen anderen
Vergleichsindex festlegen, der an die Stelle des Vergleichsindex tritt. Dieser Plan liegt am Sitz
der Verwaltungsgesellschaft sowie in den Vertriebslandern kostenlos zur Einsicht aus.

d) Berechnung der Anteilwertentwicklung

Die Anteilwertentwicklung wird nach der BVI-Methode berechnet. Bei der BVI-Methode
handelt es sich um eine international anerkannte Standardmethode zur
Wertentwicklungsberechnung von Investmentvermogen. Diese ermdglicht eine einfache,
nachvollziehbare und exakte Berechnung. Die Wertentwicklung stellt dabei die prozentuale
Veranderung zwischen dem angelegten Vermdgen zu Beginn des Anlagezeitraums und
seinem Wert am Ende des Anlagezeitraums dar. Ausschlttungen werden rechnerisch dabei
umgehend in neue Fondsanteile investiert, um eine Vergleichbarkeit der Wertentwicklung
ausschuttender und thesaurierender Fonds sicherzustellen.

e) Ruckstellung

Entsprechend dem Ergebnis eines taglichen Vergleichs wird eine rechnerisch angefallene
erfolgsabhéangige Vergitung im Fonds je ausgegebenen Anteil zurlickgestellt oder eine
bereits gebuchte Ruckstellung entsprechend aufgeldst. Aufgeldste Rickstellungen fallen dem
Fonds zu. Eine erfolgsabhangige Vergttung kann nur entnommen werden, sofern
entsprechende Rickstellungen gebildet wurden.

f) Berlcksichtigung der Anteilwertentwicklung

Die erfolgsabhangige Verglitung kann auch dann entnommen werden, wenn der
Anteilwert am Ende der Abrechnungsperiode den Anteilwert zu Beginn der
Abrechnungsperiode unterschreitet (Negative Anteilwertentwicklung).
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g) Beispiel der Berechnung einer erfolgsabhangigen Vergitung

Die nachfolgende schematische Darstellung beschreibt die grundséatzliche Vorgehensweise
zur Entnahme einer erfolgsabhdngigen Vergltung:

A) Entnahme einer erfolgsabh&ngigen Vergitung bei einer positiven Wertentwicklung des
Fonds und einer (geringeren) positiven Wertentwicklung des Vergleichsindexes

Eine erfolgsabhéangige Vergitung kann entnommen werden, wenn die positive
Wertentwicklung des Fonds die positive Wertentwicklung seines Vergleichsindexes Uibersteigt
(,Outperformance”).

Beispiel 1:

Der Fonds hat in der Abrechnungsperiode einen Wertzuwachs von zehn Prozent erzielt. Der
Wertzuwachs des zugrunde liegenden Vergleichsindexes betragt in der Abrechnungsperiode
hingegen nur sieben Prozent. Unter Berlicksichtigung dieser Annahmen ergeben sich
nachfolgende Berechnungen:

i) Berechnung der Outperformance:

Wertentwicklung des Fonds 10 %
abziglich Wertentwicklung des Vergleichsindexes 1%

= Outperformance des Fonds in der Abrechnungsperiode 3%

ii) Anrechnung eines bestehenden Verlustvortrags:

Der Verlustvortrag aus den vorangegangenen funf Jahren betragt beispielhaft 1,2 Prozent.
Die unter Ziffer i) berechnete Outperformance des Fonds in der Abrechnungsperiode wird um
den bespielhaften Verlustvortrag korrigiert, so dass sich eine verbleibende Outperformance
von 1,8 Prozent errechnet:

3,0 Prozent - 1,2 Prozent = 1,8 Prozent verbleibende Outperformance.

iii) Berechnung der erfolgsabhangigen Vergitung:
Verbleibende Outperformance 1,8 Prozent * Entnahmesatz erfolgsabhangige Vergiitung 25
Prozent = 0,45 Prozent

iv) Berticksichtigung der vereinbarten Obergrenze:

Die Hohe einer erfolgsabhdngigen Vergutung ist auf maximal 2,5 Prozent begrenzt (sog.
Obergrenze). Im Beispiel liegt der unter Ziffer iii) ermittelte Prozentwert in Hhe von 0,45
Prozent unterhalb der vereinbarten Obergrenze von 2,5 Prozent und kann dem
Fondsvermdgen entnommen werden.

Die vorgenannte Berechnung findet jedem Bewertungstag (des Anteilwertes) statt und eine
erfolgsabhangige Vergltung wird entsprechend taglich im Fondsvermdégen abgegrenzt, d.h.
ist im Anteilwert berlcksichtigt.

Der Zeitpunkt der Entnahme einer abgegrenzten erfolgsabhangigen Vergitung hat aufgrund
der laufenden Anpassung der Riickstellung keinen Einfluss auf den Anteilwert.

B) Entnahme einer erfolgsabhangigen Vergltung bei einer negativen Wertentwicklung des
Fonds und einer negativen Wertentwicklung des Vergleichsindexes

Eine erfolgsabhéngige Vergiitung kann auch entnommen werden, wenn der Fonds eine
negative Wertentwicklung aufweist, diese Wertentwicklung aber weniger negativ ist als die
Wertentwicklung seines Vergleichsindexes (,Outperformance”).

Beispiel 2:

Der Fonds hat in der Abrechnungsperiode einen Wertverlust von zwei Prozent (- 2 %) erzielt.
Der Wertverlust des zugrundeliegenden Vergleichsindexes betragt in der
Abrechnungsperiode hingegen finf Prozent (- 5 %). Unter Berlcksichtigung dieser
Annahmen ergeben sich nachfolgende Berechnungen:

i) Berechnung der Outperformance:

Wertentwicklung des Fonds -2%
abziglich Wertentwicklung des Vergleichsindexes 5%

= Outperformance des Fonds in der Abrechnungsperiode 3%

ii) Anrechnung eines bestehenden Verlustvortrags:
Der Verlustvortrag aus den vorangegangenen funf Jahren betragt beispielhaft 1,2 Prozent.
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Kosten fiir die Bereitstellung von
Analysematerial oder -dienstleistungen
durch Dritte *)

Pauschalgebuhr *)

Taxe d'abonnement

Auflegung /
Tag der 1. Einzahlung

Die unter Ziffer i) berechnete Outperformance des Fonds in der Abrechnungsperiode wird um
den bespielhaften Verlustvortrag korrigiert, so dass sich eine verbleibende Outperformance
von 1,8 Prozent errechnet:

3,0 Prozent - 1,2 Prozent = 1,8 Prozent verbleibende Outperformance.

iii) Berechnung der erfolgsabhéangigen Vergitung:

Die Berechnung der erfolgsabhangigen Verglitung sowie die Berlicksichtigung der
vereinbarten Obergrenze erfolgen wie unter Punkt A), Beispiel 1, unter Ziffer iii) und Ziffer iv)
beschrieben.

C) Entnahme einer erfolgsabhangigen Vergltung bei einer positiven Wertentwicklung des
Fonds und einer (h6heren) positiven Wertentwicklung des Vergleichsindexes

Eine erfolgsabhédngige Vergttung kann nicht entnommen werden, wenn die positive
Wertentwicklung des Fonds die positive Wertentwicklung seines Vergleichsindexes
unterschreitet (,Outperformance”).

Beispiel 3:

Der Fonds hat in der Abrechnungsperiode einen Wertzuwachs von 2 Prozent erzielt. Der
Wertzuwachs des zugrunde liegenden Vergleichsindexes betragt in der Abrechnungsperiode
hingegen 5 Prozent. Unter Beriicksichtigung dieser Annahmen ergeben sich nachfolgende
Berechnungen:

i) Berechnung der Outperformance:

Wertentwicklung des Fonds 2%
abziglich Wertentwicklung des Vergleichsindexes 5%

= Outperformance des Fonds in der Abrechnungsperiode -3 %

if) Anrechnung eines bestehenden Verlustvortrags:
Vor dem Hintergrund, dass keine (bzw. eine negative) Outperformance erreicht worden ist,
erhoht sich der bestehende Verlustvortrag um 3 Prozent.

iii) Berechnung der erfolgsabhangigen Vergitung:
Vor dem Hintergrund, dass keine Outperformance erreicht worden ist, wird keine
erfolgsabhangigen Verglitung erhoben.

iv) Berlicksichtigung der vereinbarten Obergrenze:
Vor dem Hintergrund, dass keine erfolgsabhangige Vergitung erhoben wird, ist die
Berlicksichtigung der Obergrenze nicht notwendig.

keine

Des Weiteren erhalt die Verwaltungsgesellschaft eine jahrliche Pauschalgebihr in Héhe von
0,25 % des kalendertaglichen Nettovermdgens des Fonds. Die Pauschalgeblhr deckt
nachfolgende Vergltungen und Aufwendungen ab:

a) Vergltung der Verwahrstelle;

b) Bankubliche Depot- und Lagerstellengebuhren fir die Verwahrung von
Vermogensgegenstanden;

¢) Honorare der Abschlussprufer;
d) Kosten fir die Beauftragung von Stimmrechtsvertretungen;

e) Kosten fur Tatigkeiten des OGA-Verwalters, wie zum Beispiel die Fondsbuchhaltung sowie
das Berichts- und Meldewesen.

Die Pauschalgebuhr wird auf Basis des kalendertaglichen Nettovermogens des Fonds
wahrend des entsprechenden Monats berechnet und ist am ersten Bewertungstag des
Folgemonats zahlbar.

0,05 % p.a.
1. Oktober 1999
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Rechnungsjahr des Fonds

Erstes Rechnungsjahr in welchem der
Unterfonds in den Jahresabschluss des
Fonds konsolidiert wurde

Berichte

Boérsennotierung

Vertriebslander der Klasse A

Veroéffentlichung

Verwaltungsreglement und
Sonderreglement

1. Oktober — 30. September
1. Oktober 1999 — 30. September 2000

1. Halbjahresbericht: 31. Marz 2000
1. Jahresbericht: 30. September 2000

nicht vorgesehen

GroBherzogtum Luxemburg, Deutschland, Osterreich

Der Hinweis auf die Hinterlegung des Verwaltungs- und Sonderreglements beim Handels-
und Gesellschaftsregister in Luxemburg wird auf der Informationsplattform Recueil
électronique des sociétés et associations (,RESA") des Handels- und Gesellschaftsregisters in
Luxemburg veroffentlicht.

*) Im Ubrigen wird auf Artikel 13 des Verwaltungsreglements - Allgemeine Kosten auf das Sonderreglement verwiesen.

Besondere Hinweise

Potenzielle Anleger sollten sich neben den allgemeinen Risiken der Kursschwankungen bei Aktienanlagen Uber die zusatzlichen

branchenspezifischen Risiken einer Anlage im UniSector: HighTech bewusst sein. Die Wertentwicklungen branchenbezogener Aktien
kénnen auch abweichend vom allgemeinen Borsentrend sein, wie sie zum Beispiel durch breite Marktindices dargestellt werden. Zudem
kann die Anlage des Unterfondsvermogens, bedingt durch die branchenspezifische Ausrichtung der Anlagepolitik, erhéht in neu
gehandelte Aktien erfolgen, welche starkeren Kursschwankungen und eventuell einer eingeschrankten Liquiditat ausgesetzt sein

kénnen.
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Sonderreglement des Unterfonds UniSector: BasicIndustries

Far den UniSector: BasicIndustries ist das Verwaltungsreglement
vom 1. Januar 2023, das beim Handels- und Gesellschaftsregister
in Luxemburg hinterlegt und bei dem der Hinweis auf die Hinter®
legung auf der Informationsplattform Recueil électronique des
sociétés et associations (,RESA") des Handels- und
Gesellschaftsregisters in Luxemburg veroffentlicht wird, ein
schlieBlich aller zukiinftigen Anderungen integraler Bestandteil.

Erganzend beziehungsweise abweichend gelten die Bestimmun
gen des nachstehenden Sonderreglements, das am 21. Mai 2025
in Kraft tritt. Es ersetzt die vorhergehende Fassung vom 30. April
2024. Der Hinweis auf die Hinterlegung dieses Sonderreglements
beim Handels- und Gesellschaftsregister in Luxemburg wird im
RESA spatestens ab dem 18. Juni 2025 veroffentlicht.

Der Unterfonds UniSector: BasicIndustries unterliegt der Aufsicht
der CSSF.

Artikel 19 Anlageziel

Ziel der Anlagepolitik von UniSector: BasicIndustries (der
"Unterfonds") ist es, anhand eines aktiven Managementansatzes,
unter Beachtung der Risikostreuung eine Wertentwicklung zu erld
reichen, die zu einem Wertzuwachs fihrt. Der Unterfonds orien@
tiert sich an einem VergleichsmaBstab (MSCl World Materials (to@
tal return, net dividends, auf Euro-Basis), MSCl World Energy (to
tal return, net dividends, auf Euro-Basis), MSCl World Industrials
(total return, net dividends, auf Euro-Basis)), wobei versucht wird,
dessen Wertentwicklung zu Ubertreffen.

Die Anleger werden darauf hingewiesen, dass die Wertenti
wicklung in der Vergangenheit keinen Riickschluss auf eine
zuklnftige Wertentwicklung zulasst; sie kann sowohl héher
als auch niedriger ausfallen. Es kann keine Zusicherung gegefl
ben werden, dass die Ziele der Anlagepolitik erreicht werden.

Aktiver Managementansatz:

Die fir den UniSector: BasicIndustries zu erwerbenden VermoQ
gensgegenstande werden diskretionar auf Basis eines
konsistenten Investmentprozesses identifiziert (,,aktives Manageld
ment"). Zur Umsetzung des aktiven Managements hat Union In@
vestment einen Research-Prozess etabliert. Potentiell

interessante Unternehmen werden dabei vom Portfoliomanagel
ment insbesondere auf Basis von Datenbankanalysen,
Unternehmensberichten und personlichen Eindricken analysiert.

Auf der Grundlage der aus dem Research-Prozess
hervorgegangenen Empfehlungen wird das Portfolio des UniSec
tor: BasicIndustries konstruiert und regelmaBig optimiert. Die aus
dem Research-Prozess hervorgegangenen
Einzeltitelempfehlungen bilden die Basis fir die
strategiespezifische Titelselektion. Fir den Unterfonds UniSector:
BasicIndustries liegt der Fokus der Titelauswahl auf den Unternehiz
men aus den Indizes MSCI World Materials (total return, net divilZ
dends, auf Euro-Basis), MSCI World Energy (total return, net divil
dends, auf Euro-Basis), MSCI World Industrials (total return, net
dividends, auf Euro-Basis). Die Gewichtung der jeweiligen Aktien
im Portfolio hangt zum einen von der fundamentalen Einschat
zung des jeweiligen Unternehmens ab und zum anderen von der

Einschdtzung zu den Sektoren und der Gesamteinschatzung fur
den weltweiten Aktienmarkt der Branchen Energie, Rohstoffe
und Industrie. Dartber hinaus investiert der Unterfonds auch in
Titel auBerhalb des MSCI World Materials (total return, net divil
dends, auf Euro-Basis), des MSCI World Energy (total return, net
dividends, auf Euro-Basis) und des MSCI World Industrials (total
return, net

dividends, auf Euro-Basis) sowie in verschiedene Derivate (Optiol
nen auf Aktien etc.).

Unter Beachtung der gesetzlichen und vertraglichen Regelungen
entscheidet das Portfoliomanagement Giber den Kauf oder Ver@
kauf eines Wertpapiers. Griinde fir den Erwerb oder den Verkauf
kénnen dabei unter anderem die aktuelle Marktsituation, eine
veranderte Nachrichtenlage zu einem Unternehmen oder
Mittelflisse im Unterfonds sein. Im Rahmen der Entscheidung
werden auch mdgliche Risiken beriicksichtigt. Risiken kénnen ein@
gegangen werden, wenn das Verhéltnis zwischen Chance und Ri
siko als positiv angesehen wird.

Der Unterfonds bildet die vorgenannten Wertpapierindizes nicht
ab, und seine Anlagestrategie beruht auch nicht auf der Nachbil®@
dung der Entwicklung eines oder mehrerer anderer Indizes.

Die Anlagestrategie orientiert sich vielmehr an dem festgelegten
VergleichsmaBstab (MSCI World Materials (total return, net divill
dends, auf Euro-Basis), MSCI World Energy (total return,

net dividends, auf Euro-Basis), MSCI World Industrials (total re@
turn, net dividends, auf Euro-Basis)), wobei versucht wird, dessen
Wertentwicklung zu tbertreffen. Das Fondsmanagement hat jel
derzeit die Moglichkeit, unter Berlcksichtigung der Anlagepolitik
des Unterfonds, durch aktive Uber- sowie Untergewichtung einf
zelner Werte auf Basis aktueller Kapitalmarkt- sowie
Risikoeinschatzungen wesentlich — sowohl positiv als auch negal
tiv - von diesem VergleichsmafBstab abzuweichen.

Artikel 20 Anlagepolitik

Das Unterfondsvermégen wird zu mindestens zwei Dritteln inter®
national angelegt in Aktien, Aktienzertifikaten, Wandelschuldver
schreibungen, Optionsanleihen und, sofern diese als Wertpapiere
gem. Artikel 41 des Gesetzes vom 17. Dezember 2010 gelten, in
Genuss- und Partizipationsscheinen von Unternehmen sowie dal?
neben in Indexzertifikaten und Optionsscheinen.

Bei den Emittenten vorgenannter Werte dieses Branchenfonds
flr Energie, Rohstoffe und Industrie handelt es sich tberwiegend
um Unternehmen mit einer Uberwiegenden Tatigkeit in den Bel
reichen Energieerzeugung und —versorgung, Gewinnung von
Erddl und Erdgas, Branchen des produzierenden Gewerbes,
Recycling, regenerativen Energien, der Chemie-, Papier-, Stahl-
und Metallindustrie, dem Maschinen- und Anlagenbau, der Glas-
und Keramikindustrie, der Verarbeitung von Steinen und Erden,
der Herstellung von Metallerzeugnissen, der Land- und
Forstwirtschaft, Fischerei und dem Bergbau.

Daneben kénnen fir das Unterfondsvermégen abgeleitete FiZ
nanzinstrumente eingesetzt werden.

Der Unterfonds legt héchstens 10 % seines Netto-
Unterfondsvermogens in andere OGAW oder in andere OGA im
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Sinne von Artikel 4 Ziffer 1.1 Buchstabe e) des Verwaltungsregle
ments an.

Zusétzlich zu berlcksichtigende Anlagegrundsatze:

Vorbehaltlich der in den vorstehenden Absatzen festgelegten Anl@
lagegrenzen gilt zudem, dass mehr als 50% des Netto-
Unterfondsvermoégens in solche Kapitalbeteiligungeni.S.d. § 2
Absatz 8 des deutschen Investmentsteuergesetzes (InvStG) angeld
legt werden.

Dabei kénnen die tatsachlichen Kapitalbeteiligungsquoten von
OGAW und anderen OGA, soweit Anteile an diesen erwerbbar
sind, berlicksichtigt werden.

Artikel 21 Unterfondswahrung, Ausgal
be- und Ricknahmepreis von
Anteilen

1. Unterfondswahrung ist der Euro (EUR).

2. Anteile werden an jedem Handelstag ausgegeben. Ausgabeld
preis ist der Anteilwert gemaB Artikel 8 des Verwaltungsref
glements zuzlglich eines Ausgabeaufschlages von bis zu
5,0®% des Anteilwertes. Der Ausgabeaufschlag wird zu Gunsl
ten der Verwaltungsgesellschaft und der Vertriebsstelle erhold
ben und kann nach GréBenordnung des Kaufauftrages ged
staffelt werden. Der Ausgabepreis kann sich um Gebuhren
oder andere Belastungen erhéhen, die in den jeweiligen Verd
triebslandern anfallen.

3. Rucknahmepreis ist der Anteilwert.

Artikel 22 Anteile

1. Die Anteile werden in Globalzertifikaten verbrieft. Ein AnlZ
spruch auf Auslieferung effektiver Stlicke besteht nicht. Es
werden Anteile der Klasse A (ausschittend) ausgegeben.

2. Alle Anteile einer Klasse haben gleiche Rechte.

Artikel 23 Ertragsverwendung

1. Die im Unterfonds vereinnahmten Zins- und Dividendenertra@
ge sowie sonstige ordentliche Ertrdge abzlglich der Kosten
werden nach MaB3gabe der Verwaltungsgesellschaft fir Anf2
teilscheine der Klasse A ausgeschittet.

2. Die Verwaltungsgesellschaft kann neben den ordentlichen
Nettoertragen die realisierten Kapitalgewinne, die Erlése aus
dem Verkauf von Bezugsrechten und/oder die sonstigen Erl
trage nicht wiederkehrender Art abzliglich realisierter Kapitalz
verluste sowie sonstige Aktiva gemanB Artikel 11 Ziffer 3 des
Verwaltungsreglements ganz oder teilweise in bar oder in
Form von Gratisanteilen ausschutten.

Artikel 24 Kosten fir die Verwaltung
und Verwahrung des
Unterfondsvermoégens

1. Die Verwaltungsgesellschaft ist berechtigt, vom Unterfonds
eine jahrliche Verwaltungsvergltung von bis zu 1,75 % auf
das Netto-Unterfondsvermdgen zu erhalten, die auf der Basis

des kalendertaglichen Netto-Unterfondsvermogens wahrend
des entsprechenden Monats zu berechnen und am ersten BelZ
wertungstag des Folgemonats zahlbar ist.

2. Des Weiteren erhalt die Verwaltungsgesellschaft eine jahrli
che Pauschalgebihr in Hohe von bis zu 0,5 % des kalenderid
taglichen Nettovermogens des Unterfonds. Die Pauschalgeld
blhr deckt nachfolgende Verglitungen und Aufwendungen
ab:

a) Vergltung der Verwahrstelle;

b) Bankibliche Depot- und Lagerstellengebihren fir die
Verwahrung von Vermégensgegenstanden;

¢) Honorare der Abschlussprifer;

d) Kosten fir die Beauftragung von Stimmrechtsvertretunl
gen;

e) Kosten fur Tatigkeiten des OGA-Verwalters, wie zum Beil?
spiel die Fondsbuchhaltung sowie das Berichts- und Mel®
dewesen.

Die Pauschalgebihr wird auf Basis des kalendertaglichen Net
tovermdégens des Unterfonds wéahrend des entsprechenden
Monats berechnet und ist am ersten Bewertungstag des Fol
gemonats zahlbar.

Artikel 25 Dauer des Unterfonds

Der Unterfonds ist auf unbestimmte Zeit errichtet.

Artikel 26 Name des Fonds, Verwahrstell
le, Fondswahrung, Rechil
nungsjahr, Dauer des Fonds

Der Unterfonds ist ein Unterfonds des UniSector (der ,,Fonds"”), ei@
nes von der Verwaltungsgesellschaft gemaB Teild des Gesetzes
vom 17. Dezember 2010 in der Form eines "fonds commun de plal
cement a compartiments multiples" aufgelegten und verwaltel
ten Fonds.

Verwahrstelle des Fonds ist die DZ PRIVATBANK S.A., Luxemburg.
Das Gesamt-Nettovermdgen des Fonds ist in Euro ausgedruckt.

Das Rechnungsjahr des Fonds endet jedes Jahr am 30. Septem@
ber.

Der Fonds ist auf unbestimmte Zeit errichtet.

Senningerberg,

Die Verwaltungsgesellschaft
Union Investment Luxembourg S.A.

Strassen,
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Die Verwahrstelle
DZ PRIVATBANK S.A.
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Der Unterfonds im Uberblick

Unterfonds
Wahrung
WP-Kenn-Nr./ ISIN-Code Klasse A

Anlageziel

Aktiver Managementansatz

Beriicksichtigung von den wichtigsten
nachteiligen Auswirkungen von

UniSector: BasicIndustries
EUR
921555/ LU0101442050

Ziel der Anlagepolitik von UniSector: Basicindustries (der "Unterfonds") ist es, anhand eines
aktiven Managementansatzes, unter Beachtung der Risikostreuung eine Wertentwicklung zu
erreichen, die zu einem Wertzuwachs fuhrt. Der Unterfonds orientiert sich an einem
VergleichsmafBstab (MSCI World Materials (total return, net dividends, auf Euro-Basis), MSCI
World Energy (total return, net dividends, auf Euro-Basis), MSCl World Industrials (total
return, net dividends, auf Euro-Basis)), wobei versucht wird, dessen Wertentwicklung zu
Ubertreffen.

Die Anleger werden darauf hingewiesen, dass die Wertentwicklung in der
Vergangenheit keinen Riickschluss auf eine zukiinftige Wertentwicklung zulésst; sie
kann sowohl hoher als auch niedriger ausfallen. Es kann keine Zusicherung gegeben
werden, dass die Ziele der Anlagepolitik erreicht werden.

Die fur den UniSector: BasicIndustries zu erwerbenden Vermdgensgegenstande werden
diskretionar auf Basis eines konsistenten Investmentprozesses identifiziert (,,aktives
Management"). Zur Umsetzung des aktiven Managements hat Union Investment einen
Research-Prozess etabliert. Potentiell interessante Unternehmen werden dabei vom
Portfoliomanagement insbesondere auf Basis von Datenbankanalysen,
Unternehmensberichten und persénlichen Eindrlicken analysiert.

Auf der Grundlage der aus dem Research-Prozess hervorgegangenen Empfehlungen wird das
Portfolio des UniSector: BasicIndustries konstruiert und regelmaBig optimiert. Die aus dem
Research-Prozess hervorgegangenen Einzeltitelempfehlungen bilden die Basis fir die
strategiespezifische Titelselektion. Fiir den Unterfonds UniSector: Basiclndustries liegt der
Fokus der Titelauswahl auf den Unternehmen aus den Indizes MSCI World Materials (total
return, net dividends, auf Euro-Basis), MSCI World Energy (total return, net dividends, auf
Euro-Basis), MSCl World Industrials (total return, net dividends, auf Euro-Basis). Die
Gewichtung der jeweiligen Aktien im Portfolio hangt zum einen von der fundamentalen
Einschatzung des jeweiligen Unternehmens ab und zum anderen von der Einschatzung zu
den Sektoren und der Gesamteinschatzung fur den weltweiten Aktienmarkt der Branchen
Energie, Rohstoffe und Industrie. Dartiber hinaus investiert der Unterfonds auch in Titel
auBerhalb des MSCI World Materials (total return, net dividends, auf Euro-Basis), des MSCI
World Energy (total return, net dividends, auf Euro-Basis) und des MSCI World Industrials
(total return, net dividends, auf Euro-Basis) sowie in verschiedene Derivate (Optionen auf
Aktien etc.).

Unter Beachtung der gesetzlichen und vertraglichen Regelungen entscheidet das
Portfoliomanagement tber den Kauf oder Verkauf eines Wertpapiers. Griinde flr den Erwerb
oder den Verkauf kbnnen dabei unter anderem die aktuelle Marktsituation, eine veranderte
Nachrichtenlage zu einem Unternehmen oder Mittelflisse im Unterfonds sein. Im Rahmen der
Entscheidung werden auch mégliche Risiken bertcksichtigt. Risiken kénnen eingegangen
werden, wenn das Verhaltnis zwischen Chance und Risiko als positivangesehen wird.

Der Unterfonds bildet die vorgenannten Wertpapierindizes nicht ab, und seine
Anlagestrategie beruht auch nicht auf der Nachbildung der Entwicklung eines oder mehrerer
anderer Indizes. Die Anlagestrategie orientiert sich vielmehr an dem festgelegten
VergleichsmafBstab (MSCI World Materials (total return, net dividends, auf Euro-Basis), MSCI
World Energy (total return, net dividends, auf Euro-Basis), MSCI World Industrials (total
return, net dividends, auf Euro-Basis)), wobei versucht wird, dessen Wertentwicklung zu
Ubertreffen. Das Fondsmanagement hat jederzeit die Mdglichkeit, unter Berlcksichtigung der
Anlagepolitik des Unterfonds, durch aktive Uber- sowie Untergewichtung einzelner Werte auf
Basis aktueller Kapitalmarkt- sowie Risikoeinschdtzungen wesentlich — sowohl positiv als auch
negativ — von diesem VergleichsmafBstab abzuweichen.

Die Berlicksichtigung der wichtigsten nachteiligen Auswirkungen von
Investitionsentscheidungen auf Nachhaltigkeitsfaktoren (Principal Adverse Impact) ist in
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Investitionsentscheidungen auf

diesem Unterfonds kein Bestandteil der Anlagestrategie. Beim Erwerb und der laufenden

Nachhaltigkeitsfaktoren gemaB Artikel 7 Analyse der Verm&gensgegenstande des Unterfonds werden diese Auswirkungen jedoch im

der VO (EU) 2019/2088
(,Offenlegungsverordnung”)

Angabe gemaB Verordnung (EU)
2020/852 (iber die Einrichtung eines
Rahmens zur Erleichterung nachhaltiger
Investitionen
(,Taxonomie-Verordnung")

Anlagepolitik

Total Return Swaps

Wertpapierfinanzierungsgeschéfte

Rahmen der allgemeinen Sorgfaltspflichten der Verwaltungsgesellschaft und in der
Risikoanalyse mitbetrachtet. Ausfiihrungen zur Beriicksichtigung der wichtigsten nachteiligen
Auswirkungen von Investitionsentscheidungen der Verwaltungsgesellschaft auf
Nachhaltigkeitsfaktoren sind in der entsprechenden Erklarung auf der Homepage der
Verwaltungsgesellschaft im Internet unter (Nachhaltigkeitsbezogene Offenlegung | Union
Investment (union-investment.lu)) veréffentlicht.

Die diesem Finanzprodukt zugrunde liegenden Investitionen berilcksichtigen nicht die
EU-Kriterien fur 6kologisch nachhaltige Wirtschaftsaktivitaten.

Das Unterfondsvermégen wird zu mindestens zwei Dritteln international angelegt in Aktien,
Aktienzertifikaten, Wandelschuldverschreibungen, Optionsanleihen und, sofern diese als
Wertpapiere gem. Artikel 41 des Gesetzes vom 17. Dezember 2010 gelten, in Genuss- und
Partizipationsscheinen von Unternehmen sowie daneben in Indexzertifikaten und
Optionsscheinen.

Bei den Emittenten vorgenannter Werte dieses Branchenfonds flr Energie, Rohstoffe und
Industrie handelt es sich Uberwiegend um Unternehmen mit einer Giberwiegenden Tatigkeit
in den Bereichen Energieerzeugung und —-versorgung, Gewinnung von Erddl und Erdgas,
Branchen des produzierenden Gewerbes, Recycling, regenerativen Energien, der Chemie-,
Papier- Stahl- und Metallindustrie, dem Maschinen- und Anlagenbau, der Glas- und
Keramikindustrie, der Verarbeitung von Steinen und Erden, der Herstellung von
Metallerzeugnissen, der Land- und Forstwirtschaft, Fischerei und dem Bergbau.

Daneben kénnen fir das Unterfondsvermogen abgeleitete Finanzinstrumente eingesetzt
werden.

Der Unterfonds legt hochstens 10@% seines Netto-Unterfondsvermdgens in andere OGAW
oder in andere OGA im Sinne von Artikel 4 Ziffer 1.1 Buchstabe e) des Verwaltungsreglements
an.

Zusatzlich zu berlcksichtigende Anlagegrundsatze:

Vorbehaltlich der in den vorstehenden Absatzen festgelegten Anlagegrenzen gilt zudem,
dass mehr als 50% des Netto-Unterfondsvermdgens in solche Kapitalbeteiligungen i.S.d. § 2
Absatz 8 des deutschen Investmentsteuergesetzes (InvStG) angelegt werden.

Dabei kénnen die tatsachlichen Kapitalbeteiligungsquoten von OGAW und anderen OGA,
soweit Anteile an diesen erwerbbar sind, beriicksichtigt werden.

Die Verwaltungsgesellschaft erwartet, dass im Regelfall 0 bis 20% des Fondsvermdgens
Gegenstand von Total Return Swaps sind. Dies ist jedoch lediglich ein geschatzter Wert, der
im Einzelfall Gberschritten werden kann. Es dirfen insgesamt nicht mehr als 35% des
Fondsvermdgens Gegenstand solcher Geschafte sein.

Pensionsgeschafte: Die Verwaltungsgesellschaft wird fiir Rechnung des Unterfonds keine
Pensionsgeschafte abschlieBen.

Wertpapier-Darlehensgeschéfte: Die Verwaltungsgesellschaft wird fir Rechnung des
Unterfonds Wertpapier-Darlehensgeschéafte abschlieBen. Hierbei kdnnen in geeigneten
Marktphasen sowie unter Berlicksichtigung der Anlagestrategie des Fonds 80 % des
Unterfondsvermégens (in Form von Wertpapieren, Geldmarktinstrumenten und
Investmentanteilen) auf unbestimmte Zeit als Wertpapier-Darlehen an Dritte Gbertragen
werden. Die Verwaltungsgesellschaft erwartet, dass im Regelfall zwischen 40 bis 60 % des
Unterfondsvermogens Gegenstand von Wertpapier-Darlehensgeschaften sind. Dies ist jedoch
lediglich ein geschatzter Wert, der im Einzelfall Gilberschritten werden kann. Der tatsachliche
Anteil des Unterfondsvolumens, welcher Gegenstand von Wertpapier-Darlehensgeschaften
ist, wird in den jeweiligen Halbjahres- und Jahresberichten aufgefihrt.

Kauf-/Ruckverkaufgeschafte (Buy/Sell-back-Geschéafte) oder Verkauf-/Rickkaufgeschafte
(Sell/Buy-back-Geschafte): Die Verwaltungsgesellschaft wird fir Rechnung des Unterfonds
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Risikoprofil des Unterfonds

Risikoprofil des typischen Investors

Wahrungs-Risiken fur den Euro-Anleger

Finanzterminkontrakte

Ertragsverwendung Klasse A
Verbriefung

Erster Ausgabepreis je Anteil fir Anteile
der Klasse A

Verwahrstelle

Kosten, die vom Anteilinhaber zu tragen

sind

Ausgabeaufschlag Klasse A

Kosten, die aus dem
Unterfondsvermégen erstattet werden

Verwaltungsvergitung Klasse A *)

Erfolgsabhangige Vergiitung*)

keine Kauf-/Rickverkaufgeschafte (Buy/Sell-back-Geschafte) oder
Verkauf-/Ruckkaufgeschéafte (Sell/Buy-back-Geschafte) abschlieBen.

Die Verwaltungsgesellschaft hat den Unterfonds der zweithochsten von insgesamt finf
Risikoklassen zugeordnet, damit weist der Unterfonds ein hohes Risiko auf.

Zur Steigerung des Wertzuwachses kann der Unterfonds Geschafte in Optionen,
Finanzterminkontrakten, Devisenterminkontrakten, Swaps oder Techniken und Instrumente
fur die effiziente Portfolioverwaltung tatigen. Die vorgenannten Geschéafte konnen auch zum
Zweck der Absicherung getatigt werden.

Im Hinblick hierauf wird auch auf den Verkaufsprospekt Kapitel 6. ,Allgemeine Hinweise zu

Derivaten, Techniken und Instrumenten” sowie auf Kapitel 14. ,Allgemeine Risikohinweise’

verwiesen.

Zur Uberwachung und Messung des mit Derivaten verbundenen Gesamtrisikos wird der
Commitment Approach verwendet.

Der Unterfonds eignet sich fir Anleger, die die Chance einer Anlage in Aktien der Branche
Energie, Rohstoffe und Industrie nutzen mochten und hohe Risiken akzeptieren.
Anlegern wird empfohlen, eine konkrete Halteempfehlung dem jeweils aktuellen BIB zu
entnehmen.

Eine Wahrungssicherung ist im Rahmen von Artikel 4 des Verwaltungsreglements zulassig.

Die Verwaltungsgesellschaft wird Finanzterminkontrakte auch zu anderen als zu
Absicherungszwecken kaufen und verkaufen.

Ausschittend
Globalurkunden

EUR 45,00

DZ PRIVATBANK S.A.

4,0 %

1,55 % p.a., berechnet auf Basis des kalendertaglichen Netto-Unterfondsvermogens wahrend
eines Monats.

Bei einer erfolgsabhéngigen Vergiitung handelt es sich um eine Vergutung als zusatzlichen
Leistungsanreiz fiir das Fondsmanagement. Die Verglitung wird nur dann gezahlt, wenn sich
die Wertentwicklung des Unterfonds (nachfolgend ,Fonds”) bzw. einer Anteilklasse besser als
sein Vergleichsindex in der betrachteten Abrechnungsperiode entwickelt (Outperformance).
Die Voraussetzungen, unter denen eine erfolgsabhangige Vergiutung entnommen werden
darf, kdnnen den nachfolgenden Buchstaben a) bis f) entnommen werden:

a) Definition der erfolgsabhangigen Vergltung

Die Verwaltungsgesellschaft kann fur die Verwaltung des Fonds zusatzlich zu den
Vergitungen und Gebihren gemafB Artikel 25 des Sonderreglements je ausgegebenen Anteil
eine erfolgsabhangige Vergltung in Hohe von bis zu 25 Prozent des Betrags erhalten, um den
die Anteilwertentwicklung die Entwicklung des Vergleichsindex am Ende einer
Abrechnungsperiode Ubersteigt (Outperformance tGber dem Vergleichsindex, das heil3t
positive Abweichung der Anteilwertentwicklung von der Benchmarkentwicklung,
nachfolgend auch ,Positive Benchmark-Abweichung” genannt), jedoch insgesamt héchstens
bis zu 2,5 Prozent des durchschnittlichen Nettoinventarwerts des Fonds bzw. der etwaigen
Anteilklasse in der Abrechnungsperiode, der aus den kalendertaglichen Werten errechnet
wird.

Die dem Fonds belasteten Kosten werden fir die Ermittlung der Outperformance vor dem
Vergleich von der Entwicklung des Fonds abgezogen bzw. bei dem Ausweis der
Wertentwicklung des Fonds grundsatzlich berticksichtigt. Diese Kosten dirfen vor dem
Vergleich hingegen nicht von der Entwicklung des Vergleichsindex abgezogen werden.
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Unterschreitet die Anteilwertentwicklung am Ende einer Abrechnungsperiode die
Entwicklung des Vergleichsindex (Underperformance zum Vergleichsindex, das hei3t negative
Abweichung der Anteilwertentwicklung von der Benchmarkentwicklung, nachfolgend auch
.Negative Benchmark-Abweichung” genannt), so erhélt die Verwaltungsgesellschaft keine
erfolgsabhéngige Vergltung. Entsprechend der Berechnung der erfolgsabhdngigen
Vergltung bei Positiver Benchmark-Abweichung wird nun auf Basis der Negativen
Benchmark-Abweichung ein Underperformancebetrag pro Anteilwert errechnet und in die
nachste Abrechnungsperiode als negativer Vortrag vorgetragen (Negativer Vortrag). Der
Negative Vortrag wird nicht durch einen Hochstbetrag begrenzt. Fir die nachfolgende
Abrechnungsperiode erhélt die Verwaltungsgesellschaft nur dann eine erfolgsabhéngige
Vergltung, wenn der aus Positiver Benchmark-Abweichung errechnete Betrag am Ende
dieser Abrechnungsperiode den Negativen Vortrag aus der vorangegangenen
Abrechnungsperiode Ubersteigt. In diesem Fall errechnet sich der Verglitungsanspruch aus
der Differenz beider Betrage. Ubersteigt der aus Positiver Benchmark-Abweichung errechnete
Betrag den Negativen Vortrag aus der vorangegangenen Abrechnungsperiode nicht, werden
beide Betrage verrechnet. Der verbleibende Underperformancebetrag pro Anteilwert wird
wieder in die nachste Abrechnungsperiode als neuer Negativer Vortrag vorgetragen. Ergibt
sich am Ende der nachsten Abrechnungsperiode erneut eine Negative
Benchmark-Abweichung, so wird der vorhandene Negative Vortrag um den aus dieser
Negativen Benchmark-Abweichung errechneten Underperformancebetrag erhoht. Bei der
jahrlichen Berechnung des Vergltungsanspruchs werden etwaige Underperformancebetrage
der jeweils finf vorangegangenen Abrechnungsperioden berlcksichtigt. Existieren fir den
Fonds weniger als finf vorangegangene Abrechnungsperioden, so werden alle
vorangegangenen Abrechnungsperioden berlcksichtigt.

b) Definition der Abrechnungsperiode

Die Abrechnungsperiode beginnt am 1. April und endet am 31. Méarz eines Kalenderjahres.
Die erste Abrechnungsperiode begann am 1. Oktober 2014 und endete am 31. Marz 2016.

) Vergleichsindex

Als Vergleichsindex wird 50 % des MSCI World Materials (total return, net dividends, auf
Euro-Basis), 25 % des MSCl World Energy (total return, net dividends, auf Euro-Basis) und 25
% des MSCl World Industrials (total return, net dividends, auf Euro-Basis) festgelegt.

Der Referenzwert (Index) wird von MSCI Limited mit Sitz in einem Drittstaat (auBerhalb der
EU/EWR) administriert. Spatestens zum 31. Dezember 2023 muss MSCI Limited oder der Index
in ein bei der europaischen Wertpapieraufsichtsbehorde ESMA gefiihrtes 6ffentliches
Register von Administratoren von Referenzwerten und von Referenzwerten eingetragen
worden sein, um den Index weiterhin verwenden zu kdnnen. Alternativ kann die
Administration des Index bis dahin auch verlegt werden, sodass diese Gber einen Staat
innerhalb der EU/EWR erfolgt.

Falls der Vergleichsindex entfallen oder sich wesentlich &ndern sollte, wird die
Verwaltungsgesellschaft auf Grundlage eines robusten schriftlichen Plans, in dem die
MaBnahmen dargelegt sind, die sie ergreifen wird, einen angemessenen anderen
Vergleichsindex festlegen, der an die Stelle des Vergleichsindex tritt. Dieser Plan liegt am Sitz
der Verwaltungsgesellschaft sowie in den Vertriebsldandern kostenlos zur Einsicht aus.

d) Berechnung der Anteilwertentwicklung

Die Anteilwertentwicklung wird nach der BVI-Methode berechnet. Bei der BVI-Methode
handelt es sich um eine international anerkannte Standardmethode zur
Wertentwicklungsberechnung von Investmentvermégen. Diese ermdglicht eine einfache,
nachvollziehbare und exakte Berechnung. Die Wertentwicklung stellt dabei die prozentuale
Veranderung zwischen dem angelegten Vermogen zu Beginn des Anlagezeitraums und
seinem Wert am Ende des Anlagezeitraums dar. Ausschlttungen werden rechnerisch dabei
umgehend in neue Fondsanteile investiert, um eine Vergleichbarkeit der Wertentwicklung
ausschlttender und thesaurierender Fonds sicherzustellen.

e) Ruckstellung

Entsprechend dem Ergebnis eines taglichen Vergleichs wird eine rechnerisch angefallene
erfolgsabhdngige Vergltung im Fonds je ausgegebenen Anteil zurtickgestellt oder eine
bereits gebuchte Rickstellung entsprechend aufgeldst. Aufgeldste Riickstellungen fallen dem
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Fonds zu. Eine erfolgsabhéangige Vergitung kann nur entnommen werden, sofern
entsprechende Ruckstellungen gebildet wurden.

f) Berucksichtigung der Anteilwertentwicklung

Die erfolgsabhangige Vergtitung kann auch dann enthommen werden, wenn der
Anteilwert am Ende der Abrechnungsperiode den Anteilwert zu Beginn der
Abrechnungsperiode unterschreitet (Negative Anteilwertentwicklung).

g) Beispiel der Berechnung einer erfolgsabhangigen Vergitung

Die nachfolgende schematische Darstellung beschreibt die grundséatzliche Vorgehensweise
zur Entnahme einer erfolgsabhéngigen Vergitung:

A) Entnahme einer erfolgsabhédngigen Vergltung bei einer positiven Wertentwicklung des
Fonds und einer (geringeren) positiven Wertentwicklung des Vergleichsindexes

Eine erfolgsabhangige Vergutung kann entnommen werden, wenn die positive
Wertentwicklung des Fonds die positive Wertentwicklung seines Vergleichsindexes Gbersteigt
(,Outperformance”).

Beispiel 1:

Der Fonds hat in der Abrechnungsperiode einen Wertzuwachs von zehn Prozent erzielt. Der
Wertzuwachs des zugrunde liegenden Vergleichsindexes betragt in der Abrechnungsperiode
hingegen nur sieben Prozent. Unter Beriicksichtigung dieser Annahmen ergeben sich
nachfolgende Berechnungen:

i) Berechnung der Outperformance:

Wertentwicklung des Fonds 10 %
abziglich Wertentwicklung des Vergleichsindexes 1%

= Outperformance des Fonds in der Abrechnungsperiode 3%

ii) Anrechnung eines bestehenden Verlustvortrags:

Der Verlustvortrag aus den vorangegangenen finf Jahren betragt beispielhaft 1,2 Prozent.
Die unter Ziffer i) berechnete Outperformance des Fonds in der Abrechnungsperiode wird um
den bespielhaften Verlustvortrag korrigiert, so dass sich eine verbleibende Outperformance
von 1,8 Prozent errechnet:

3,0 Prozent - 1,2 Prozent = 1,8 Prozent verbleibende Outperformance.

i) Berechnung der erfolgsabhdngigen Vergltung:
Verbleibende Outperformance 1,8 Prozent * Entnahmesatz erfolgsabhangige Vergltung 25
Prozent = 0,45 Prozent

iv) Berticksichtigung der vereinbarten Obergrenze:

Die Héhe einer erfolgsabhdngigen Vergltung ist auf maximal 2,5 Prozent begrenzt (sog.
Obergrenze). Im Beispiel liegt der unter Ziffer iii) ermittelte Prozentwert in Hohe von 0,45
Prozent unterhalb der vereinbarten Obergrenze von 2,5 Prozent und kann dem
Fondsvermdgen entnommen werden.

Die vorgenannte Berechnung findet jedem Bewertungstag (des Anteilwertes) statt und eine
erfolgsabhéngige Vergiitung wird entsprechend téglich im Fondsvermdgen abgegrenzt, d.h.
istim Anteilwert bertcksichtigt.

Der Zeitpunkt der Entnahme einer abgegrenzten erfolgsabhdngigen Vergutung hat aufgrund
der laufenden Anpassung der Riickstellung keinen Einfluss auf den Anteilwert.

B) Entnahme einer erfolgsabhdngigen Vergiitung bei einer negativen Wertentwicklung des
Fonds und einer negativen Wertentwicklung des Vergleichsindexes

Eine erfolgsabhéangige Vergutung kann auch entnommen werden, wenn der Fonds eine
negative Wertentwicklung aufweist, diese Wertentwicklung aber weniger negativ ist als die
Wertentwicklung seines Vergleichsindexes (,Outperformance”).

Beispiel 2:

Der Fonds hat in der Abrechnungsperiode einen Wertverlust von zwei Prozent (- 2 %) erzielt.
Der Wertverlust des zugrundeliegenden Vergleichsindexes betragt in der
Abrechnungsperiode hingegen finf Prozent (- 5 %). Unter BerUcksichtigung dieser
Annahmen ergeben sich nachfolgende Berechnungen:
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Kosten fiir die Bereitstellung von
Analysematerial oder -dienstleistungen
durch Dritte *)

Pauschalgebuhr *)

i) Berechnung der Outperformance:
Wertentwicklung des Fonds 2%

abzlglich Wertentwicklung des Vergleichsindexes 5%

= Outperformance des Fonds in der Abrechnungsperiode 3%

ii) Anrechnung eines bestehenden Verlustvortrags:

Der Verlustvortrag aus den vorangegangenen finf Jahren betragt beispielhaft 1,2 Prozent.
Die unter Ziffer i) berechnete Outperformance des Fonds in der Abrechnungsperiode wird um
den bespielhaften Verlustvortrag korrigiert, so dass sich eine verbleibende Outperformance
von 1,8 Prozent errechnet:

3,0 Prozent - 1,2 Prozent = 1,8 Prozent verbleibende Outperformance.

iii) Berechnung der erfolgsabhéangigen Vergitung:

Die Berechnung der erfolgsabhangigen Verglitung sowie die Berlicksichtigung der
vereinbarten Obergrenze erfolgen wie unter Punkt A), Beispiel 1, unter Ziffer iii) und Ziffer iv)
beschrieben.

C) Entnahme einer erfolgsabhangigen Vergitung bei einer positiven Wertentwicklung des

Fonds und einer (h6heren) positiven Wertentwicklung des Vergleichsindexes

Eine erfolgsabhéangige Vergitung kann nicht entnommen werden, wenn die positive
Wertentwicklung des Fonds die positive Wertentwicklung seines Vergleichsindexes
unterschreitet (,Outperformance”).

Beispiel 3:

Der Fonds hat in der Abrechnungsperiode einen Wertzuwachs von 2 Prozent erzielt. Der
Wertzuwachs des zugrunde liegenden Vergleichsindexes betragt in der Abrechnungsperiode
hingegen 5 Prozent. Unter Berlcksichtigung dieser Annahmen ergeben sich nachfolgende
Berechnungen:

i) Berechnung der Outperformance:
Wertentwicklung des Fonds 2%

abziglich Wertentwicklung des Vergleichsindexes 5%

= Outperformance des Fonds in der Abrechnungsperiode -3 %

ii) Anrechnung eines bestehenden Verlustvortrags:
Vor dem Hintergrund, dass keine (bzw. eine negative) Outperformance erreicht worden ist,
erhoht sich der bestehende Verlustvortrag um 3 Prozent.

iii) Berechnung der erfolgsabhangigen Vergitung:
Vor dem Hintergrund, dass keine Outperformance erreicht worden ist, wird keine
erfolgsabhangigen Verglitung erhoben.

iv) Berlicksichtigung der vereinbarten Obergrenze:
Vor dem Hintergrund, dass keine erfolgsabhangige Vergiitung erhoben wird, ist die
Berlicksichtigung der Obergrenze nicht notwendig.

keine

Des Weiteren erhalt die Verwaltungsgesellschaft eine jahrliche Pauschalgebihr in Héhe von
0,25 % des kalendertaglichen Nettovermogens des Unterfonds. Die Pauschalgeblhr deckt
nachfolgende Vergitungen und Aufwendungen ab:

a) Vergltung der Verwahrstelle;

b) Bankubliche Depot- und Lagerstellengebuhren fir die Verwahrung von
Vermogensgegenstanden;

¢) Honorare der Abschlussprufer;
d) Kosten fiir die Beauftragung von Stimmrechtsvertretungen;

e) Kosten fur Tatigkeiten des OGA-Verwalters, wie zum Beispiel die Fondsbuchhaltung sowie
das Berichts- und Meldewesen.
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Taxe d’abonnement
Auflegung / Tag der 1. Einzahlung
Rechnungsjahr des Fonds

Erstes Rechnungsjahr in welchem der
Unterfonds in den

Jahresabschluss des Fonds konsolidiert
wurde

Berichte

Bérsennotierung

Vertriebslander der Klasse A

Veroffentlichung

Verwaltungsreglement und
Sonderreglement

Die Pauschalgebihr wird auf Basis des kalendertaglichen Nettovermégens des Unterfonds
wahrend des entsprechenden Monats berechnet und ist am ersten Bewertungstag des
Folgemonats zahlbar.

0,05 % p.a.

1. Oktober 1999

1. Oktober — 30. September

1. Oktober 1999 — 30. September 2000

1. Halbjahresbericht: 31. Marz 2000
1. Jahresbericht: 30. September 2000

nicht vorgesehen

GroBherzogtum Luxemburg, Deutschland, Osterreich

Der Hinweis auf die Hinterlegung des Verwaltungs- und Sonderreglements beim Handels-
und Gesellschaftsregister in Luxemburg wird auf der Informationsplattform Recueil
électronique des sociétés et associations (,RESA") des Handels- und Gesellschaftsregisters in
Luxemburg veroffentlicht.

*) Im Ubrigen wird auf Artikel 13 des Verwaltungsreglements - Allgemeine Kosten - sowie auf das Sonderreglement verwiesen.

Besondere Hinweise

Potenzielle Anleger sollten sich neben den allgemeinen Risiken der Kursschwankungen bei Aktienanlagen Uber die zusatzlichen
branchenspezifischen Risiken einer Anlage im UniSector: Basicindustries bewusst sein. Die Wertentwicklungen branchenbezogener
Aktien kdnnen auch abweichend vom allgemeinen Bérsentrend sein, wie sie zum Beispiel durch breite Marktindices dargestellt werden.

Zudem kann die Anlage des Unterfondsvermégens, bedingt durch die branchenspezifische Ausrichtung der Anlagepolitik, erhéht in neu

gehandelte Aktien erfolgen, welche starkeren Kursschwankungen und eventuell einer eingeschrankten Liquiditat ausgesetzt sein

kénnen.
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Zusatzliche Informationen fiir Anleger
in der Bundesrepublik Deutschland

Zahl-, Vertriebs- und Informationsstelle in der
Bundesrepublik Deutschland sowie Einrichtung
gemaB §306a, Absatz 1, Nr. 1, 2, 4 und 5 KAGB

DZ BANK AG

Deutsche Zentral-Genossenschaftsbank
Platz der Republik

60265 Frankfurt am Main

Sitz: Frankfurt am Main

Einrichtung gemaB §306a, Absatz 1, Nr. 3 und 6
KAGB

Union Investment Luxembourg S.A.
3, Heienhaff
L-1736 Senningerberg

Zeichnungsantrage, Riicknahmeauftrage und Umtauschauftrage
kdénnen bei der oben genannten deutschen Zahlstelle abgegeben
werden. Ein Anspruch auf Auslieferung effektiver Stiicke bzw.
gedruckter Einzelurkunden besteht gemaR Artikel 22 des Sonderl
reglements nicht.

Ricknahmezahlungen, etwaige Gewinnausschittungen und an
dere Zahlungen an die Anleger kénnen Uber die oben genannte
deutsche Zahlstelle erfolgen.

Weitere Vertriebsstellen in der
Bundesrepublik Deutschland

Die der DZ Bank AG angeschlossenen Kreditinstitute sind weitere
Vertriebstellen in der Bundesrepublik Deutschland.

Bei der oben genannten Zahl- und Vertriebsstelle sowie
Informationsstelle sind die folgenden Informationen und Unterlal
gen kostenlos einsehbar bzw. in Papierform erhaltlich:

e der Verkaufsprospekt (nebst Verwaltungs- und Sonderrefd
glement)

e dasjeweilige Basisinformationsblatt
o die Jahres- und Halbjahresberichte

o die jeweils gultigen Ausgabe-, Riicknahme- und
Umtauschpreise

e alle sonstigen Angaben und Unterlagen, die im GroBher®
zogtum Luxemburg zu veréffentlichen sind

Ferner erhalten Sie Informationen Gber die Verwaltungsgesell?
schaft und die jeweils gliltigen Ausgabe- und Riicknahmepreise
im Internet unter http://www.union-investment.de.

Alle Mitteilungen an die Anteilinhaber werden in der Bundesrel
publik Deutschland gegenwartig im Internet auf der Homepage
der Union Investment unter http://www.union-investment.de
veroffentlicht.

Zudem werden die Anteilinhaber in der Bundesrepublik Deutschi
land mittels dauerhaftem Datentrager in folgenden Fallen inforlZ
miert:

e Aussetzung der Riicknahme von Anteilen des Fonds

e Kiindigung der Verwaltung des Fonds oder dessen Ab
wicklung

e Anderungen des Verwaltungs- beziehungsweise Sonder
reglements, sofern diese Anderungen mit den bisherigen
Anlagegrundsatzen nicht vereinbar sind, sie wesentliche
Anlegerrechte berlhren oder die Vergitungen und Aufd
wendungserstattungen betreffen, die aus dem Fondsver®
mogen entnommen werden kdnnen

e Zusammenlegung des Fonds mit einem oder mehreren
anderen Fonds

e Umwandlung des Fonds in einen Feeder-Fonds oder Anf
derung eines Master-Fonds

Darlber hinaus liegt der in diesem Verkaufsprospekt erwahnte
Verwahrstellenvertrag bei der Verwaltungsgesellschaft, der Ver2
wahrstelle und bei der oben genannten deutschen Zahlstelle kos
tenlos zur Einsicht bereit.

Informationen hinsichtlich der Verfahren und Vorkehrungen in
Bezug auf die Wahrnehmung und Sicherstellung von
Anlegerrechten nach Artikel 15 der Richtlinie 2009/65/EG
(Anlegerbeschwerden) sind bei der Verwaltungsgesellschaft erlZ
haltlich.

Hinweis hinsichtlich der Anzeige von ausléandischen Beteilill
gungen:

In Deutschland unbeschrankt steuerpflichtige Anleger werden dalz
rauf hingewiesen, dass sie den Erwerb und die VerduBerung von
bestimmten, hinreichenden Beteiligungen an dem Fonds gemaf
8§ 38 Abs. 2 der deutschen Abgabenordnung der zustandigen
deutschen Finanzbehorde zu melden haben. Es konnen jedoch
Ausnahmeregelungen greifen, z.B. im Fall bérsengehandelter
Fonds.

Hinweis tiber das Widerrufsrecht des Anteilscheinkdufers/-
verkaufers gemaB deutschem Kapitalanlagegesetzbuch
(Sm05 KAGB):

Erfolgt der Kauf von Investmentanteilen durch mindliche Ver-
handlungen auBerhalb der stdndigen Geschaftsraume desjeni-
gen, der die Anteile verkauft oder den Verkauf vermittelt hat, so
kann der Kaufer seine Erklarung Gber den Kauf binnen einer
Frist von zwei Wochen der auslandischen Verwaltungsgesell-
schaft gegenuber schriftlich widerrufen (Widerrufsrecht); dies
gilt auch dann, wenn derjenige, der die Anteile verkauft oder
den Verkauf vermittelt, keine stdndigen Geschaftsraume hat.
Handelt es sich um ein Fernabsatzgeschéafti. S. d. § 312b des
Burgerlichen Gesetzbuchs (BGB), so ist bei einem Erwerb von Fi-
nanzdienstleistungen, deren Preis auf dem Finanzmarkt Schwan-
kungen unterliegt (§ 312g Abs. 2 S. 1 Nr. 8 BGB), ein Widerruf
ausgeschlossen.

Zur Wahrung der Frist genligt die rechtzeitige Absendung der Wi
derrufserklarung. Der Widerruf ist gegentiber Union Investment
Luxembourg S.A., 3, Heienhaff, L-1736 Senningerberg in Text®
form unter Angabe der Person des Erklarenden einschlieBlich des?
sen Unterschrift zu erklaren, wobei eine Begriindung nicht erford
derlich ist.
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Die Widerrufsfrist beginnt erst zu laufen, wenn die Durchschrift
des Antrags auf Vertragsabschluss dem Kaufer ausgehandigt
oder ihm eine Kaufabrechnung tGbersandt worden ist und darin
eine Belehrung Uber das Widerrufsrecht gemaB den Anforderun
gen des Artikels 246 Absatz 3 Satz 2 und 3 des Einfihrungsgeset
zes zum Burgerlichen Gesetzbuch enthalten ist. Ist der Fristbel
ginn nach Satz 2 streitig, trifft die Beweislast den Verkaufer.

Das Recht zum Widerruf besteht nicht, wenn der Verkdufer nach
weist, dass entweder der Kaufer die Anteile im Rahmen seines
Gewerbebetriebes erworben hat oder er den Kaufer zu den Ver
handlungen, die zum Verkauf der Anteile gefiihrt haben, auf
Grund vorhergehender Bestellung gemaB §@&5 Abs. 1 der Gewerl
beordnung aufgesucht hat.

Ist der Widerruf erfolgt und hat der Kaufer bereits Zahlungen geld
leistet, so ist die auslandische Verwaltungsgesellschaft verpflich
tet, dem Kaufer, gegebenenfalls Zug um Zug gegen RiickibertralZ
gung der erworbenen Anteile, die bezahlten Kosten und einen
Betrag auszuzahlen, der dem Wert der bezahlten Anteile am
Tage nach dem Eingang der Widerrufserkldarung entspricht.

Auf das Recht zum Widerruf kann nicht verzichtet werden.

Diese MaBgaben zum Widerrufsrecht betreffend den Kauf von In@
vestmentanteilen gelten entsprechend fiir den Verkauf der An@
teile durch den Anleger.
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Zusatzliche Informationen fiir Anleger
in Osterreich

Einrichtung gemaB Artikel 92 Abs. 1 Buchstabe a), b), d) und
e) der Richtlinie 2009/65/EG (OGAW) - Vertriebs- und Zahlstel&
le:

Volksbank Wien AG

Dietrichgasse 25

A-1030 Wien

E-Mail: filialen@volksbankwien.at

Bei der VOLKSBANK WIEN AG sind der Verkaufsprospekt mit Ver
waltungs- und Sonderreglements und zusatzlich das
Basisinformationsblatt ("BIB"), die Jahres- und Halbjahresberichte
sowie die Ausgabe-, Rlicknahme- und Umtauschpreise erhaltlich
und sonstige Angaben und Unterlagen einsehbar.

Ferner wird die Volksbank Wien AG fir die Anteilinhaber beld
stimmte Zahlungen an diese weiterleiten und die Zeichnungen,
die Ricknahme beziehungsweise den Umtausch von Anteilen ab®
wickeln, sobald ihr entsprechende Zeichnungsantréage, Riicknahf
me- oder Umtauschauftrdge vorgelegt werden.

Samtliche der aktuell zum &ffentlichen Vertrieb in Osterreich zuf
gelassenen und durch die Union Investment Luxembourg S.A. verl2
walteten Fonds und/oder Investmentgesellschaften sind auf der
unter www.union-investment.com abrufbaren und fiir in Osterf
reich ansassige Anteilinhaber und Aktionare bestimmten HomelZ
page der Union Investment einsehbar.

Wichtige Mitteilungen an die Anteilinhaber werden in durch das
Investmentfondsgesetz 2011 angeordneten Fallen auf der elek
tronischen Verlautbarungs- und Informationsplattform des Bun@
des (EVI) sowie darlber hinaus auch auf der unter www.union-
investment.com abrufbaren und fir in Osterreich ansassige AnZ
teilinhaber und Aktionare bestimmten Homepage veréffentlicht.

Einrichtung gemaB Artikel 92 Abs. 1 Buchstabe c) und f) der
Richtlinie 2009/65/EG (OGAW) - Kontaktstelle fiir die Kommu
nikation mit den zustéandigen Behorden:

Union Investment Luxembourg S.A.
3, Heienhaff
L-1736 Senningerberg

Die Informationen zum Umgang mit Anlegerbeschwerden und
der Wahrnehmung von Anlegerrechten aus Anlagen in diesen
Fonds werden ebenfalls seitens der Union Investment Luxem@

bourg S.A. zur Verfligung gestellt.

Al



Union
Investment

Union Investment Luxembourg S.A.

3, Heienhaff
L-1736 Senningerberg

service@union-investment.com
privatkunden.union-investment.de

Genossenschaftliche FinanzGruppe
== == Volkshanken Raiffeisenbanken



	Inhaltsverzeichnis
	Ver­wal­tungs­ge­sell­schaft, Ab­schluss­prü­fer, 
Ver­wahr­stel­le und Ver­triebs­stel­len
	Ver­wal­tungs­ge­sell­schaft und zu­gleich OGA-​Verwalter
	Leitungsorgan der Uni­on In­vest­ment Lu­xem­bourg S.A.:
	Auf­sichts­rat der Ver­wal­tungs­ge­sell­schaft
	Ge­sell­schaf­ter der Uni­on In­vest­ment Lu­xem­bourg S.A.
	Aus­la­ge­rung des Port­fo­lio­ma­nage­ments an fol­gen­de, der Uni­on In­vest­ment Grup­pe an­ge­hö­ren­de, Ge­sell­schaf­ten:
	Ab­schluss­prü­fer des Fonds
	Ver­wahr­stel­le und zu­gleich Haupt­zahl­stel­le
	Zahl-​ und Ver­triebs­stel­le im Groß­her­zog­tum Lu­xem­burg

	Von der Ver­wal­tungs­ge­sell­schaft ver­wal­te­te Fonds
	Ver­kaufs­pro­spekt
	Der Fonds
	Die Ver­wal­tung des Fonds
	Die Ver­wahr­stel­le
	Die Rechts­stel­lung der An­teil­in­ha­ber
	All­ge­mei­ne Richt­li­ni­en der An­la­ge­po­li­tik
	All­ge­mei­ne Hin­wei­se zu De­ri­va­ten, Wert­pa­pier­fi­nan­zie­rungs­ge­schäf­ten so­wie Tech­ni­ken und In­stru­men­ten
	Die Aus­ga­be von An­tei­len
	Die Rück­nah­me und der Um­tausch von An­tei­len
	Die An­teil­wert­be­rech­nung
	Er­trags­ver­wen­dung
	Preis­ver­öf­fent­li­chun­gen
	Kos­ten
	Steu­ern
	All­ge­mei­ne Ri­si­ko­hin­wei­se
	Ri­si­ko­pro­fil der Unterfonds
	Ri­si­ko­pro­fil des ty­pi­schen In­ves­tors
	All­ge­mei­ne In­for­ma­tio­nen
	Sons­ti­ges
	Da­ten­schutz

	Lis­te der Un­ter­ver­wah­rer bzw. La­ger­stel­len
	Ver­wal­tungs­re­gle­ment
	Prä­am­bel
	Der Fonds
	Die Ver­wal­tungs­ge­sell­schaft
	Die Ver­wahr­stel­le
	All­ge­mei­ne Richt­li­ni­en für die An­la­ge­po­li­tik
	An­teile an ei­nem Unterfonds und An­teil­klas­sen
	Aus­ga­be von An­tei­len und die Be­schrän­kung der Aus­ga­be von An­tei­len
	Rück­nah­me und Um­tausch von An­tei­len
	An­teil­wert­be­rech­nung
	Ein­stel­lung der Be­rech­nung des An­teil­wer­tes
	Rech­nungs­jahr und Ab­schluss­prü­fung
	Er­trags­ver­wen­dung
	Dau­er und Auf­lö­sung des Fonds be­zie­hungs­wei­se ei­nes Unterfonds so­wie die Zu­sam­men­le­gung von Fonds be­zie­hungs­wei­se Unterfonds
	All­ge­mei­ne Kos­ten
	Ver­jäh­rung
	Än­de­run­gen
	Ver­öf­fent­li­chun­gen
	An­wend­ba­res Recht, Ge­richts­stand und Ver­trags­spra­che
	In-​Kraft-​Tre­ten

	Son­der­re­gle­ment des Unterfonds Uni­Sec­tor: BioPharma
	An­la­ge­ziel
	An­la­ge­po­li­tik
	Unterfondswährung, Aus­ga­be-​ und Rück­nah­me­preis von An­tei­len
	An­teile
	Er­trags­ver­wen­dung
	Kos­ten für die Ver­wal­tung und Ver­wah­rung des Unterfondsvermögens
	Dau­er des Unterfonds
	Name des Fonds, Ver­wahr­stel­le, Fonds­wäh­rung, Rech­nungs­jahr, Dau­er des Fonds

	Der Unterfonds im Über­blick
	Be­son­de­re Hin­wei­se

	Son­der­re­gle­ment des Unterfonds Uni­Sec­tor: HighTech
	An­la­ge­ziel
	An­la­ge­po­li­tik
	Unterfondswährung, Aus­ga­be-​ und Rück­nah­me­preis von An­tei­len
	An­teile
	Er­trags­ver­wen­dung
	Kos­ten für die Ver­wal­tung und Ver­wah­rung des Unterfondsvermögens
	Dau­er des Unterfonds
	Name des Fonds, Ver­wahr­stel­le, Fonds­wäh­rung, Rech­nungs­jahr, Dau­er des Fonds

	Der Unterfonds im Über­blick
	Be­son­de­re Hin­wei­se

	Son­der­re­gle­ment des Unterfonds Uni­Sec­tor: BasicIndustries
	An­la­ge­ziel
	An­la­ge­po­li­tik
	Unterfondswährung, Aus­ga­be-​ und Rück­nah­me­preis von An­tei­len
	An­teile
	Er­trags­ver­wen­dung
	Kos­ten für die Ver­wal­tung und Ver­wah­rung des Unterfondsvermögens
	Dau­er des Unterfonds
	Name des Fonds, Ver­wahr­stel­le, Fonds­wäh­rung, Rech­nungs­jahr, Dau­er des Fonds

	Der Unterfonds im Über­blick
	Be­son­de­re Hin­wei­se

	Zu­sätz­li­che In­for­ma­tio­nen für An­le­ger 
in der Bun­des­re­pu­blik Deutsch­land
	Zu­sätz­li­che In­for­ma­tio­nen für An­le­ger
in Ös­ter­reich

